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Wir sprechen für Ihr Recht.
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Or gan  des  Ös te r re i ch i s chen  Rech t sanwa l t skammer tages

Rechtspolitik – Dokumentation

En twu r f  e i nes  Bundesgese t zes ,  m i t  dem d ie  Rech t sanwa l t so rdnung,  das
Rech t sanwa l t s ta r i fgese t z ,  das  D i sz ip l i na r s ta t u t  f ü r  Rech t sanwä l t e  und
Rech t sanwa l t sanwär te r,  das  Bundesgese t z  übe r  den  f r e ien  D iens t l e i s t ungsve r keh r  
und  d ie  Niede r la s sung  von  eu ropä i schen  Rech t sanwä l t en  i n  Ös te r r e i ch ,  d ie
No ta r ia t so rdnung und  das  Bankwesengese t z  geände r t  we rden
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Österreichisches
A N W A L T S B L A T T

6 5 . J a h r g a n g ,  J u n i  2 0 0 3 ,  H e f t  6

D e r  a k t u e l l e  B e i t r a g

Vize-Präsident Dr. Rupert Wolff

Verbrechensbekämpfung und Grundrechtsschutz

Rechtsanwälte sind gem § 9 RAO
verpflichtet, die übernommene Ver-
tretung einer Partei dem Gesetz ge-
mäß zu führen und die Rechte der
Partei mit Eifer, Treue und Gewis-
senhaftigkeit zu vertreten.
In Hinkunft werden wir verpflichtet
sein, alle Geschäfte sorgfältig zu
prüfen, deren Art es besonders
nahe legt, dass sie mit Geldwä-
scherei (§ 165 StGB) oder Terroris-
musfinanzierung (§ 378d StGB)
zusammenhängen könnten und bei
denen wir für unsere Partei an der
Planung oder Durchführung von Im-
mobilientransaktionen oder Unter-
nehmensverkäufen, Vermögensver-
waltung, Kontoeröffnung oder -ver-
waltung, Gründung, Betrieb oder
Verwaltung von Gesellschaften mit-
wirken oder in Vertretung unserer
Partei Finanz- oder Immobilien-
transaktionen durchführen.
Rechtsanwälte haben geeignete
Kontroll- und Mitteilungsverfahren
innerhalb ihrer Kanzlei einzufüh-
ren, um der Durchführung solcher
Geschäfte, die mit Geldwäscherei
zusammenhängen, vorzubeugen.
Bei derartigen Geschäften und bei
Vorliegen bestimmter Voraussetzun-
gen (siehe Entwurf) haben Rechts-
anwälte ihre Partei zu identifizie-
ren. Die zur Identifizierung heran-
gezogenen Unterlagen sind aufzu-
bewahren.

Besteht der begründete Verdacht,
dass die genannten Geschäfte der
Geldwäscherei dienen, so ist eine
Verdachtsmeldung an das Bundes-
kriminalamt zu erstatten, es sei
denn, es handelt sich um Informa-
tionen, die einem Rechtsanwalt im
Rahmen der Rechtsberatung oder
Vertretung einer Partei zur Kenntnis
gelangten.
Die EU Kommission wollte ur-
sprünglich der Rechtsanwaltschaft
die Meldepflicht schlechthin, also
ohne jedwede Rücksichtnahme auf
das Grundrecht der Vertraulichkeit,
auferlegen. Erst nach langem
Kampf mit der Kommission und in
zweiter Lesung gelang es, den
Kernbereich der anwaltlichen Tätig-
keit, Rechtsberatung und Vertre-
tung, auszunehmen.
Es bleibt abzuwarten, ob die auf-
grund der Richtlinie nötige Neure-
gelung der Prüfung des Europäi-
schen Gerichtshofes für Menschen-
rechte Stand hält.
Eingriffe in das Grundrechtsgefüge
sind durch nichts zu rechtfertigen.
Die internationale Verbrechens-
bekämpfung verfolgt einäugig ihr
Ziel. Es gilt in Hinkunft mehr denn
je wachsam zu sei und jedem Ver-
such entgegenzutreten, auch die
Kernbereiche unseres Berufes, die
Rechtsberatung und Vertretung, zu
beschneiden.

Der Entwurf des BMJ zur Umset-
zung der Richtlinie des Europäi-
schen Parlaments und des Rats
vom 4. 12. 2002, 2001/97/EG
zur Bekämpfung der Geldwäsche
in nationales Recht wurde den
Rechtsanwaltskammern zur Begut-
achtung zugeleitet. Der ÖRAK hat,
nach Befassung des Arbeitskreises
Berufsrecht, dazu Stellung genom-
men (siehe www.rechtsanwaelte.at)
und mit Besorgnis festgestellt, dass
Richtlinie und Umsetzungsentwurf
einen erheblichen Eingriff in das
Gleichgewicht des Grundrechts-
schutzes darstellen. Die anwaltli-
che Verschwiegenheit ist vor-
nehmste Berufspflicht und als Bür-
gerrecht ein wesentlicher Teil je-
des freien, demokratischen Rechts-
systems. Vornehmste Berufspflicht
des Rechtsanwaltes ist Treue zu
seiner Partei. Das Vertrauen der
Partei kann ohne Rechtsschutz der
anwaltlichen Vertraulichkeit nicht
Bestand haben. Der CCBE, der
Rat des Anwaltschaften der Euro-
päischen Union, hat anlässlich der
Vollversammlung in Bergen am
23. und 24. 5. dieses Jahres
den Stand der Umsetzung in den
Mitgliedsländern erörtert. Nur we-
nige Mitgliedsländer, darunter die
Bundesrepublik Deutschland, ha-
ben die Richtlinie bereits umge-
setzt.
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Wichtige

Eingabe der Fallcodes
Die bisherige Praxis hat gezeigt, dass bei der Eingabe der Fallco-
des Unsicherheiten bestehen. Diese wurden durch die Einführung
des Mahnverfahrens am Gerichtshof verstärkt. Daher erlaubt sich
das Bundesministerium für Justiz in Zusammenarbeit mit dem Bun-
desrechenzentrum und dem Schulungszentrum des Oberlandes-
gerichtes Wien darauf hinzuweisen und einige Tipps für die Praxis
zu geben.

Der Fallcode 01 ist für Ansprüche aus Lieferungen und aus einem
Kauf vorgesehen, während bei Werkverträgen der dafür vorgese-
hene Fallcode 02 (Werklohn/Honorar) einzugeben ist.

Der Fallcode 06 (Darlehen/Kredit/Bürgschaft) wird häufig auch
bei Klagen wegen Auflösung eines Leasingvertrages – richtig ist
Fallcode 10 (Miete – bewegliche Sachen/Leasing) – und bei Re-
gressklagen bzw Klagen aus einer an eine Bank zedierten Forde-
rung – richtig ist Fallcode 12 (Sonstiger Anspruch) –, verwendet.
Wird eine solche Klage auch auf Anerkenntnis gestützt, ist eben-
falls der Fallcode 12 (Sonstiger Anspruch) einzugeben.

Statt des Fallcode 07 (Schaden aus Verkehrsunfall) wird bei Versi-
cherungsregressen wegen Leistungsfreiheit und auch bei nach
CMR zu beurteilenden LKW-Unfällen häufig fälschlich Fallcode 08
(Sonstiger Schadenersatz/Gewährleistungsanspruch) oder Fall-
code 12 (Sonstiger Anspruch) angegeben.

Die Verwendung der richtigen Fallcodes ist insofern von Bedeu-
tung, als die Statistik und die Personalbewirtschaftung davon ab-
hängen, die ein optimales Funktionieren der Justiz gewährleisten.
Zudem ist die gleichmäßige Auslastung der Richter Garant für die
Beschleunigung der Verfahren.

In diesem Zusammenhang darf auch darauf hingewiesen werden,
dass derzeit in der Anwendung der Justiz und der Schnittstelle des
elektronischen Rechtsverkehrs ein Mahnverfahren nur bei den Fall-
code 01 bis 12 vorgesehen ist.

Aufgrund der durch die Zivilverfahrensnovelle 2002 neu geschaf-
fenen Möglichkeit des Mahnverfahrens beim Gerichtshof sind nun
aber auch zB Amtshaftungsklagen, in denen ausschließlich die
Zahlung eines 30.000 Euro nicht übersteigenden Geldbetrages
begehrt wird, als Mahnsache zu behandeln.

Bis zur Freigabe des Mahnverfahrens auch bei anderen Fallcodes
(zB Fallcode 45 bei Amtshaftungsklagen) in der Verfahrensauto-
mation neu und im elektronischen Rechtsverkehr werden Sie er-
sucht, wie folgt vorzugehen:

Sind solche Klagen (zB Amtshaftungsklagen) bei Vorliegen der
sonstigen gesetzlichen Voraussetzungen als Mahnverfahren durch-
zuführen, so sind diese unter Fallcode 12 einzubringen. Im Text
der „Anspruchsbeschreibung“ in der Feldgruppe 10 ist bei diesen
Fällen auf die Art der Klage besonders hinzuweisen (zB Amtshaf-
tungsklage).

Für die korrekte Vorgehensweise bei Zinsen gemäß § 1333 Abs 2
ABGB nach dem Zinsrechtsänderungsgesetz wird auf das „Hin-
weisblatt“ bei den Gerichtsformularen verwiesen, das auf der
Homepage des Bundesministeriums für Justiz (www.bmj.gv.at) ab-
gerufen werden kann.

Anwaltsblatt Ausgabe
Juli/August
Wie auch bereits in den letzten Jahren werden die Ausgaben der
Monate Juli und August des Anwaltsblattes zu einer Doppelnum-
mer zusammengefasst, die in der zweiten Juli-Hälfte erscheinen
wird. Ab September erscheint das Österreichische Anwaltsblatt
wieder im gewohnten Rhythmus.

Wir dürfen diese Gelegenheit dazu benutzen, unseren Lesern
einen erholsamen Sommer zu wünschen.

Die Redaktion
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Nachstehend abgedruckter Entwurf einer Änderung der RAO und
weiterer Gesetze war zum Zeitpunkt der Drucklegung dieser Aus-
gabe des Anwaltsblattes in Begutachtung. Die Änderungen wer-
den – nach derzeitigem Informationsstand – im September 2003
in Kraft treten.

Entwurf
Bundesgesetz, mit dem die Rechtsanwaltsordnung,
das Rechtsanwaltstarifgesetz, das Disziplinarstatut
für Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter, das
Bundesgesetz über den freien Dienstleistungsverkehr
und die Niederlassung von europäischen Rechtsan-
wälten in Österreich, die Notariatsordnung und das
Bankwesengesetz geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Änderungen der Rechtsanwaltsordnung

Die Rechtsanwaltsordnung vom 6. Juli 1868, RGBl. Nr. 96, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 76/2002, wird wie
folgt geändert:
1. Im § 5 Abs. 5 wird die Wendung „und im Amtsblatt zur Wiener
Zeitung und in der amtlichen Landeszeitung“ durch die Wendung
„sowie im Internet auf der Homepage des Österreichischen Rechts-
anwaltskammertags (http://www.rechtsanwaelte.at) unverzüglich
und allgemein zugänglich“ ersetzt.
2. Nach § 8 werden folgende §§ 8a bis 8c eingefügt:
„§ 8a. (1) Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, alle Geschäfte beson-
ders sorgfältig zu prüfen, deren Art es besonders nahe legt, dass
sie mit Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder Terrorismusfinanzierung
(§ 278d StGB) zusammenhängen könnten, und bei denen er
1. für seine Partei an der Planung oder Durchführung von Ge-

schäften mitwirkt, die Folgendes betreffen:
a) den Kauf oder den Verkauf von Immobilien oder Unterneh-

men;
b) die Verwaltung von Geld, Wertpapieren oder sonstigen

Vermögenswerten, die Eröffnung oder Verwaltung von
Bank-, Spar- oder Wertpapierkonten;

c) die Gründung, den Betrieb oder die Verwaltung von Treu-
handgesellschaften, Gesellschaften oder ähnlichen Struktu-
ren einschließlich der Beschaffung der zur Gründung, zum
Betrieb oder zur Verwaltung von Gesellschaften erforderli-
chen Mittel; oder

2. in Vertretung seiner Partei Finanz- oder Immobilientransaktio-
nen durchführt.

(2) Der Rechtsanwalt hat geeignete Kontroll- und Mitteilungsver-
fahren innerhalb seiner Kanzlei einzuführen, um in den Fällen des

Abs. 1 Z 1 und 2 der Durchführung von Geschäften vorzubeugen,
die mit Geldwäscherei zusammenhängen könnten.
§ 8b. (1) Bei Vorliegen eines der in § 8a Abs. 1 Z 1 und 2 ange-
führten Geschäfte ist der Rechtsanwalt verpflichtet, die Identität sei-
ner Partei jedenfalls festzustellen
1. bei Anknüpfung eines auf Dauer angelegten Auftragsverhältnis-

ses,
2. bei allen sonstigen Geschäften, bei denen die Auftragssumme

(die Bemessungsgrundlage nach den Autonomen Honorar-
Richtlinien für Rechtsanwälte) mindestens 15 000 Euro beträgt,
und zwar unabhängig davon, ob das Geschäft in einem einzi-
gen Vorgang oder in mehreren Vorgängen, zwischen denen
eine Verbindung zu bestehen scheint, getätigt wird. Ist die Auf-
tragssumme (die Höhe der Bemessungsgrundlage) zunächst
nicht bekannt, so ist die Identität festzustellen, sobald absehbar
ist oder fest steht, dass die Auftragssumme (die Höhe der Be-
messungsgrundlage) voraussichtlich mindestens 15 000 Euro
beträgt, oder

3. wenn der begründete Verdacht besteht, dass das Geschäft der
Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder der Terrorismusfinanzierung
(§ 278d StGB) dient.

Hegt der Rechtsanwalt Zweifel, ob die Partei auf eigene Rechnung
handelt, oder hat er Gewissheit, dass sie nicht auf eigene Rech-
nung handelt, so hat der Rechtsanwalt angemessene Maßnahmen
zur Einholung von Informationen über die tatsächliche Identität der
Personen zu setzen, für deren Rechnung die Partei handelt. Kommt
die Partei einem Auskunftsverlangen des Rechtsanwalts im Rahmen
seiner Identifizierungsverpflichtung nicht nach, ist das Bundeskrimi-
nalamt zu verständigen.
(2) Die Identität einer Partei oder eines Treugebers ist durch per-
sönliche Vorlage eines amtlichen Lichtbildausweises oder – wo
dies nicht möglich ist – einen amtlich dokumentierten, in gleicher
Weise beweiskräftigen Vorgang festzustellen. Als amtlicher Licht-
bildausweis in diesem Sinn gelten von einer staatlichen Behörde
ausgestellte Dokumente, die mit einem nicht austauschbaren, er-
kennbaren Kopfbild der betreffenden Person versehen sind, und
den Namen, die Unterschrift und – soweit dies nach dem Recht des
ausstellenden Staates vorgesehen ist – auch das Geburtsdatum der
Person sowie die ausstellende Behörde enthalten. Schreitet für die
Partei ein Vertreter ein, so ist dessen Identität in gleicher Weise
festzustellen. Die Vertretungsbefugnis ist anhand geeigneter Be-
scheinigungen zu überprüfen. Ist die Partei in den Fällen des § 8a
Abs. 1 Z 1 und 2 bei Anknüpfung eines auf Dauer angelegten Auf-
tragsverhältnisses oder bei der Durchführung eines Geschäfts nicht
physisch anwesend (Ferngeschäft), so hat der Rechtsanwalt geeig-
nete und beweiskräftige Maßnahmen zu ergreifen, um die Identität
der Partei verlässlich festzustellen.
(3) Die Feststellung der Identität kann unterbleiben, wenn die Par-
tei ein Kredit- oder Finanzinstitut ist, das den Vorschriften der Richt-
linie 91/308/EWG in der Fassung der Richtlinie 2001/97/EG
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unterliegt, oder welches in einem Drittland ansässig ist, das den
Anforderungen dieser Richtlinie gleichwertige Anforderungen
stellt.
(4) Der Rechtsanwalt hat die nach Abs. 2 zur Feststellung der Iden-
tität vorgelegten Unterlagen soweit als möglich im Original aufzu-
bewahren. Bei amtlichen Lichtbildausweisen und anderen Unterla-
gen, deren Aufbewahrung im Original nicht möglich oder nicht
tunlich ist, sind Kopien anzufertigen und aufzubewahren.
§ 8c. (1) Besteht in den Fällen des § 8a Abs. 1 Z 1 und 2 der be-
gründete Verdacht, dass das Geschäft der Geldwäscherei (§ 165
StGB) oder der Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) dient, so
hat der Rechtsanwalt hievon unverzüglich das Bundeskriminalamt
in Kenntnis zu setzen (Verdachtsmeldung). Der Rechtsanwalt ist
aber nicht zur Verdachtsmeldung hinsichtlich solcher Tatsachen
verpflichtet, die er von einer oder über eine Partei im Rahmen der
Rechtsberatung oder im Zusammenhang mit ihrer Vertretung vor ei-
nem Gericht oder einer diesem vorgeschalteten Behörde erhalten
hat, es sei denn, dass die Partei für den Rechtsanwalt erkennbar
die Rechtsberatung offenkundig zum Zweck der Geldwäscherei
(§ 165 StGB) oder der Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) in
Anspruch nimmt. Von einer Verdachtsmeldung oder einer Meldung
an die Behörde nach § 8b darf der Rechtsanwalt seine Partei in
Kenntnis setzen, soweit dies dazu dienen soll, die Partei von der
Vornahme verbotener Handlungen und Unterlassungen abzuhal-
ten, die mit Geldwäsche zusammenhängen könnten.
(2) Hat der Rechtsanwalt eine Verdachtsmeldung nach Abs. 1 zu
erstatten, so darf er das Geschäft nicht vornehmen, bevor er das
Bundeskriminalamt benachrichtigt hat. Der Rechtsanwalt ist be-
rechtigt, vom Bundeskriminalamt zu verlangen, dass dieses ent-
scheidet, ob gegen die unverzügliche Durchführung eines Ge-
schäfts Bedenken bestehen; äußert sich die Behörde nicht bis zum
Ende des folgenden Werktages, so darf das Geschäft unverzüg-
lich durchgeführt werden. Falls der Verzicht auf die Durchführung
des Geschäfts aber nicht möglich ist oder durch einen solchen Ver-
zicht die Ermittlung des Sachverhalts oder die Sicherstellung der
Vermögenswerte erschwert oder verhindert würde, so hat der
Rechtsanwalt dem Bundeskriminalamt unmittelbar danach die nö-
tige Information zu erteilen.
(3) Das Bundeskriminalamt ist ermächtigt, anzuordnen, dass die
Durchführung eines solchen Geschäfts zu unterbleiben hat oder
vorläufig aufzuschieben ist. Die Behörde hat den Rechtsanwalt, die
Partei und die Staatsanwaltschaft ohne unnötigen Aufschub von
der Anordnung zu verständigen. Die Verständigung der Partei hat
den Hinweis zu enthalten, dass sie oder ein sonst Betroffener be-
rechtigt sei, Beschwerde wegen Verletzung ihrer Rechte an den un-
abhängigen Verwaltungssenat zu erheben; auf die in § 67c AVG
enthaltenen Bestimmungen für solche Beschwerden ist hinzuwei-
sen. Sobald die Partei von einer solchen Anordnung zu verständi-
gen wäre, darf der Rechtsanwalt seine Partei jedenfalls davon in
Kenntnis setzen.

(4) Das Bundeskriminalamt hat die Anordnung nach Abs. 3 aufzu-
heben, sobald die Voraussetzungen für die Erlassung weggefallen
sind oder die Staatsanwaltschaft erklärt, dass die Voraussetzungen
für die Erlassung einer einstweiligen Verfügung nach § 144a StPO
nicht bestehen. Die Anordnung tritt im Übrigen außer Kraft,
1. wenn seit ihrer Erlassung sechs Monate vergangen sind, oder
2. sobald das Gericht über einen Antrag auf Erlassung einer einst-

weiligen Verfügung nach § 144a StPO rechtskräftig entschie-
den hat.“

3. Dem § 9 werden folgende Absätze 4 und 5 angefügt:
„(4) Bei Vorliegen eines der im § 8a Abs. 1 Z 1 und 2 angeführten
Geschäfte hat der Rechtsanwalt dem Bundeskriminalamt auf An-
frage über alle ihm bekannten Umstände Auskunft zu erteilen, so-
weit dies zur Klärung eines gegen die Partei gerichteten Verdachts
auf Geldwäscherei erforderlich ist. Diese Verpflichtung entfällt unter
den in § 8c Abs. 1 zweiter Satz genannten Voraussetzungen.
(5) Die gutgläubige Mitteilung an das Bundeskriminalamt gemäß
§§ 8b und 8c gilt nicht als Verletzung der Verschwiegenheits-
pflicht sowie anderer vertraglicher oder durch Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften geregelter Bekanntmachungsbeschränkungen
(Geheimhaltungspflichten) und zieht für den Rechtsanwalt keinerlei
nachteilige Rechtsfolgen nach sich.“
4. Dem § 12 werden folgende Absätze 3 und 4 angefügt:
„(3) Die Verpflichtung zur Aufbewahrung von Unterlagen nach
§ 8b Abs. 4 endet frühestens nach 5 Jahren von dem Zeitpunkt an
gerechnet, an dem das Auftragsverhältnis mit der Partei beendet
worden ist.
(4) Belege und Aufzeichnungen über eines der in § 8a Abs. 1 Z 1
und 2 angeführten Geschäfte sind mindestens 5 Jahre ab Ab-
schluss des betreffenden Geschäfts aufzubewahren.“
5. Im § 21 wird die Wendung „durch die Wiener und amtliche
Landes-Zeitung kundzumachen“ durch die Wendung „im Internet
auf der Homepage des Österreichischen Rechtsanwaltskammer-
tags (http://www.rechtsanwaelte.at) unverzüglich und allgemein
zugänglich zu veröffentlichen“ ersetzt.
6. § 21b wird wie folgt geändert:
a) Der bisherige Inhalt des § 21b erhält die Absatzbezeichnung
„(1)“;
b) Folgender Abs. 2 wird angefügt:
„(2) Der Rechtsanwalt hat den Rechtsanwaltsanwärter sowie die
sonstigen bei ihm Beschäftigten durch geeignete Maßnahmen mit
den Bestimmungen, die der Verhinderung oder der Bekämpfung
der Geldwäsche dienen, vertraut zu machen. Diese Maßnahmen
schließen unter anderem die Teilnahme des Rechtsanwalts und des
Rechtsanwaltsanwärters an besonderen Fortbildungsprogrammen
(§ 28 Abs. 2) zur Erkennung mit Geldwäsche zusammenhängen-
der Geschäfte und richtigem Verhalten in solchen Fällen ein.“
7. § 23 hat zu lauten:
„§ 23. (1) Der Wirkungsbereich der Rechtsanwaltskammer er-
streckt sich auf das Bundesland, für das sie errichtet wurde, sowie
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auf alle Rechtsanwälte, die in die Liste dieser Rechtsanwaltkammer
eingetragen sind. Die Rechtsanwaltskammer besorgt ihre Ge-
schäfte teils unmittelbar in Plenarversammlungen teils mittelbar
durch ihren Ausschuss.
(2) Die Rechtsanwaltskammer hat innerhalb ihres Wirkungsberei-
ches die beruflichen, sozialen und wirtschaftlichen Interessen der
der Rechtsanwaltskammer angehörenden Rechtsanwälte wahrzu-
nehmen, zu fördern und zu vertreten. Dabei obliegt der Rechtsan-
waltskammer insbesondere auch die Wahrung der Ehre, des Anse-
hens, der Rechte und der Unabhängigkeit sowie die Überwachung
der Pflichten des Rechtsanwaltsstandes.“
8. § 28 Abs. 1 lit. l hat zu lauten:
„l) bezogen auf das Bundesland, für das die Rechtsanwaltskam-

mer errichtet wurde, die Erstattung von Gesetzvorschlägen und
Gutachten über Gesetzentwürfe, von Berichten über den Zu-
stand der Rechtspflege sowie von Mitteilungen über Mängel
und Wünsche, die mit der Rechtspflege zusammenhängen; be-
zogen auf andere Bundesländer bzw. das ganze Bundesgebiet
die Erstattung derartiger Äußerungen an den Österreichischen
Rechtsanwaltskammertag;“

9. § 35 Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag ist, soweit die
österreichische Rechtsanwaltschaft in ihrer Gesamtheit oder über
den Wirkungsbereich einer einzelnen Rechtsanwaltskammer hi-
naus betroffen ist, zur Wahrung ihrer Rechte und Angelegenheit
sowie zu ihrer Vertretung berufen.“
10. Im § 36
a) hat Abs. 1 Z 2 zu lauten:
„2. die Beschlussfassung über Maßnahmen zur Förderung der

Ausübung des Rechtsanwaltsberufs insbesondere
a) zur Erhaltung der Unabhängigkeit des Rechtsanwaltsstan-

des
b) zur Aus- und Fortbildung;“

b) wird dem Abs. 1 folgende Z 3 angefügt:
„3. die Vertretung der österreichischen Rechtsanwaltschaft gegen-

über anderen Berufsorganisationen des In- und Auslandes mit
gleichem oder ähnlichem Aufgabenbereich.“ und

c) hat Abs. 3 zu lauten:
„(3) Jede Rechtsanwaltskammer kann dem Österreichischen
Rechtsanwaltskammertag mit dessen Zustimmung in ihren Aufga-
benbereich fallende Angelegenheiten zur Wahrnehmung übertra-
gen und zwar die Verwaltung der Versorgungseinrichtung der
Rechtsanwaltskammer, die Durchführung und Anerkennung der für
Rechtsanwaltsanwärter verbindlichen Ausbildungsveranstaltungen,
die Verhandlung und den Abschluss von Versicherungsverträgen
und die Führung von Treuhandbüchern.“
11. § 37 wird wie folgt geändert:
a) Der bisherige Inhalt des § 37 erhält die Absatzbezeichnung
„(1)“.
b) Folgender Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Die vom Österreichischen Rechtsanwaltskammertag erlassenen
Richtlinien sind im Internet auf der Homepage des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertags (http://www.rechtsanwaelte.at) dauer-
haft bereitzustellen.“
12. § 38 hat zu lauten:
„§ 38. Die Organe des Österreichischen Rechtsanwaltskammer-
tags sind die Vertreterversammlung, der Präsidentenrat und das
Präsidium.“
13. § 40 Abs. 1 und 2 haben zu lauten:
„(1) Die Vertreterversammlung ist beschlussfähig, wenn mindes-
tens sechs Rechtsanwaltskammern durch die Mehrheit ihrer Dele-
gierten oder deren Bevollmächtigte (§ 39 Abs. 3) vertreten sind.
(2) Die Vertreterversammlung fasst ihre Beschlüsse mit einfacher
Mehrheit. Hierbei hat jeder Delegierte eine Stimme. Für das Zu-
standekommen eines Beschlusses ist überdies erforderlich, dass für
ihn jeweils die Mehrheit der Delegierten von mindestens sechs
Rechtsanwaltskammern stimmen. Bei Stimmengleichheit gibt die
Stimme des Vorsitzenden (§ 41 Abs. 3) den Ausschlag; ist der Vor-
sitzende nicht auch Delegierter, so hat er nur bei Stimmengleich-
heit ein Stimmrecht.“
14. § 41 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Die Vertreterversammlung wählt unter den für Beschlüsse er-
forderlichen Voraussetzungen (§ 40 Abs. 1 und 2) aus den Mitglie-
dern der einzelnen Rechtsanwaltskammern den Präsidenten und
drei Präsidenten-Stellvertreter des Österreichischen Rechtsanwalts-
kammertags. Der Präsident und die drei Präsidenten-Stellvertreter
gehören für die Dauer ihres Amtes der Vertreterversammlung auch
dann an, wenn sie nicht Delegierte sind, haben jedoch in diesem
Fall – vorbehaltlich des § 40 Abs. 2 letzter Satz – kein Stimm-
recht.“
15. Im § 42
a) haben die Absätze 1 und 2 zu lauten:
„(1) Der Präsidentenrat des Österreichischen Rechtsanwaltskam-
mertags besteht aus den Präsidenten der einzelnen Rechtsanwalts-
kammern. Den Vorsitz im Präsidentenrat führt für jeweils sechs Mo-
nate eine Rechtsanwaltskammer. Mitglieder des Präsidiums des
Österreichischen Rechtsanwaltskammertags können nicht Mitglied
des Präsidentenrates sein.
(2) Im Verhinderungsfall wird der Präsident einer Rechtsanwalts-
kammer durch einen Präsidenten-Stellvertreter, ist auch dieser ver-
hindert durch ein vom Präsidenten bevollmächtigtes sonstiges Mit-
glied des Ausschusses seiner Rechtsanwaltskammer oder durch ei-
nen von ihm bevollmächtigten Präsidenten einer anderen Rechtsan-
waltskammer vertreten. Mitglieder des Präsidiums des Österrei-
chischen Rechtsanwaltskammertags können den verhinderten Prä-
sidenten ihrer Rechtsanwaltskammer nicht vertreten, sie können
auch nicht zur Vertretung bevollmächtigt werden.“
b) haben die Absätze 4 und 5 zu lauten:
„(4) Beschlüsse des Präsidentenrates können auch auf schriftli-
chem Wege gefasst werden, wenn alle stimmberechtigten Mitglie-
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der des Präsidentenrates mit der Abstimmung im schriftlichen
Wege einverstanden sind.

(5) Dem Präsidentenrat obliegen:

1. die Festlegung der Grundsätze der Standespolitik und der von
der österreichischen Rechtsanwaltschaft zu verfolgenden
Rechtspolitik;

2. die Genehmigung des vom Präsidium des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertags der Vertreterversammlung zur Be-
schlussfassung vorzulegenden Budgets des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertags;

3. die Überwachung des laufenden Budgetvollzuges sowie die
Genehmigung von Umschichtungen innerhalb des Budgets zur
Deckung nicht budgetierter Ausgaben;

4. die Überwachung der Tätigkeit des Präsidiums und die Ertei-
lung von Weisungen und Aufträgen an dieses; das Präsidium
ist dem Präsidentenrat berichtspflichtig;

5. die Beschlussfassung über Anträge des Präsidiums über Ange-
legenheiten, in denen im Präsidium keine Einstimmigkeit erzielt
werden konnte (§ 42a Abs. 3), wenn auch nur ein Mitglied des
Präsidiums eine solche Beschlussfassung durch den Präsiden-
tenrat beantragt.“

c) werden folgende Absätze 6 bis 8 angefügt:

„(6) Der Präsidentenrat kann die Vornahme einzelner Geschäfte
durch das Präsidium oder eines zur Geschäftsführung berechtigten
Mitglieds des Präsidiums von seiner Zustimmung abhängig ma-
chen.

(7) Die Mitglieder des Präsidiums des Österreichischen Rechtsan-
waltskammertags nehmen an den Sitzungen des Präsidentenrates
teil, es sei denn der Präsidentenrat fasst einen gegenteiligen Be-
schluss. Mitgliedern des Präsidiums kommt kein Stimmrecht im Prä-
sidentenrat zu.

(8) Der Vorsitzende des Präsidentenrates hat die Sitzungen nach
Bedarf einzuberufen, jedenfalls aber auf Verlangen von zwei Mit-
gliedern des Präsidentenrates oder eines Mitgliedes des Präsidi-
ums des Österreichischen Rechtsanwaltskammertags, wobei die
Sitzung innerhalb von drei Wochen nach Antragstellung an den
Vorsitzenden des Präsidentenrates stattzufinden hat.“

16. Nach § 42 werden folgende §§ 42a und 42b eingefügt:

„§ 42a. (1) Das Präsidium des Österreichischen Rechtsanwalts-
kammertags besteht aus dem Präsidenten und den drei Präsiden-
ten-Stellvertretern des Österreichischen Rechtsanwaltskammertags.
Den Vorsitz im Präsidium führt der Präsident des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertags, bei Verhinderung ein Präsidenten-Stell-
vertreter (§ 42b Abs. 2).

(2) Sitzungen des Präsidiums sind vom Vorsitzenden nach Bedarf
einzuberufen, jedenfalls aber auf Verlangen eines Präsidiumsmit-
gliedes, wobei die Sitzung innerhalb von zwei Wochen nach
Antragstellung an den Vorsitzenden des Präsidiums stattzufinden
hat.

(3) Das Präsidium ist beschlussfähig, wenn bei ordnungsgemäßer
Einberufung mindestens drei Mitglieder anwesend sind. Für das
Zustandekommen eines Beschlusses des Präsidiums ist die Zustim-
mung aller anwesenden Präsidiumsmitglieder erforderlich. Kommt
Einstimmigkeit nicht zustande, so ist die Angelegenheit über An-
trag auch nur eines anwesend gewesenen Mitgliedes des Präsidi-
ums dem Präsidentenrat vorzulegen (§ 42 Abs. 5 Z 5). Beschlüsse
des Präsidiums können auch auf schriftlichem Wege gefasst wer-
den, wenn alle Mitglieder des Präsidiums mit der Abstimmung im
schriftlichen Wege einverstanden sind.

(4) Dem Präsidium obliegen in Gesamtverantwortung alle Auf-
gaben, die nicht gemäß § 40 Abs. 3 der Vertreterversammlung
oder gemäß § 42 Abs. 5 und 6 dem Präsidentenrat vorbehalten
sind.

(5) Das Präsidium hat sich eine Geschäftsverteilung zu geben, die
der Zustimmung des Präsidentenrats bedarf. Unbeschadet der Ge-
samtverantwortung des Präsidiums hat die Geschäftsverteilung zu
bestimmen, welches Präsidiumsmitglied für welche Aufgaben ver-
antwortlich ist. Diese Aufgaben sind unter Beachtung der Vorga-
ben des Budgets, gemäß den vom Präsidentenrat festgelegten
Grundsätzen für die Standes- und Rechtspolitik unter Beachtung
der Beschlüsse des Präsidentenrates und des Präsidiums des Öster-
reichischen Rechtsanwaltskammertags zu besorgen.

§ 42b. (1) Der Präsident des Österreichischen Rechtsanwaltskam-
mertags vertritt den Österreichischen Rechtsanwaltskammertag
nach außen, vollzieht die Beschlüsse der Vertreterversammlung,
des Präsidentenrates und des Präsidiums des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertags.

(2) Im Verhinderungsfall oder auf Ersuchen des Präsidenten des
Österreichischen Rechtsanwaltskammertags wird dieser durch den
von ihm beauftragten, mangels einer solchen Beauftragung durch
den nach der Geschäftsordnung des Österreichischen Rechtsan-
waltskammertags zuständigen Präsidenten-Stellvertreter des Öster-
reichischen Rechtsanwaltskammertags vertreten.“

Artikel II
Änderungen des Rechtsanwaltstarifgesetzes

Das Bundesgesetz über den Rechtsanwaltstarif, BGBl. Nr. 189/
1969, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 132/
2001, wird wie folgt geändert:

1. Im § 16 wird das Zitat „§ 4 Abs. 1 EWR-RAG 1992“ durch das
Zitat „§ 5 Abs. 1 EuRAG“ ersetzt.

2. § 23 Abs. 6 und 7 haben zu lauten:

„(6) In Rechtsstreitigkeiten, in denen ein bedingter Zahlungsbefehl
zu erlassen ist oder in denen die Beantwortung der Klage aufgetra-
gen wird, ist – vorbehaltlich des Abs. 7 – auch für die Klage, die
Beantwortung der Klage und den Einspruch gegen den Zahlungs-
befehl der auf diese Leistung entfallende Teil des Einheitssatzes
doppelt zuzusprechen.
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(7) In Rechtsstreitigkeiten, in denen die Zahlung eines 360 Euro
nicht übersteigenden Geldbetrags begehrt wird und ein bedingter
Zahlungsbefehl zu erlassen ist, gebührt für die in der Tarifpost 2
genannten Klagen der Einheitssatz nach Abs. 3. Wird gegen den
Zahlungsbefehl Einspruch erhoben, so ist stattdessen für die Klage
der doppelte Einheitssatz zuzusprechen.“
3. In der Tarifpost 1 wird im Abschnitt I lit. g das Zitat „§ 4 Abs. 2
EWR-RAG 1992“ durch das Zitat „§ 5 Abs. 2 EuRAG“ ersetzt.
4. Tarifpost 2 Abschnitt II Z 1 lit. a wird aufgehoben.
5. In der Tarifpost 3 A Abschnitt I Z 1 lit. d wird das Zitat „§ 258“
durch das Zitat „§ 257 Abs. 3“ ersetzt.

Artikel III
Änderung des Disziplinarstatuts für Rechtsanwälte

und Rechtsanwaltsanwärter

Das Disziplinarstatut für Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter
vom 28. Juni 1990, Art. I BGBl. Nr. 474, zuletzt geändert durch
das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 98/2001, wird wie folgt geändert:
Im § 70 Abs. 1 wird die Wendung „im ‚Amtsblatt zur Wiener
Zeitung‘“ durch die Wendung „im Internet auf der Homepage des
Österreichischen Rechtsanwaltskammertags (http://www.rechts
anwaelte.at)“ ersetzt.

Artikel IV
Änderungen des Bundesgesetzes über den freien

Dienstleistungsverkehr und die Niederlassung
von europäischen Rechtsanwälten in Österreich

Das Bundesgesetz über den freien Dienstleistungsverkehr und die
Niederlassung von europäischen Rechtsanwälten in Österreich,
Art. I BGBl. I Nr. 27/2000, zuletzt geändert durch das Bundesge-
setz BGBl. I Nr. 98/2001, wird wie folgt geändert:
1. § 4 Abs. 1 zweiter Satz hat zu lauten:
„Vor dem erstmaligen Einschreiten im Sprengel einer Rechtsan-
waltskammer haben sie die jeweils zuständige Rechtsanwaltskam-
mer (§ 7 Abs. 1) schriftlich zu verständigen.“
2. Im § 26 Abs. 2 Z 4 wird die Wendung „und dem Fürstentum
Liechtenstein“ durch die Wendung „dem Fürstentum Liechtenstein
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft“ ersetzt.

Artikel V
Änderungen der Notariatsordnung

Die Notariatsordnung vom 25. Juli 1871, RGBl. Nr. 75, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 76/2002, wird wie
folgt geändert:
1. Nach § 36 werden folgende §§ 36a bis 36c eingefügt:
„§ 36a. (1) Der Notar ist verpflichtet, alle Geschäfte besonders
sorgfältig zu prüfen, deren Art es besonders nahe legt, dass sie mit
Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder Terrorismusfinanzierung
(§ 278d StGB) zusammenhängen könnten, und bei denen er

1. für seine Partei an der Planung oder Durchführung von Ge-
schäften mitwirkt, die Folgendes betreffen:
a) den Kauf oder den Verkauf von Immobilien oder Unterneh-

men;
b) die Verwaltung von Geld, Wertpapieren oder sonstigen

Vermögenswerten, die Eröffnung oder Verwaltung von
Bank-, Spar- oder Wertpapierkonten;

c) die Gründung, den Betrieb oder die Verwaltung von Treu-
handgesellschaften, Gesellschaften oder ähnlichen Struktu-
ren einschließlich der Beschaffung der zur Gründung, zum
Betrieb oder zur Verwaltung von Gesellschaften erforderli-
chen Mittel;

oder
2. in Vertretung seiner Partei Finanz- oder Immobilientransaktio-

nen durchführt.
(2) Der Notar hat geeignete Kontroll- und Mitteilungsverfahren in-
nerhalb seiner Kanzlei einzuführen, um in den Fällen des Abs. 1
Z 1 und 2 der Durchführung von Geschäften vorzubeugen, die mit
Geldwäscherei zusammenhängen könnten.
§ 36b. (1) Bei Vorliegen eines der in § 36a Abs. 1 Z 1 und 2 an-
geführten Geschäfte ist der Notar verpflichtet, die Identität seiner
Partei jedenfalls festzustellen
1. bei Anknüpfung eines auf Dauer angelegten Auftragsverhältnis-

ses,
2. bei allen sonstigen Geschäften, bei denen die Auftragssumme

(die Bemessungsgrundlage nach dem NTG) mindestens
15 000 Euro beträgt, und zwar unabhängig davon, ob das
Geschäft in einem einzigen Vorgang oder in mehreren Vorgän-
gen, zwischen denen eine Verbindung zu bestehen scheint, ge-
tätigt wird. Ist die Auftragssumme (die Höhe der Bemessungs-
grundlage) zunächst nicht bekannt, so ist die Identität festzustel-
len, sobald absehbar ist oder fest steht, dass die Auftrags-
summe (die Höhe der Bemessungsgrundlage) voraussichtlich
mindestens 15 000 Euro beträgt, oder

3. wenn der begründete Verdacht besteht, dass das Geschäft der
Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder der Terrorismusfinanzierung
(§ 278d StGB) dient.

Hegt der Notar Zweifel, ob die Partei auf eigene Rechnung han-
delt, oder hat er Gewissheit, dass sie nicht auf eigene Rechnung
handelt, so hat er angemessene Maßnahmen zur Einholung von In-
formationen über die tatsächliche Identität der Personen zu setzen,
für deren Rechnung die Partei handelt. Kommt die Partei einem
Auskunftsverlangen des Notars im Rahmen seiner Identifizierungs-
verpflichtung nicht nach, ist das Bundeskriminalamt zu verständi-
gen.
(2) Die Identität einer Partei oder eines Treugebers ist durch per-
sönliche Vorlage eines amtlichen Lichtbildausweises oder – wo
dies nicht möglich ist – einen amtlich dokumentierten, in gleicher
Weise beweiskräftigen Vorgang festzustellen. Als amtlicher Licht-
bildausweis in diesem Sinn gelten von einer staatlichen Behörde
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ausgestellte Dokumente, die mit einem nicht austauschbaren er-
kennbaren Kopfbild der betreffenden Person versehen sind, und
den Namen, die Unterschrift und – soweit dies nach dem Recht des
ausstellenden Staates vorgesehen ist – auch das Geburtsdatum der
Person sowie die ausstellende Behörde enthalten. Schreitet für die
Partei ein Vertreter ein, so ist dessen Identität in gleicher Weise
festzustellen. Die Vertretungsbefugnis ist anhand geeigneter Be-
scheinigungen zu überprüfen. Ist die Partei in den Fällen des
§ 36a Abs. 1 Z 1 und 2 bei Anknüpfung eines auf Dauer angeleg-
ten Auftragsverhältnisses oder bei der Durchführung eines Ge-
schäfts nicht physisch anwesend (Ferngeschäft), so hat der Notar
geeignete und beweiskräftige Maßnahmen zu ergreifen, um die
Identität der Partei verlässlich festzustellen.
(3) Die Feststellung der Identität kann unterbleiben, wenn die Par-
tei ein Kredit- oder Finanzinstitut ist, das den Vorschriften der Richt-
linie 91/308/EWG in der Fassung der Richtlinie 2001/97/EG
unterliegt, oder welches in einem Drittland ansässig ist, das den
Anforderungen dieser Richtlinie gleichwertige Anforderungen
stellt.
(4) Der Notar hat die nach Abs. 2 zur Feststellung der Identität
vorgelegten Unterlagen soweit als möglich im Original aufzube-
wahren. Bei amtlichen Lichtbildausweisen und anderen Unterla-
gen, deren Aufbewahrung im Original nicht möglich oder nicht
tunlich ist, sind Kopien anzufertigen und aufzubewahren.
§ 36c. (1) Besteht in den Fällen des § 36a Abs. 1 Z 1 und 2 der
begründete Verdacht, dass das Geschäft der Geldwäscherei
(§ 165 StGB) oder der Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB)
dient, so hat der Notar hievon unverzüglich das Bundeskriminal-
amt in Kenntnis zu setzen (Verdachtsmeldung). Der Notar ist aber
nicht zur Verdachtsmeldung hinsichtlich solcher Tatsachen ver-
pflichtet, die er von einer oder über eine Partei im Rahmen der
Rechtsberatung oder im Zusammenhang mit ihrer Vertretung vor ei-
nem Gericht oder einer diesem vorgeschalteten Behörde erhalten
hat, es sei denn, dass die Partei für den Notar erkennbar die
Rechtsberatung offenkundig zum Zweck der Geldwäscherei
(§ 165 StGB) oder der Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) in
Anspruch nimmt. Von einer Verdachtsmeldung oder einer Meldung
an das Bundeskriminalamt nach § 36b darf der Notar seine Partei
in Kenntnis setzen, soweit dies dazu dienen soll, die Partei von der
Vornahme verbotener Handlungen und Unterlassungen abzuhal-
ten, die mit Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder Terrorismusfinanzie-
rung (§ 278d StGB) zusammenhängen könnten.
(2) Hat der Notar eine Verdachtsmeldung nach Abs. 1 zu erstat-
ten, so darf er das Geschäft nicht vornehmen, bevor er das Bundes-
kriminalamt benachrichtigt hat. Der Notar ist berechtigt, vom Bun-
deskriminalamt zu verlangen, dass dieses entscheidet, ob gegen
die unverzügliche Durchführung eines Geschäfts Bedenken beste-
hen; äußert sich das Bundeskriminalamt nicht bis zum Ende des fol-
genden Werktages, so darf das Geschäft unverzüglich durchge-
führt werden. Falls der Verzicht auf die Durchführung des Ge-

schäfts aber nicht möglich ist oder durch einen solchen Verzicht
die Ermittlung des Sachverhalts oder die Sicherstellung der Vermö-
genswerte erschwert oder verhindert würde, so hat der Notar der
Behörde unmittelbar danach die nötige Information zu erteilen.

(3) Das Bundeskriminalamt ist ermächtigt, anzuordnen, dass die
Durchführung eines solchen Geschäfts zu unterbleiben hat oder
vorläufig aufzuschieben ist. Das Bundeskriminalamt hat den Notar,
die Partei und die Staatsanwaltschaft ohne unnötigen Aufschub
von der Anordnung zu verständigen. Die Verständigung der Partei
hat den Hinweis zu enthalten, dass sie oder ein sonst Betroffener
berechtigt sei, Beschwerde wegen Verletzung ihrer Rechte an den
unabhängigen Verwaltungssenat zu erheben; auf die in § 67c
AVG enthaltenen Bestimmungen für solche Beschwerden ist hinzu-
weisen. Sobald die Partei von einer solchen Anordnung zu verstän-
digen wäre, darf der Notar seine Partei jedenfalls davon in Kennt-
nis setzen.

(4) Das Bundeskriminalamt hat die Anordnung nach Abs. 3 aufzu-
heben, sobald die Voraussetzungen für die Erlassung weggefallen
sind oder die Staatsanwaltschaft erklärt, dass die Voraussetzungen
für die Erlassung einer einstweiligen Verfügung nach § 144a StPO
nicht bestehen. Die Anordnung tritt im Übrigen außer Kraft,

1. wenn seit ihrer Erlassung sechs Monate vergangen sind, oder

2. sobald das Gericht über einen Antrag auf Erlassung einer einst-
weiligen Verfügung nach § 144a StPO rechtskräftig entschie-
den hat.“

2. Dem § 37 werden folgende Absätze 4 und 5 angefügt:

„(4) Bei Vorliegen eines der in § 36a Abs. 1 Z 1 und 2 angeführ-
ten Geschäfte hat der Notar dem Bundeskriminalamt auf Anfrage
über alle ihm bekannten Umstände Auskunft zu erteilen, soweit
dies zur Klärung eines gegen die Partei gerichteten Verdachts auf
Geldwäscherei erforderlich ist. Diese Verpflichtung entfällt unter
den in § 36c Abs. 1 zweiter Satz genannten Voraussetzungen.

(5) Die gutgläubige Mitteilung an das Bundeskriminalamt gemäß
§§ 36b und 36c gilt nicht als Verletzung der Verschwiegenheits-
pflicht sowie anderer vertraglicher oder durch Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften geregelter Bekanntmachungsbeschränkungen
(Geheimhaltungspflichten) und zieht für den Notar keinerlei nach-
teilige Rechtsfolgen nach sich.“

3. Dem § 49 werden folgende Absätze 3 und 4 angefügt:

„(3) Die Verpflichtung zur Aufbewahrung von Unterlagen nach
§ 36b Abs. 4 endet frühestens nach 5 Jahren von dem Zeitpunkt
an gerechnet, an dem das Auftragsverhältnis mit der Partei been-
det worden ist.

(4) Belege und Aufzeichnungen über eines der in § 36a Abs. 1
Z 1 und 2 angeführten Geschäfte sind mindestens 5 Jahre ab Ab-
schluss des betreffenden Geschäfts aufzubewahren.“

4. Im § 55 Abs. 1 haben Z 1 und 2 zu lauten:

„1. durch einen amtlichen Lichtbildausweis (§ 36b Abs. 2 zweiter
Satz),



308 AnwBl 2003/6

Rechtspolitik – Dokumentation

2. durch zwei ihm persönlich und dem Namen nach bekannte
oder durch amtliche Lichtbildausweise (§ 36b Abs. 2 zweiter
Satz) ausgewiesene Zeugen,“.

5. Im § 68 werden in Abs. 1 lit. b) und c) jeweils das Wort „Zuna-
men“ durch das Wort „Familiennamen“ und in Abs. 2 erster Satz
die Wendung „Beruf und“ durch das Wort „die“ ersetzt.
6. Im § 79 Abs. 5 zweiter Satz werden die Wendung „Beruf und“
durch das Wort „Die“ und das Wort „sind“ durch das Wort „ist“
ersetzt.
7. Im § 80 Abs. 1 wird das Wort „Zunamen“ durch das Wort „Fa-
miliennamen“ ersetzt, entfällt der Beistrich nach dem Wort „Famili-
enname“ und werden die Wendung „Beschäftigung und“ durch
die Wendung „und der“ sowie das Wort „Wohnort“ durch das
Wort „Anschrift“ ersetzt.
8. Im § 82 Abs. 1 zweiter Satz wird das Wort „Zunamen“ durch
das Wort „Familiennamen“ ersetzt und entfallen das Wort „Beruf“
sowie der nachfolgende Beistrich.
9. Im § 88 entfallen
a) im Abs. 2 die Wortfolge „unter Zuziehung zweier Zeugen, de-
ren Identität ihm auf die im § 55 vorgesehene Art bestätigt worden
ist“ und der nachfolgende Beistrich im ersten Satz sowie die Wort-
folge „und den beiden Zeugen“ im zweiten Satz sowie
b) im Abs. 3 die Wortfolge „von den beiden Zeugen und“.
10. Im § 105 Abs. 1 wird das Wort „Zuname“ durch das Wort
„Familienname“ ersetzt und entfallen der nachfolgende Beistrich
sowie das Wort „Stand“; das Wort „Wohnort“ wird durch das
Wort „Anschrift“ ersetzt.
11. Im § 113 lit. c) wird die Wortfolge „Vor- und Zunamen, Stand
und“ durch die Wortfolge „Vor- und Familiennamen sowie“ er-
setzt.
12. Dem § 117 Abs. 1 werden folgende Sätze angefügt:
„Er hat diese Angestellten sowie die sonstigen bei ihm Beschäftig-
ten durch geeignete Maßnahmen mit den Bestimmungen, die der
Verhinderung oder der Bekämpfung der Geldwäsche dienen, ver-
traut zu machen. Diese Maßnahmen schließen unter anderem die
Teilnahme des Notars und des Notariatskandidaten an besonde-
ren Fortbildungsprogrammen (§ 134 NO) zur Erkennung mit Geld-
wäsche zusammenhängender Geschäfte und richtigem Verhalten
in solchen Fällen ein.“
13. Im § 134 Abs. 2 wird nach der Z 15 folgende Z 15a einge-
fügt:
„15a. die Förderung der wirtschaftlichen Interessen des Notariats,
seiner Standesmitglieder und ehemaligen Standesmitglieder;“
14. Im § 140a Abs. 2 werden
a) in der Z 1 nach dem Wort „Gesetzentwürfen“ ein Beistrich so-
wie die Wortfolge „die Anzeige von Mängeln der Rechtspflege
und Verwaltung bei der zuständigen Stelle und die Erstattung von
Vorschlägen zur Verbesserung von Rechtspflege und Verwaltung“
eingefügt;
b) nach der Z 3 folgende Z 3a eingefügt:

„3a. die Förderung der wirtschaftlichen Interessen des Notariats,
seiner Standesmitglieder und ehemaligen Standesmitglie-
der,“.

15. § 140f Abs. 4 lit. a) hat zu lauten:
„a) bei Anfragen von Verlassenschafts-, Pflegschafts- und Kon-

kursgerichten sowie öffentlichen Notaren als Gerichtskom-
missär an diese und“.

Artikel VI
Änderung des Bankwesengesetzes

Das Bankwesengesetz, Art. I BGBl. Nr. 532/1993, zuletzt geän-
dert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. XXX/XXXX, wird wie folgt
geändert:
1. Im § 40 wird nach Abs. 2 folgender Abs. 2a eingefügt:
„(2a) Bei Anderkonten von Rechtsanwälten und Notaren ist die
Identität des Treuhänders gemäß Abs. 1 festzustellen. Abs. 2 ist
nicht anzuwenden. Die Identität der Personen, auf deren Rechnung
die Gelder erliegen, ist vom Rechtsanwalt oder Notar festzustellen
(§ 8b Abs. 2 RAO bzw. § 36b Abs. 2 NO). Informationen über
die tatsächliche Identität dieser Personen sind dem Kreditinstitut auf
Anforderung bekanntzugeben. Die Unterlagen zum Nachweis von
deren Identität sind vom Rechtsanwalt oder Notar aufzubewahren,
sie sind dem Kreditinstitut nicht vorzulegen.“

Artikel VII
Umsetzung von Gemeinschaftsrecht

Durch Artikel I (§§ 8a, 8b, 8c, 9 Abs. 4 und 5, 12 Abs. 3 und 4
sowie 21b Abs. 2 RAO) im Verein mit dem geltenden § 23 RAO
und dem Bundesgesetz vom 28. 6. 1990, BGBl. Nr. 474 über das
Disziplinarrecht der Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter
(Disziplinarstatut für Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter),
sowie durch Artikel IV (§§ 36a, 36b, 36c, 37 Abs. 4 und 5, 49
Abs. 3 und 4 sowie 117 Abs. 1 NO) im Verein mit den geltenden
Bestimmungen des X. Hauptstücks der NO und schließlich Artikel V
(§ 40 Abs. 2 letzter Satz BWG) dieses Bundesgesetzes wird die
Richtlinie 91/308/EWG des Rates in der Fassung der Richtlinie
2001/97/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
4. Dezember 2001 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsys-
tems zum Zwecke der Geldwäsche für den Bereich der Notare und
Rechtsanwälte (anderen selbstständigen Angehörigen von Rechts-
berufen) umgesetzt.

Artikel VIII
Inkrafttreten

Artikel I, II, III, IV und V dieses Bundesgesetzes treten mit Ablauf
des Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft. Arti-
kel VI dieses Bundesgesetzes tritt zeitgleich mit der Änderung des
§ 40 Abs. 2 BWG durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. XXX/XXXX
mit 1. September 2003 in Kraft.
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Termine

Inland
16. Juni Wien

Akademie für Recht & Steuern (ARS): Univ.-Ass.
Dr. Meinhard Lukas, Ideeller Schaden

16. Juni Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): RA Dr. Romana
Weber, Aktuelle Judikatur zum Insolvenzrecht

23. Juni Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Mag. Hannes
Taubinger, Dr. Thomas Rabl, Mag. Daniela Karollus-
Bruner, Energiewirtschaft – aktuelle Rechtsfragen

25. Juni Linz
Akademie für Recht & Steuern (ARS): RA Dr. Romana
Weber, Aktuelle Judikatur zum Insolvenzrecht

25. Juni Wien
Verlag Österreich – Akademie: Verwaltungsstrafver-
fahren vor dem UVS – Dr. Norbert Wilfert

26. Juni Wien
Verlag Österreich – Akademie: Chemiekalienrecht
aktuell – Mag. Hermann Götsch, Dr. Erwin Tomschik

27. Juni Salzburg
Rechtswissenschaftliche Fakultät – Rechtsakademie:
UWG – Univ.-Prof. Dr. Friedrich Rüffler MAS

3. Juli Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Dr. Wolfgang
Völkl, Dr. Karl Vrba, Haftung der rechtsberatenden
Berufe

3. Juli Linz
Akademie für Recht & Steuern (ARS): o.Univ.-Prof.
Dr. Martin Karollus, Dr. Roman Leitner, Verbotene
Einlagenrückgewähr

4. Juli Salzburg
Rechtswissenschaftliche Fakultät – Rechtsakademie:
Arzthaftung – Univ.-Prof. Dr. Friedrich Harrer, Univ.-
Doz. DDr. Anton Graf

7. Juli Wien
ÖRAV-Sommer-Blockseminar (BU-Kurs)

7. und
8. Juli

Pörtschach am Wörthersee
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Dr. Rainer
Geissler, Dr. Patrizia Kral, Dr. Lecia A. Mettam,
Mag. Dr. Alfred Popper, Präs. Dr. Dipl.-Ing. Matthias
Rant, Dr. Alexander Schmidt, Handelsgerichtstage I/
03

22. Juli Wien
Verlag Österreich – Akademie: Marketing für Rechts-
anwälte – Mag. Wolfgang Ellmaier

20. und
21. Aug.

Wien
Verlag Österreich – Akademie: Einführung in die
Hausverwaltung – SR Dr. Peter Heindl, Mag. Dr.
Alfred Popper

26. Aug Wien
Verlag Österreich – Akademie: Marketing für Rechts-
anwälte – Mag. Wolfgang Ellmaier

27. Aug. Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Mag. Susanne
Beck, Dr. Raimund Hora, Eheverträge

27. und
28. Aug.

Wien
Verlag Österreich – Akademie: Neu im Baugeschäft –
Wesentliche Tipps für Juristen und Techniker –
Dr. Hans Langer, Mag. Dr. Alfred Popper

2. Sept. Wien
ÖRAV-Seminar: Grundlehrgang (BU-Kurs)

10. Sept. Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Dr. Erika
Marek, Pensionsreform 2004

23. Sept. Wien
Verlag Österreich – Akademie: Mangelhafte Ange-
bote – DI Andreas Kropik

25. Sept. Wien
Verlag Österreich – Akademie: Marketing für Rechts-
anwälte – Mag. Wolfgang Ellmaier

25. Sept. Wien
Verlag Österreich – Akademie: Aktuelle Änderungen
und Neuerungen für die Personalverrechnung –
Wilhelm Kurzböck

25. und
26. Sept.

Linz
ÖRAK-Delegiertentag

30. Sept. Wien
Verlag Österreich – Akademie: Das Verfahren vor
der Schlichtungsstelle

30. Sept. Wien
ÖRAV-Seminar: RA Mag. Peter Fassl, Fristen

1. Okt. Wien
ÖRAV-Seminar: RAe Dr. W. Miller, Dr. F. Valzachi,
Kurrentien-Grundseminar



AnwBl 2003/6 311

Termine

Ausland

2. Okt. Wien
ÖRAV-Seminar: RA Dr. Wolfgang Miller, Einfüh-
rungsseminar

3. Okt. Wien
ÖRAV-Seminar: RA Dr. Andreas Grundei, Kosten

7. Okt. Wels
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Gene-
ralunternehmer-Subunternehmer, aktuelle Probleme –
Univ.-Ass. Dr. Meinhard Lukas

20. Okt. Wien
ÖRAV-Seminar: ADir Anton Jauk, Grundbuch I

4. Nov. Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Reisen
in der Rechtsgeschichte – Univ.-Prof. Dr. DDr. h.c.
Werner Ogris

12. Nov. Wien
ÖRAV-Seminar: RAe Dr. W. Miller, Dr. F. Valzachi,
Kurrentien-Spezialseminar

26. Nov. Wien
ÖRAV-Seminar: RAe Dr. W. Miller, Dr. F. Valzachi,
Kurrentien-Spezialseminar

2. Dez. Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Richter-
ethos – Unabhängigkeit, ein modernes Richterbild –
Sen.-Präs. Dr. Ernst Markel

20. Jän.
2004

Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Die Bun-
deswettbewerbsbehörde – Univ.-Prof. DDr. Walter
Barfuß, Gen.-Dir. der Bundeswettbewerbsbehörde

20. bis
27. März
2004

Obergurgl
XXXI. Skilex Kongress 2004

19. bis
22. Juni

Pescara
XVII. UAE Kongress: Lebensmittelsicherheit und der
europäische Konsument

23. und
24. Juni

Mailand
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Die Verein-
heitlichung des Europäischen Vergaberechts

23. bis
27. Juni

Trier/Luxemburg
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Elfte Som-
merakademie zum Gemeinschaftsrecht

26. und
27. Juni

Trier
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Sozialrecht
der Europäischen Gemeinschaft in der Praxis

27. und
28. Juni

Jena
Jenaer Expertengespräch: Das Grünbuch zum inter-
nationalen Vertragsrecht

30. Juni
bis 1. Juli

London
International Bar Association (IBA): 2nd World Women
Lawyers’ Conference

27. Aug.
bis
2. Sept.

Hongkong
AIJA comes to Asia: 41st Annual Congress of the
International Association of Young Lawyers

30. Aug.
bis
3. Sept.

Lissabon
Union Internationale des Avocats (UIA): 47th Congress

31. Aug.
bis
5. Sept.

Sydney
IFA 2003: 57th Congress of the International Fiscal
Association

14. bis
19. Sept.

San Francisco
International Bar Association: IBA Conference 2003

10. Okt. Marseille
UAE: Europäisches Konkursrecht
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Schon gelesen?

Holzhaus in St. Wolfgang/Skgt. zu verkaufen

Neues, klassisches Holzhaus, 160 qm Wohnfläche, 75 qm

Keller, 700 qm Grund (eben), großer Wintergarten und

Balkon, herrlicher Panaromablick vom Loser bis zum

Zwölferhorn. Ruhig, sehr sonnig, 500 m Fußweg zum

Wolfgangsee (eben, kein Seeblick). Außen fertig, kein

Innenausbau (im Obergeschoss auch individuelle Raum-

aufteilung noch möglich). VB EUR 340.000,-- 

Nähere Infos bzw. Exposé unter 0676/9584847 oder

(Gerhard Scheuer) bzw. g.scheuer@t-online.at

§§ 118, 166 HGB: Informations- und Kontrollrechte des Komman-
ditisten
1. Das in § 166 HGB vorgesehene Kontrollrecht des Kommandi-
tisten kann gesellschaftsvertraglich erweitert werden; die aus der
Ausübung des Kontrollrechts resultierenden Kosten können dem
Gesellschafter auferlegt werden.
2. In Ausnahmefällen kann dennoch die Gesellschaft kostentra-
gungspflichtig werden, wenn die Einsichtnahme eine Verletzung
wesentlicher Pflichten gegenüber dem kontrollierenden Gesell-
schafter ergeben hat. OGH 17. 8. 2002, 7 Ob 179/02b, RdW
2003/68.

■

§ 82 GmbHG; §§ 167, 169 HGB: Verrechnungskonten bei Einbrin-
gung einer KG in Komplementär-GmbH
Wurden mit Zustimmung des Kommanditisten Guthaben auf Ver-
rechnungskonten in der Einbringungsbilanz als Eigenkapital ge-
widmet, dann gehen diese bei Einbringung der KG in die Komple-
mentär-GmbH in das Eigentum der GmbH über und unterliegen
§ 82 GmbHG. OGH 30. 9. 2002, 1 Ob 141/02w, RdW 2003/
69.

■

§§ 90, 195, 199 AktG: Unvereinbarkeit der Zugehörigkeit zum
Aufsichtsrat
1. Hat ein Aufsichtsrats-Mitglied in der Vergangenheit de facto
Vorstandsaufgaben wahrgenommen, so verstößt seine Wieder-
wahl nicht gegen Normen zum Schutz von Gläubigerinteressen,
des öffentlichen Interesses oder gegen die guten Sitten.
2. Haben die Aktionäre Kenntnis von der verpönten Tätigkeit des
Aufsichtsrats-Mitglieds gehabt und wollen sie diesen Zustand mit
der Wiederwahl perpetuieren, dann ist der Beschluss gemäß
§ 195 Abs 1 AktG anfechtbar. OGH 10. 10. 2002, 6 Ob 97/
02m, RdW 2003/70 = GesRZ 2003,41.

§§ 219ff AktG; § 136 GBG; §§ 9 lit a, 19 lit a K-GVG: Grundver-
kehrsbehördliche Genehmigung bei Verschmelzungen
Gesellschaftsvertragliche Verschmelzungsvorgänge, die zu einer
außerbücherlichen Übereignung im Wege der Gesamtrechtsnach-
folge führen, sind nicht genehmigungspflichtig nach dem Kärntner
GVG. OGH 15. 10. 2002, 5 Ob 206/02h, RdW 2003/71 =
ecolex 2003/16 (LS).

■

§ 41 Abs 6 (§ 44 Abs 2) StPO: Wahlverteidiger – Verfahrenshilfe-
verteidiger
Bei aufrechter Wahlverteidigung ist die zusätzliche Beigebung
eines Verfahrenshilfeverteidigers für die Erhebung einer Grund-
rechtsbeschwerde oder „das Grundrechtsbeschwerdeverfahren“
nicht zulässig, weil ein gleichzeitiges Einschreiten von Verfahrens-
hilfeverteidiger und Wahlverteidiger ausgeschlossen ist. OGH
30. 1. 2002, 13 Os 182/01, 13 Os 2/02 (LG Krems an der Do-
nau 17 Vr 524/98; OLG Wien 22 Bs 375/01), EvBl 2002, 114.

■

§ 29 ARHG: Falschbezeichnung der Haft
Die irrige Bezeichnung als „Untersuchungshaft“ in der Ausferti-
gung des – mangels Bekämpfung in Rechtskraft erwachsenen –
Haftverhängungsbeschlusses vermag keine Wirkung auf die Fort-
setzung der Auslieferungshaft zu entfalten und bedeutet auch keine
Verletzung des Grundrechts auf persönliche Freiheit. OGH 29. 1.
2002, 14 Os 170/01 (LGSt Wien 25c Vr 8.877/01; OLG Wien
22 Bs 372/01); EvBl 2002, 115.

■

§ 127 StGB: Lottoquittung
Eine Lottoquittung ist ein diebstahlsfähiger Wertträger. Am Rechts-
charakter dieser Urkunde ändert auch der Umstand nichts, dass
von der Lotterieverwaltung eine Auszahlungssperre veranlasst
wurde. OGH 15. 1. 2002, 11 Os 152/02 (LG Linz 28 Vr 219/
00) = ÖJZ-LSK 2002/122, EvBl 2002, 126.

■

§ 146 (§ 149 Abs 2) StGB: Erzeugung von Gesprächsgebühren für
Mehrwertdienstnummern der PTA durch Vortäuschen von Kunden-
anrufen
Haben die Angeklagten die inkriminierten Tathandlungen nicht ge-
setzt, um gratis telefonieren zu können, sondern um auf manipula-
tive und bestimmungswidrige Weise Gesprächsgebühren zu er-
zeugen, die wiederum Grundlage einer durch Täuschung physi-
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Schon gelesen?

www.erstebank.at   www.sparkasse.at

Manchmal ist es für Frei-
berufler besser, nicht aus
dem Haus zu müssen.

MIT E-BANKING SIND SIE VÖLLIG UNGEBUNDEN. Sie
können Ihre Bankgeschäfte von Ihrem Arbeitsplatz, von unter-
wegs oder von zu Hause aus erledigen. Ihr Kundenbetreuer
berät Sie gerne über die Vor teile für Ihren betrieblichen
Zahlungsverkehr – wie z.B. Eilüber weisung, Kollektiv-
zeichnung und Lastschriftver fahren. Oder informieren Sie
sich unter www.erstebank.at und www.sparkasse.at.

netbanking:

Jetzt mit neuen

Features!

scher Personen, nämlich Bediensteter der Post und Telekom Austria
AG (PTA), erlangten fortlaufenden (unrechtmäßigen) Einnahme-
quelle waren, stellt dies ein betrügerisches Vorgehen dar, weil sie
sich nicht nur die Leistung eines Dienstleistungsautomaten ohne Ent-
richtung eines Entgelts verschafft haben; entscheidend ist vielmehr,
dass die Bediensteten der PTA über den Umfang der über die
Mehrwertdienstnummern erbrachten Leistungen und damit über
den Entgeltanspruch der Anbieter getäuscht wurden, nicht aber,
auf welche Art Telefonautomaten und deren Sicherheitseinrichtun-
gen umgangen und Telefongespräche technisch weitergeleitet
werden. OGH 30. 1. 2002, 13 Os 104/01 (LGSt Graz 5 Vr
1010/99), EvBl 2002, 127.

■

Ferialeinkommen und seine Berücksichtigung bei der Unterhaltsbe-
messung: OGH 26. 11. 2002, 1 Ob 177/02i, siehe ÖJZ-Leitsatz
Kartei 2003/62.

■

Überstundenpauschale und „All-In-Klausel“, Artikel von RA
Dr. Christoph Wolf mit einigen Mustern für „Vereinbarung eines
Überstundenpauschales“ und für „All-In-Klauseln“.
Zeitschrift für Arbeitsrecht und Sozialrecht (ZAS, März-Nummer),
2003, 93.
(Ein sehr praxisorientierter informativer Artikel unseres Wiener Kol-
legen zu immer wieder auftretenden Fragen der wirksamen Verein-
barung einer Pauschalentlohnung, des [laut OGH unzulässigen]
Widerrufes, sofern kein ausdrücklicher Widerrufvorbehalt verein-
bart; und der All-In-Klausel „sämtliche Ansprüche . . . insbesondere
Mehr- und Überstunden . . . sind . . . beglichen“, getrennt nach kol-
lektivvertraglichem Mindestentgelt etc. Bisanz.)

■

Diese Ausgabe von „Schon gelesen?“ entstand unter Mitwirkung
von Dr. Manfred Ainedter, Dr. Harald Bisanz und RA Dr. Ullrich
Saurer.
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Terminübersicht – Seminare
September

Oktober

2. und 16. 9. Seminarreihe Steuerrecht:
9. Bundesabgabenordnung
Seminar-Nr: 20030902/8 WIEN

3. 9. bis
5. 11.

Anglo-amerikanische Rechtssprache
für Rechtsanwälte
Seminar-Nr: 20030903/8 WIEN

5. bis 6. 9. Optimale Fragetechnik:
Der Weg zur richtigen Antwort
Seminar-Nr: 20030905/8 WIEN

5. bis 6. 9. Strafverfahren II
Seminar-Nr: 20030905 A/8 WIEN

11. bis 13. 9. train the trainer: Vorträge halten,
Seminare leiten –
Expertentipps für Profis
Seminar-Nr: 20030911/4 MATTSEE

12. bis 13. 9. Abgabenrecht
Seminar-Nr: 20030912/3 ST. GEORGEN i.A.

12. bis 13. 9. Standesrecht
Seminar-Nr: 20030912/8 WIEN

12. 9. Arbeits- und Sozialrecht spezial – NEU!
Seminar-Nr: 20030912 A/8 WIEN

19. bis 20. 9. Exekutionsrecht – Fahrnis- und
Gehaltsexekution, Realexekution
Seminar-Nr: 20030919/5 GRAZ

19. bis 20. 9. Miet- und Wohnrecht
Seminar-Nr: 20030919/6 INNSBRUCK

19. bis 20. 9. Gesellschaftsrecht II
(Der Gesellschaftsvertrag –
Schwerpunkt GmbH)
Seminar-Nr: 20030919/8 WIEN

25. bis 27. 9. Zivilverfahren
Seminar-Nr: 20030925/8 WIEN

26. bis 27. 9. Verwaltungsverfahren und VfGH-
und VwGH-Beschwerde
Seminar-Nr: 20030926/3 ST. GEORGEN i.A.

26. bis 27. 9. Be up to date im Steuerrecht!
Seminar-Nr: 20030926/2 WIENER NEUSTADT

30. 9. Seminarreihe Steuerrecht:
10. Unternehmens- und Anteilskauf
Seminar-Nr: 20030930/8 WIEN

2. bis 4. 10. Europarecht
Seminar-Nr: 20031002/8 WIEN

Arbeits- und Sozialrecht

special

Das Seminar dient zur Abrundung und Ergänzung der bereits
bestehenden Seminare Arbeitsrecht sowie Sozialrecht (2004 wie-
der im Programm). Gegenstände dieses Seminares sind vor allem
insolvenzrechtsbezogenes Arbeitsrecht und Insolvenzentgeltsiche-
rung, Arbeitslosenversicherung, die Besonderheiten des Arbeitsver-
hältnisses bei Betriebsübergang (AVRAG), ein Überblick über die
Auflösungsmöglichkeiten bei bestandsgeschützten Dienstverhältnis-
sen. Behandelt werden auch die neue Abfertigungsvorsorge und
Betriebspensionen.

Termin: Freitag, 12. 9. 2003 = 2 Halbtage

3. bis 4. 10. Erbrecht und Vermögensnachfolge
Seminar-Nr: 20031003/8 WIEN

3. bis 4. 10. Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminar-Nr: 20031003/5 GRAZ

10. bis 11. 10. Verkehrsunfallrecht – NEU!
Seminar-Nr: 20031010/7 FELDKIRCH

10. bis 11. 10. Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminar-Nr: 20031010/8 WIEN

14. 10. Seminarreihe Steuerrecht:
11. Liegenschaftsverkehr und Steuern
Seminar-Nr: 20031014/8 WIEN

16. bis 18. 10. Baurecht total –
eine aktuelle Gesamtschau vom
Bauvertragsrecht über die Bauordnung
bis zum Insolvenzrecht
Seminar-Nr: 20031016/2 STIFT MELK

17. bis 18. 10. Gesellschaftsrecht II
Seminar-Nr: 20031017/3 ST. GEORGEN i.A.

17. bis 18. 10. Nuancen der Honorarrechnung
Seminar-Nr: 20031017/8 WIEN

24. bis 25. 10. Doing business in England and the U.S.:
Praktische Aspekte des Geschäfts-
und Rechtsverkehrs für Rechtsanwälte
Seminar-Nr: 20031024 A/8 WIEN

24. bis 25. 10. Zivilverfahren II
Seminar-Nr: 20031024/6 INNSBRUCK

24. bis 25. 10. Exekutionsrecht
Seminar-Nr: 20031024/8 WIEN

28. 10. Seminarreihe Steuerrecht:
12. Insolvenz und Steuern
Seminar-Nr: 20031028/8 WIEN
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Planung: Dr. Andreas Grundei, RA in Wien
Referenten: Dr. Andreas Grundei, RA in Wien
Dr. Gerhard Kuras, Hofrat des OGH
Dr. Helmut Preyer, RA in Wien
Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 20030912 A/8

Verwaltungsverfahren und VfGH-
und VwGH-Beschwerde

basic

Dies ist ein Basisseminar zur Vermittlung eines Überblicks über die
Strukturen und Grundsätze des Verwaltungsverfahrens.
Darauf aufbauend werden Inhalt und Form von Anträgen und Be-
schwerden an den VfGH und VwGH behandelt.

Termin: Freitag, 26. 9. 2003, bis Samstag, 27. 9. 2003 =
3 Halbtage
Planung: Univ.-Prof. Dr. Bruno Binder, RA in Linz, Universität Linz
Referenten: Univ.-Prof. Dr. Bruno Binder, RA in Linz, Universität
Linz
Dr. Kurt Lichtl, RA in Linz
Seminarort: St. Georgen im Attergau

Seminar-Nr: 20030926/3

Die Ehescheidung und ihre Folgen

basic

Dieses Seminar gibt einen praxisnahen Zugang zum Scheidungs-
und Scheidungsfolgenrecht. Es werden nicht nur ABGB und EheG
berücksichtigt, sondern auch weitere Gesetze behandelt, die im
Zusammenhang mit einer Scheidung von Bedeutung sind, zB
ASVG, GSVG, MRG, EO.

Termin: Freitag, 10. 10. 2003, bis Samstag, 11. 10. 2003 =
3 Halbtage
Planung: VPräs. Dr. Brigitte Birnbaum, RA in Wien
Referenten: VPräs. Dr. Brigitte Birnbaum, RA in Wien
Dr. Friedrich Flendrovsky, RA in Wien
Dr. Helene Klaar, RA in Wien
Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 20031010/8

Verkehrsunfallrecht

basic

Ziel dieses Seminars ist das Vertrautwerden mit den wichtigsten
Grundregeln für einen gelungenen Verkehrsunfallprozess.

Termin: Freitag, 10. 10. 2003, bis Samstag, 11. 10. 2003 =
3 Halbtage
Planung: Dr. Christian Hopp, RA in Feldkirch
Referenten: Dr. Robert Fucik, Richter des OLG Wien
HR Prof. Dr. Franz Hartl, Präsident des LG Korneuburg i.R.
Seminarort: Feldkirch
Seminar-Nr: 20031010/7

Doing business in England and the U. S.:
Praktische Aspekte des Geschäfts-
und Rechtsverkehrs für Rechtsanwälte
update

Dieses Seminar wendet sich sowohl an Rechtsanwälte als auch an
Rechtsanwaltsanwärter.
Neben einem Überblick über das englische und U.S.-amerika-
nische Rechtssystem (Gerichtsorganisation, Besonderheiten des
englischen und U.S.-amerikanischen Zivilverfahrens, anwaltliche
Berufe) werden für den österreichischen Juristen regelmäßig unbe-
kannte Rechtsinstitute des anglo-amerikanischen Vertragsrechts
und Gesellschaftsrechts vorgestellt und Lösungen zur Reduzierung
von Risken und zur Streitvermeidung präsentiert.
Darüber hinaus wird schriftliche Anwaltskorrespondenz anhand
praktischer Beispiele erarbeitet (zB Erstkontakt mit dem ausländi-
schen Anwalt, Honorarvereinbarungen, Darstellung von Sachver-
halten und Rechtsfragen durch den österreichischen Anwalt).
Das Seminar wird in deutscher Sprache abgehalten. Die Kenntnis
der englischen Sprache auf Maturaniveau wird jedoch vorausge-
setzt.

Termin: Freitag, 24. 10. 2003, bis Samstag, 25. 10. 2003 =
3 Halbtage
Planung: Dr. Joseph Legerer, LL.M., Jurist in Linz, Master of Laws
der University of Michigan, Ann Arbor, Universitätslektor für eng-
lische juristische Fachsprache an der Rechtswissenschaftlichen Fa-
kultät der Universität Innsbruck
Referenten: Dr. Joseph Legerer, LL.M., Jurist in Linz, Master of
Laws der New York University
MMag. Dr. Dietmar Czernich, LL.M., RA in Innsbruck, Universitäts-
lektor am Institut für Zivilrecht der Universität Innsbruck
Seminarort: Wien
Seminar-Nr: 20031024 A/8

Nähere Informationen erhalten Sie unter Tel (01) 710 57 22-0
oder Fax (01) 710 57 22-20 oder E-Mail office@awak.at. Zusätz-
lich haben Sie unter www.awak.at Gelegenheit, sich zu infor-
mieren und sich anzumelden.
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Niederösterreich

Beitragsordnung der Rechtsanwaltskammer NÖ
für das Jahr 2004

Der Kammerbeitrag der in die Liste der Rechtsanwaltskammer Nie-
derösterreich eingetragenen Rechtsanwälte und die Liste der nie-
dergelassenen europäischen Rechtsanwälte beträgt ab 1. 1. 2004:
1. Der Grundbeitrag beträgt jährlich E 1.400,–
2. Der Zuschlag gemäß § 32 (2) GeoRAK beträgt für jeden bei ei-

nem Kammermitglied beschäftigten
ersten Rechtsanwaltsanwärter E 367,–
und für jeden weiteren Rechtsanwaltsanwärter E 1.100,–

3. Der einmalige Zuschlag beträgt für Ausstellung der Beglaubi-
gungsurkunde E 55,–
für Eintragung in die Liste der Rechtsanwälte E 200,–
für die Eintragung in die Liste einer Rechtsanwaltsgesellschaft
(Ges.b.R., EEG) pro Anwalt E 150,–
für die Eintragung des Beitrittes in die Liste einer Rechtsanwalts-
gesellschaft pro Beitritt E 150,–

Beschlossen in der Vollversammlung vom 3. 4. 2003.
Diese Beitragsordnung wird mit 1. 1. 2004 wirksam und bleibt bis
zur Kundmachung einer neuen Beitragsordnung in Kraft.

Umlagenordnung der Rechtsanwaltskammer NÖ
für das Jahr 2004

Die Mittel für die Leistungen der Versorgungseinrichtung gemäß
der Satzung der Versorgungseinrichtung Teil A werden gemäß
§§ 47, 48, 51 und 53 RAO durch die Pauschalvergütung und
durch Beiträge der Kammermitglieder, und die Mittel der Leistun-
gen der Versorgungseinrichtung gemäß der Satzung der Versor-
gungseinrichtung Teil B durch Beiträge der Kammermitglieder auf-
gebracht. Die Mittel der Versorgungseinrichtung Teil C (Kranken-
versicherung) werden von der UNIQA Personenversicherung AG –
im Folgenden kurz UNIQA genannt – gemäß dem von der Rechts-
anwaltskammer mit der UNIQA abgeschlossenen Gruppenkran-
kenversicherungsvertrag direkt eingehoben. Jeder eingetragene
Rechtsanwalt hat für die Versorgungseinrichtung Teil A, B und C
ab 1. 1. 2004 folgende Beiträge zu zahlen:

Versorgungseinrichtung Teil A

1. Einschließlich dem nach den Verfahrenshilfeleistungen der
Kammermitglieder mit Sitz in ein und demselben Landesge-
richtssprengel auf den Landesgerichtssprengel entfallenden
Teil der Pauschalvergütung zu gleichen Teilen umgelegt auf
die Kammermitglieder dieses Landesgerichtssprengels und
der zu erbringenden Beiträge, wird eine Umlage von jährlich
E 8.520,– je Kammermitglied festgesetzt.

1.1. Für Rechtsanwälte, die erstmals nach Vollendung ihres
50. Lebensjahres eingetragen worden sind, beträgt die Um-
lage gemäß Pkt. 1. E 11.960,– jährlich.

1.2. Rechtsanwälte, die im Zeitpunkt der Eintragung das 34. Le-
bensjahr noch nicht vollendet haben, sind ein Jahr lang nach
der Eintragung von den Beiträgen gemäß Pkt. 2. ff. befreit,
sofern sie bisher noch nicht als Rechtsanwalt, bei welcher
Kammer auch immer, eingetragen waren.

1.3. Kammermitglieder, die das 65. Lebensjahr noch nicht voll-
endet haben und die gemäß § 46 Abs 2 RAO iVm § 29
Abs 4 GeO NÖRAK von der Verfahrenshilfe befreit sind,
zahlen einen Beitrag von E 8.520,– und sofern sie dem Per-
sonenkreis des Pkt. 1.1. angehören E 11.960,–.

1.4. Kammermitglieder, die das 65. Lebensjahr vollendet haben,
sind von der Umlage befreit.

1.5. Weiterverpflichtete gemäß § 13 der Satzung der Versor-
gungseinrichtung Teil A zahlen ab 1. 1. 2004 jährlich
E 8.520,– als Umlage gemäß Pkt 1 und wenn sie dem Perso-
nenkreis des Pkt. 1.1. angehören E 11.960,–.

1.6. Für niedergelassene europäische Rechtsanwälte gemäß § 9ff
EuRAG wird die Umlage gemäß Pkt. 1 mit E 8.520,– und
wenn sie dem Personenkreis des Pkt. 1.1. angehören
E 11.960,– festgelegt.

2. Unter Anrechnung der je Landesgerichtssprengel erbrachten
Leistungen aus der Verfahrenshilfe und der in analoger An-
wendung des § 48 Abs 1 RAO auf diesen entfallenden Anteil
an der Pauschalvergütung werden die Beiträge der Kammer-
mitglieder mit Kanzleisitz in den einzelnen Landesgerichts-
sprengel pro Kammermitglied wie folgt bestimmt.

2.1 Kammermitglieder mit Kanzleisitz im Sprengel des LG Wie-
ner Neustadt bezahlen an Beiträgen gem. Pkt 1. das sind
E 4.744,– und wenn sie dem Personenkreis des Pkt. 1.1. an-
gehören E 8.184,–

2.2 Kammermitglieder mit Kanzleisitz im LG Korneuburg bezah-
len E 3.328,– und wenn sie dem Personenkreis des Pkt. 1.1.
angehören E 6.768,–.

2.3 Kammermitglieder mit Kanzleisitz im LG St. Pölten bezahlen
E 5.052,– und wenn sie dem Personenkreis des Pkt. 1.1. an-
gehören E 8.496,–.

2.4 Kammermitglieder mit Kanzleisitz im LG Krems bezahlen
E 4.164,– und wenn sie dem Personenkreis des Pkt. 1.1. an-
gehören E 7.608,–.

3. Die Umlage zum Todfallsbeitrag (§ 11 der Satzung der Ver-
sorgungseinrichtung) beträgt E 66,– pro Sterbefall für jedes
Kammermitglied. Wenn gemäß § 11 Abs 3 der Versorgungs-
einrichtung ein Sterbegeld nur in der Höhe der Begräbniskos-
ten zur Auszahlung gelangt, so errechnet sich die Umlage
zum Sterbegeld zuzüglich allfälliger Steuern in dem Anteil an
den Begräbniskosten, der sich aus der Anzahl aller Kammer-
mitglieder im Zeitpunkt des Sterbefalles ergibt.

4. Rückstände aus Verpflichtungen gem. Satzung und Umlagen-
ordnung werden unter Bedachtnahme auf das Existenzmini-
mum mit Leistungen aus der Versorgungseinrichtung aufge-
rechnet.
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5. Übersiedelt ein Kammermitglied während eines Jahres in
einen anderen Landesgerichtssprengel, ist ab dem darauf fol-
genden Quartal der Beitrag der der Umlagenordnung für
Kammermitglieder dieses Landesgerichtssprengels entspricht
zu bezahlen.

Versorgungseinrichtung Teil B

1. Der Beitrag beträgt E 3.200,–.
2. Der ermäßigte Beitrag gem. § 2 (3) der Satzung (Teil B) beträgt

E 1.280,–.
3. Kammermitglieder, die nur während eines Teiles des Beitrags-

jahres in der Liste der Rechtsanwaltskammer Niederösterreich
eingetragen sind sowie Kammermitglieder, die während des
Kalenderjahres die Pensionsgrenze erreichen, haben nur den
zum Zeitraum ihrer Eintragung bzw auf den Zeitraum vor Errei-
chen des Pensionsanspruches entfallenden Teil des Beitrages
zur Versorgungseinrichtung zu bezahlen.

Allgemeine Bestimmungen für Teil A und B

Wenn keine andere Zahlungserleichterung vereinbart ist, sind bei
Verzug von mehr als 1 Monat nach Fälligkeit
a) ein Säumniszuschlag in Höhe von 2%
b) Verzugszinsen von mindestens 7% und höchstens 12% konto-

korrentmäßig zu entrichten.

Versorgungseinrichtung Teil C

Die Prämien werden gem. Art 8 des Gruppenkrankenversiche-
rungsvertrages der Uniqa Personenversicherung AG mit der
Rechtsanwaltskammer Niederösterreich vom 17. 9. 1999 und der
Satzung der Versorgungseinrichtung Teil C § 5 Abs 4 festgesetzt
und von Uniqa eingehoben. Danach ist eine Prämienanpassung
unter den in § 178f VersVG angeführten Voraussetzungen mög-
lich, wobei gemäß § 178m Abs 5 VersVG für eine Prämienerhö-
hung eine Änderung der im § 178f Abs 2 Z 2 und 3 VersVG ge-
nannten Umstände nur bei den zur Gruppe aller Rechtsanwälte Ös-
terreichs gehörenden Versicherer vereinbart wird. Dies gilt auch
bei einer Änderung des Durchschnittsalters dieser Gruppe oder
des Anteiles von Frauen/Männern an dieser Gruppe.
Diese Umlagenordnung bleibt bis zur Kundmachung einer neuen
Umlagenordnung in Kraft.
Beschlossen in der Vollversammlung vom 3. 4. 2003.

Leistungsordnung der Rechtsanwaltskammer NÖ
Teil A und B für das Jahr 2004

Versorgungseinrichtung Teil A

Die Leistungen aus der Versorgungseinrichtung für die gemäß
§§ 47–54 RAO Anspruchsberechtigten werden gemäß § 14
Abs 1 der Satzung der Versorgungseinrichtung wie folgt festge-
setzt:
1. Die Alters- und Berufsunfähigkeitsrente besteht aus der Grund-

rente und aus Zuschlägen. Die Grundrente beträgt monatlich

E 1.600,–. Nach 15-jähriger Berufstätigkeit als eingetragener
Rechtsanwalt erhöht sich bis zur Vollendung des 65. Lebens-
jahres diese Rente um einen Zuschlag von 0,75% für jedes
weitere, als Rechtsanwalt vollendete Berufsjahr.

Für jedes nach Eintritt des Pensionsalters von 65 Jahren als Rechts-
anwalt vollendete Berufsjahr wird bis zur Vollendung des 75. Le-
bensjahres der Zuschlag auf 1% pro Jahr erhöht.
2. Die Grundrente einschließlich der Zuschläge sind Bemessungs-

grundlage für die Versorgungsleistungen an Angehörige ge-
mäß § 8 bis § 9 der Satzung der Versorgungseinrichtung der
Rechtsanwaltskammer Niederösterreich.

Wenn der Anspruch der Witwen/Witwerrente sich darauf grün-
det, weil aus der Ehe Kinder entstammen (§ 8 Abs 2 lit. b und
Abs 3 lit. c) wird eine Rente in der Höhe, die dem Mindestan-
spruch nach § 52 Abs 1 RAO entspricht, ausbezahlt.
3. Im Juni ist eine 13. und im Dezember eine 14. Rente auszube-

zahlen.
4. Gemäß § 3 Abs 3 der Satzung ist der Ausschuss berechtigt, für

außerordentliche Unterstützungen jährlich Beträge bis zu insge-
samt E 7.500,– zu vergeben.

5. Der Todfallsbeitrag (§ 11 der Satzung der Versorgungseinrich-
tung) wird in der Höhe des Produktes aus der Anzahl der Kam-
mermitglieder zum Todestag und der von diesen zu leistenden
Sterbegeldumlagen binnen 2 Monaten nach dem Ableben ab-
züglich eines allfälligen Beitragsrückstandes ausbezahlt.

Versorgungseinrichtung Teil B

Die Leistung für Anspruchsberechtigte nach Maßgabe der jeweils
gültigen von der Vollversammlung beschlossenen Satzung der Ver-
sorgungseinrichtung, Teil B, errechnet sich wie folgt:
1. Die Altersrente und die Berufsunfähigkeitsrente ergibt sich aus

den auf dem Konto des Kammermitgliedes zum Zeitpunkt der
Inanspruchnahme gut geschriebenen Beiträge und erzielten
Veranlagungsüberschüssen nach Maßgabe des zum Zeitpunkt
der Inanspruchnahme gültigen Verrentungsfaktor.

2. Je nach Eintrittsalter in die Zusatzpension wird jedoch folgende
Mindestrente im Falle der Berufsunfähigkeit festgelegt:
Eintrittsalter/Lebensjahr Mindestrente/Jahr

EURO
30 8.721,–
31 8.430,–
32 8.139,–
33 7.849,–
34 7.558,–
35 7.267,–
36 6.977,–
37 6.686,–
38 6.395,–
39 6.105,–
40 5.814,–
41 5.523,–
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Eintrittsalter/Lebensjahr Mindestrente/Jahr
EURO

42 5.232,–
43 4.942,–
44 4.651,–
45 4.360,–
46 4.070,–
47 3.779,–
48 3.488,–
49 3.198,–
50 2.907,–
51 2.616,–
52 2.326,–
53 2.035,–
54 1.744,–
55 1.453,–
56 1.163,–
57 872,–
58 581,–
59 291,–

Das Sterbegeld beträgt 40% der auf den Konten des Kammermit-
gliedes verbuchten Beiträge und erzielten Veranlagungsüber-
schüsse, mindestens jedoch das zehnfache der jährlichen Mindest-
witwen/witwerrente.

Die Teilabfindung bei Antritt einer Altersrente beträgt 50% der auf
dem Konto des Kammermitgliedes verbuchten Beiträge und Veran-
lagungsüberschüsse.

Allgemeine Bestimmung für Teil A und B

Die Leistungsordnung wird mit 1. 1. 2004 wirksam und bleibt bis
zur Kundmachung einer neuen Leistungsordnung in Kraft.

Beschlossen in der Vollversammlung vom 3. 4. 2003.

Geschäftsordnung für den Disziplinarrat der
Rechtsanwaltskammer NÖ

Die Geschäftsordnung für den Disziplinarrat der Rechtsanwalts-
kammer NÖ wird im § 9 Abs 4 neu gefasst und lautet gemäß § 33
Abs 2 DSt wie folgt:

(4) Die Ladung hat weiters den Hinweis zu enthalten, dass der Be-
schuldigte das Recht hat, innerhalb einer Woche nach Zustellung
der Ladung unbeschadet des Ablehnungsrechtes wegen Befangen-
heit gemäß § 26 Abs 3 DSt ohne Angabe von Gründen zwei Mit-
glieder durch Ablehnung von der Teilnahme an der Verhandlung
auszuschließen (§ 33 Abs 2 DSt).

Die in der Vollversammlung der Rechtsanwaltskammer NÖ am
3. 4. 2003 beschlossene Änderung des § 9 Abs 4 der Geschäfts-
ordnung des Disziplinarrates der Rechtsanwaltskammer NÖ
wurde gemäß § 9 Abs 1 DSt 1990 iVm § 27 Abs 5 RAO durch
das Bundesministerium für Justiz mit Bescheid GZ 16.318/7-I.6/
2003 vom 15. 4. 2003 genehmigt.
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Änderungen der Liste

Kärnten

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. BAIER Gernot,
bei RA Dr. Wolfgang Tautschnig,
Klagenfurt

RAA Mag. KATHOLLNIG Stefan,
bei RA Dr. Gerhard Brandl, Klagenfurt

Niederösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Dr. BREITER Gustav,
2340 Mödling,
Bahnhofsplatz 1A/Stg. I/TOP5,
Tel. 02236/220 50,
Telefax 02236/492 39,
e-mail: office@viehboeck.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 8. 4. 2003

Kanzleisitzverlegung

Dr. KÖCK Kristina,
2136 Laa/Thaya, Stadtplatz 62,
Tel. 02522/24 89-0,
Telefax 02522/24 89-20,
per 1. 3. 2003

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritt

RAA Mag. FUCHSBAUER Susanne,
bei RA Dr. Kurt Weinreich, St. Pölten

Oberösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. ASANGER Jörg,
4710 Grieskirchen, Roßmarkt 21,
Tel. 07248/665 55,
Telefax 07248/637 80-85,
e-mail: office@holter-wildfellner.at,
per 1. 4. 2003

Dr. LANG Maria,
4020 Linz, Europaplatz 7,

Tel. 0732/60 30 30,
Telefax 0732/60 30 30-10,
e-mail: m.lang@scwp.at,
per 1. 4. 2003

Kanzleisitzverlegung

Dr. SECKLEHNER Günter,
4580 Windischgarsten,
Rosenauerweg 16,
Tel. 07562/206 94,
Telefax 07562/206 94-62,
per 14. 3. 2003

Verzicht

Dr. PISO Manfred,
5310 Mondsee,
per 11. 4. 2003
mStV Dr. Peter H. Bönsch,
5310 Mondsee

Dr. SUPPLIT Viktor,
4020 Linz,
per 31. 3. 2003
mStV Mag. Thomas Burkowski,
4040 Linz

Mag. WOLF Markus,
4020 Linz,
per 31. 3. 2003
mStV Dr. Alexander Koch,
4020 Linz

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. BERNAUER Judith,
bei RA Dr. Georg Schwarzmayr-
Lindinger, Altheim

RAA Mag. GRATZL Simone,
bei RA Dr. Erich Kaltenbrunner, Linz

RAA Mag. GURKA Birgit,
bei RA Dr. Claudia Schoßleitner, Ried

RAA Mag. HUBER Gotthard,
bei RA Dr. Christian Rumplmayr,
Vöcklabruck

RAA Dr. NENNING Stefan,
bei RA Mag. Harald Papesch, Linz

RAA Mag. ÖZTÜRK Tamer,
bei RA Dr. Gerald Haas, Wels

RAA Dr. PACHINGER Michael,
bei RA Dr. Maximilian
Gumpoldsberger, Wels

RAA Mag. SCHWARZÄUGL Angelika,
bei RA Dr. Sebastian Mairhofer, Linz

RAA Mag. TOPF Roland,
bei RA Dr. Johann Hochleitner,
Eferding

RAA Mag. WEBER Stefan,
bei RA Dr. Josef Lindlbauer, Enns

RAA Mag. WIESER Barbara,
bei RA Ing. Mag. Wilhelm
Deutschmann, Linz

Salzburg

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. FISCHER René,
5020 Salzburg, Karolingerstraße 36,
Tel. 0662/82 05 11,
Telefax 0662/82 05 11-300,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 1. 4. 2003

Mag. KÖTTL Andreas,
5020 Salzburg, Alter Markt 1,
Tel. 0662/84 66 77,
Telefax 01/546 800-662,
per 1. 4. 2003

Kanzleisitzverlegungen

Dr. HOCHREITER Sylvia,
5101 Bergheim, Moosfeldstraße 2,
Tel. 0662/45 35 20,
Telefax 0662/45 35 20-20,
per 3. 3. 2003

Mag. Dr. ROSENKRANZ Bernhard,
5020 Salzburg, Plainstraße 23,
Tel. 0662/87 08 28,
Telefax 0662/87 97 73,
per 1. 4. 2003

Beschluss, Verzicht

Zunächst wurde Dr. STANONIK Günther,

RA in 5071 Anif, die Ausübung der
Rechtsanwaltschaft bis zur rechtskräftigen



AnwBl 2003/6 321

Amtliche Mitteilungen

Beendigung des Disziplinarverfahrens vor-
läufig untersagt.

Per 15. 4. 2003 hat Dr. STANONIK
Günther auf die Ausübung der Rechtsan-
waltschaft verzichtet.

Zum mittlerweiligen Stellvertreter wurde
Herr Dr. ZWERGER Jürgen, RA in
5020 Salzburg, bestellt.

Steiermark

Liste der Rechtsanwälte

Kanzleisitzverlegungen

Dr. BALDAUF Karl,
Mag. SCHNALZER Michael,

8280 Fürstenfeld, Augustinerplatz 5,
Tel. 03382/526 10,
Telefax 03382/523 31-16,
per 24. 3. 2003

Verzicht

Dr. CARLI Gerald,
8230 Hartberg,
per 31. 3. 2003
mStV Dr. Gertraude Carli,
8230 Hartberg

Dr. STAMPFL Sylvia,
8700 Leoben,
per 30. 9. 2002
mStV Dr. Hermann Kogler,
8700 Leoben

Tirol

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungenen

Dr. NAGELE Johannes,
6020 Innsbruck, Südtirolerplatz 8,
Tel. 0512/58 74 81,
Telefax 0512/58 08 97,
e-mail: nagele-pesl@aon.at,
per 24. 3. 2003

Mag. SELLEMOND Robert,
6020 Innsbruck,
Speckbacherstraße 25,
Tel. 0512/56 06 85,
Telefax 0512/56 06 85-5,
e-mail: rechtsanwaelte@resp.at,
per 7. 4. 2003

Dr. WOLF Norbert,
6020 Innsbruck, Bozner Platz 1/III,
Tel. 0512/58 58 48, 58 21 04,
Telefax 0512/58 58 48-17,
e-mail: office@advokat-tirol.at,
per 7. 4. 2003

Vorarlberg

Liste der Rechtsanwälte

Kanzleisitzverlegung

Mag. Dr. ETTEFAGH Surena,
6800 Feldkirch, Neustadt 3,
Tel. 05522/849 90,
Telefax 05522/849 90-9,
per 28. 2. 2003

Verzicht

Dr. SIMMA Walter,
6900 Bregenz,
per 31. 3. 2003
mStV Dr. Melchior Bechter,
6900 Bregenz

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. GLATTHAAR Cornelia,
bei RA Mag. Nicolas Stieger, Bregenz

RAA Dr. MARTIN Gabriele,
bei RA Dr. Christian Hopp, Feldkirch

RAA Mag. STEGER Gerhard,
bei RA Dr. Ekkehard Bechtold,
Dornbirn

Wien

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. BRUCKMÜLLER Markus,
1010 Wien, Schubertring 6,
Tel. 01/515 10-0,
Telefax 01/515 10-25,
korrespondiert in englischer und
slowenischer Sprache,
per 26. 3. 2003

Dr. BÜCHL Barbara,
1010 Wien, Schubertring 6,
Tel. 01/515 10-0,
Telefax 01/515 10-2517,

korrespondiert in englischer Sprache,
per 12. 3. 2003

Dr. EGERMANN Clemens,
1010 Wien, Seilergasse 16,
Tel. 01/515 15-0,
Telefax 01/512 63 94,
e-mail:
clemens.egermann@freshfields. com,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 12. 3. 2003

Dr. GRÖLLER Konrad,
1010 Wien, Seilergasse 16,
Tel. 01/515 15-0,
Telefax 01/512 63 94,
e-mail:
konrad.groeller@freshfields.com,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 12. 3. 2003

Mag. SAGEL Margit,
1030 Wien,
Erdbergstraße 63/3/36,
Tel. 01/715 16 30,
Telefax 01/715 98 18,
e-mail: mag.sagel@aon.at,
per 12. 3. 2003

Mag. SCHÖNHART Britta,
1030 Wien, Baumannstraße 9/11,
Tel. 01/712 84 79,
Telefax 01/714 52 47,
e-mail:
rechtsanwalt@neumayer-walter.at,
korrespondiert in englischer,
französischer und italienischer
Sprache,
per 26. 3. 2003

Kanzleisitzverlegungen

Dr. KNYRIM Rainer,
1010 Wien, Dr. Karl Lueger-Ring 12,
Tel. 01/533 16 95,
Telefax 01/535 56 86,
per 1. 4. 2003

Dr. OBERMAYER Christoph,
1010 Wien, Fleischmarkt 18/10,
Tel. 01/512 49 24,
Telefax 01/512 49 26,
per 1. 2. 2003
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Amtliche Mitteilungen

Dr. RUZA Thomas J.,
1010 Wien, Wiesingerstraße 6/13,
Tel. 01/512 20 02,
Telefax 01/512 20 03,
per 13. 3. 2003

Verzicht

Dr. CUSCOLECA Rainer,
1010 Wien,
per 31. 3. 2003
mStV Dr. Heinrich Keller,
1010 Wien

Dr. FRITSCHE Karl,
1010 Wien,
per 28. 2. 2003
mStV Dr. Peter Berethalmy,
1010 Wien

Mag. Dr. FROMHOLD Josef,
1010 Wien,
per 7. 4. 2003
mStV Mag. Dipl.-Ing. Markus
Petrowsky,
1040 Wien

Dr. GAIGG Hermann,
1010 Wien,
per 31. 3. 2003
mStV Dr. Robert Krasa,
1010 Wien

Ableben

Dr. HURDES Felix,
1010 Wien,
verstorben am 9. 4. 2003
mStV Mag. Alexander Lederer,
1010 Wien

Beschlüsse

Die mittlerweilige Stellvertretung für verst
RA Dr. HIPSCH Heinrich, szt 1090 Wien,
Währinger Straße 2–4 (GZ 1522/2002),
wird über begründeten Antrag des bis-
herigen mStvs, Mag. Dr. Peter Csoklich,
RA ebendort, für beendet erklärt. Es wird

ihm jedoch die Auflage erteilt, die Akten
des verst RA Dr. Heinrich Hipsch weiterhin
aufzubewahren.

Die mittlerweilige Stellvertretung für verst
RA Dr. STEIRER Kurt, szt 1030 Wien, Inva-
lidenstraße 13 (GZ 2992/98), wird über
begründeten Antrag des bisherigen mStvs,
Dr. Michael Iro, RA ebendort, für beendet
erklärt. Es wird ihm jedoch die Auflage er-
teilt, die Akten des verst RA Dr. Kurt Steirer
weiterhin aufzubewahren.

Liste der niedergelassenen europäischen
Rechtsanwälte

Neueintragung

NÜRNBERGER Jörg Mathias,
Rechtsanwalt (RAK Bamberg)
1010 Wien, Rotenturmstraße 13,
Tel. 01/531 78-0,
Telefax 01/533 52 52,
e-mail:
nurnberger@weisstessbach.com,
korrespondiert in englischer und
tschechischer Sprache,
per 1. 4. 2003

Verzicht

GESKE Manfred,
1010 Wien,
per 31. 3. 2003
mStV Mag. Horst Winkelmayr,
1010 Wien

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Dr. CZELLARY Daniela,
bei RA Dr. Georg Grießer

RAA Mag. ENGEL Alexander,
bei RA Mag. Martin Kranich

RAA Mag. FRAISS Thomas,
bei RA Dr. Peter Hoffmann-Ostenhof

RAA Mag. GAAR Kurt,
bei RA Dr. Alexander Milavec

RAA Mag. GREGORICH Christian,
bei RA Dr. Ernst Orttenburger

RAA Dr. HEIDINGER Stefan,
bei RA Dr. Otto Wächter

RAA Mag. HEINZEL Huberta,
bei RA Dr. MMag. Ralf Peschek

RAA Mag. HERMANN Franz,
bei RA Dr. Stefan Prochaska

RAA Mag. HIRSCH Tanja,
bei RA Dr. Armin Bammer

RAA Dr. HOHENAUER Michael,
bei RA Dr. Manuela Maurer-Kollenz

RAA Mag. KADLEC Ina,
bei RA Dr. Klaus Grösswang

RAA Mag. KAINZ Thomas,
bei RA Dr. Gabriel Lansky

RAA Mag. KORN Stefan,
bei RA Dr. Gottfried Korn

RAA MMag. PERSTEL Reinhard,
bei RA Mag. Erland Franz Pirker

RAA Mag. PETER Anna,
bei RA DDr. Alexander Petsche

RAA MMag. SCHNEIDER Alexander,
bei RA Mag. Martin Abram

RAA Mag. SLIJEPCEVIC Aida,
bei RA Dr. Christian Hauer

RAA Mag. STRASSER-FIOLIC Alexandra,
bei RA Dr. Helge Doczekal

RAA Mag. SUMAH Manuela Anna,
bei RA Dr. Raimund Cancola

RAA MMag. TREIBER Astrid,
bei RA Dr. Martin Maxl

RAA Mag. WENZL Karin,
bei RA MMag. Sabine Fehringer

RAA Mag. WILHELM Birgit G.,
bei RA Dr. Gerald Burgstaller

RAA Mag. ZELENKA Matthäus,
bei RA Dr. Michael Hecht
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Gesetzgebung

Eingelangte Gesetzesentwürfe
Die eingelangten Gesetzesentwürfe sowie allenfalls bereits vorlie-
gende Stellungnahmen im Begutachtungsverfahren können im Ge-
neralsekretariat eingesehen werden.

03/62 Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
GZ 15.875/57-Pers/6/02
Verordnung über die Erstellung von Verbraucherpreis-
indizes
Referent: Dr. Bertram Maschke, Salzburger RAK

03/63 Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
GZ 32.830/15-I/7/03
Bundesgesetz, mit dem das Öffnungszeitengesetz 2003
erlassen wird und die Gewerbeordnung 1994, das
Arbeitsruhegesetz und das Sonn- und Feiertags-Betriebs-
zeitengesetz geändert werden
Referent: Dr. Georg Schima, RA in Wien
Stellungnahme abgegeben am: 14. 4. 2003

03/64 Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt
und Wasserwirtschaft
Zl 14.001/1-I 4/03
Bundesgesetz, mit dem das Wasserrechtsgesetz 1959
und das Wasserbautenförderungsgesetz 1985 geändert
werden sowie das Hydrografiegesetz aufgehoben wird
Referent: Dr. Michael Schneditz-Bolfras, Oberösterrei-
chische RAK

03/65 Bundesministerium für Finanzen
GZ 040010/7-Pr.4/03
Bundesgesetz, mit dem das Glücksspielgesetz geändert
wird; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

03/66 Bundesministerium für Finanzen
GZ 040010/7-Pr.4/03
Bundesgesetz, mit dem das ÖIAG-Gesetz 2000 geän-
dert wird; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

03/67 Bundesministerium für Finanzen
GZ 12 0145/15-I/12/03
Bundesgesetz, mit dem das Rundfunkgebührengesetz
und die Fernmeldegebührenordnung geändert werden
Referent: Dr. Horst Auer, RA in Wien
Stellungnahme abgegeben am: 16. 4. 2003

03/68 Bundesministerium für Finanzen
GZ 040010/7-Pr.4/03
Bundesgesetz, mit dem das Pensionskassengesetz ge-
ändert wird
Referent: Dr. Georg Grießer, RA in Wien
Stellungnahme abgegeben am: 24. 4. 2003

03/69 Bundesministerium für Finanzen
GZ 040010/7-Pr.4/03
Bundesgesetz, mit dem das Poststrukturgesetz geändert
wird; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

03/70 Bundesministerium für Finanzen
GZ 040010/7-Pr.4/03
Bundesgesetz, mit dem das Einkommensteuergesetz
1988, das Körperschaftsteuergesetz 1988, das Umgrün-

dungssteuergesetz und das Umsatzsteuergesetz 1994
geändert werden, ein Internationales Steuervergütungs-
gesetz eingeführt wird, das Gesundheits- und Sozialbei-
hilfegesetz 1996, das Bewertungsgesetz 1955, das Erb-
schafts- und Schenkungssteuergesetz 1955, das Invest-
mentfondsgesetz 1993, das Kraftfahrzeugsteuergesetz
1992, das Straßenbenützungsabgabegesetz, das Norm-
verbrauchsabgabegesetz, das Elektrizitätsabgabegesetz
und das Erdgasabgabegesetz geändert werden, ein
Kohleabgabegesetz eingeführt wird und das Energieab-
gabenvergütungsgesetz, das Mineralölsteuergesetz, die
Bundesabgabenordnung, das Abgabenverwaltungsor-
ganisationsgesetz, das Zollrechts-Durchführungsgesetz
und das Produktpirateriegesetz geändert werden
Referent: Dr. Peter Csoklich, RA in Wien
Stellungnahme abgegeben am: 17. 4. 2003

03/71 Bundeskanzleramt
GZ 180.310/023-I/8/2003
Änderung des Bundesstatistikgesetzes 2000
Referent: Dr. Michael Kutis, RA in Wien

03/72 Bundesministerium für soziale Sicherheit und Genera-
tionen
GZ 40.101/4-4/03
Bundesgesetz, mit dem das Bundespflegegeldgesetz,
das OFG und Behinderteneinstellungsgesetz geändert
werden
Referent: Dr. Vera Kremslehner, RA in Wien
Stellungnahme abgegeben am: 10. 4. 2003

03/75 Bundesministerium für soziale Sicherheit und Genera-
tionen
GZ 51 0102/1-V/1/03
Bundesgesetz, mit dem das Familienlastenausgleichs-
gesetz 1967 geändert wird
Referent: Dr. Vera Kremslehner, RA in Wien
Stellungnahme abgegeben am: 14. 4. 2003

03/76 Bundesministerium für soziale Sicherheit und Genera-
tionen
GZ 21.119/8-1/03
Bundesgesetz, mit dem das ASVG, GSVG, BSVG und
B-KUVG im Rahmen des Budgetbegleitgesetzes 2003 ge-
ändert werden
Referent: Dr. Georg Grießer, RA in Wien
Stellungnahme abgegeben am: 24. 4. 2003

03/80 Bundesministerium für Justiz
GZ 641.006/1-II.1/2003
Bundesgesetz, mit dem vorübergehende Maßnahmen im
Bereich des Strafaufschubes getroffen werden
Referent: Dr. Elisabeth Rech, RA in Wien
Stellungnahme abgegeben am: 24. 4. 2003

03/81 Bundesministerium für Justiz
GZ 5.308/8-I.4/2003
Änderung des Grundbuchumstellungsgesetzes
Referent: Dr. Thomas Schreiner, RAK Burgenland
Stellungnahme abgegeben am: 7. 5. 2003
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Berichte

Niederösterreich
Vollversammlung der
Rechtsanwaltskammer NÖ vom 3. 4. 2003

Die ordentliche Vollversammlung der Rechtsanwaltskammer Nie-
derösterreich fand am 3. 4. 2003 im Zisterzienserstift Heiligen-
kreuz statt. Bei der Vollversammlung waren 81 von 351 eingetra-
genen Rechtsanwälten anwesend.
Der Präsident gedenkt der seit der letzten Vollversammlung verstor-
benen Mitglieder.
Einstimmig beschlossen wurden die Änderung des § 9 (4) der
GeO des Disziplinarrates der Rechtsanwaltskammer NÖ, die Leis-
tungsordnung Teil A, B und C für 2004, die Beitragsordnung für
2004 und die Umlagenordnung Teil A, B und C für 2004.
Entsprechend dem Wahlvorschlag wurden gewählt Herr Dr. Max
Urbanek zum Vizepräsidenten der Rechtsanwaltskammer NÖ, zu
Ausschussmitgliedern wurden gewählt die Herren Dr. Reinhold
Kloiber, Dr. Walter Kossarz, Dr. Gerhard Rößler und Dr. Helmut
Steiner.
Zu Rechnungsprüfern wurden Dr. Anton Hintermeier und Dr. Hans-
Jörg Haftner gewählt.
Einstimmig angenommen wurden der Rechnungsabschluss 2002,
der Voranschlag 2004 und das Nachtragsbudget 2003. Herr
Dr. Ferdinand Weber hat in Vertretung der Rechnungsprüfer be-
richtet, dass die Buchhaltung ordnungsgemäß und die Verwaltung
sparsam im Berichtszeitraum 2002 geführt wurde. Es wurde dem
Ausschuss daher einstimmig über Antrag des Rechnungsprüfers die
Entlastung erteilt.
Im Anschluss an die Vollversammlung lud die Rechtsanwalts-
kammer NÖ gemeinsam mit der Erste Bank der österreichischen
Sparkassen die anwesenden Kollegen zu einem Buffet ein.

RA Dr. Jörg Beirer
Präsident der Rechtsanwaltskammer Niederösterreich

Tirol
Vollversammlung der Tiroler
Rechtsanwaltskammer
Präsidentenwahl entschieden

Dr. Georg Santer wurde am 10. April 2003 als Präsident der Tiro-
ler Rechtsanwaltskammer wieder gewählt. In der Vollversamm-
lung wurden Dr. Harald Burmann, Vize-Präsident, und Dr. Georg
Huber, Präsident des Disziplinarrates, in ihren Ämtern bestätigt.
Den Funktionären der Tiroler Rechtsanwaltskammer wurde in der
Vollversammlung das Vertrauen ausgesprochen. Abgesehen von
den Ämtern, die neu besetzt werden mussten, sind alle Funktionäre
mit klarer Mehrheit wieder gewählt worden. Das Wahlergebnis
zeugt von großer Anerkennung für die Arbeit der ehrenamtlich tä-
tigen Funktionären und der Tiroler Rechtsanwaltskammer.
Dr. Georg Santer wurde bei der Vollversammlung der Tiroler
Rechtsanwaltskammer mit dem beachtlichen Stimmenanteil von
98 Prozent als Präsident wieder gewählt. Ebenfalls wieder fast ein-
stimmig gewählt worden sind Dr. Harald Burmann als Vize-Präsi-
dent und Dr. Georg Huber als Disziplinarrats-Präsident.
Veränderungen gab es im Ausschuss. Dr. Karl Aschaber verstarb
bei einem Verkehrsunfall und Dr. Roland Paumgarten legte sein
Amt nieder. Deshalb wurden Dr. Katharina Moritz und Dr. Chris-
tian Winder in den Ausschuss gewählt.
Als Ausschussmitglieder wurden bestätigt: Dr. Ivo Greiter,
Dr. Klaus Gürtler, Dr. Andrea Haniger, Dr. Markus Heis, Dr. Jörg
Hobmeier, Dr. Gert Kastner, Dr. Hansjörg Mader, Dr. Manfred
Opperer, Dr. Stefan Rainer, Dr. Michael Sallinger, Dr. Harald Vill.
Neu in den Disziplinarrat der Tiroler Rechtsanwaltskammer
wurden Dr. Edith Egger, Dr. Günther Egger, Dr. Hermann Rieder
und Dr. Thomas Treichl gewählt.
In ihrer Funktionärstätigkeit bestätigt wurden: Dr. Paul Bauer,
Dr. Renate Erlacher-Philadelphy, Dr. Axel Fuith, Dr. Christian
Girardi, Mag. Albin Huber, Dr. Beate Köll-Kirchmeyr, Dr. Andreas
König, Dr. Arne Markl, Dr. Christine Mascher, Mag. Christian
Pesl, Dr. Hermann Plochberger, Dr. Eva Maria Posch, Dr. Hubertus
Schumacher, Dr. Gerhard Seirer, Dr. Harald Streif und Dr. Walter
Waizer.
Kammeranwalt bleibt Dr. Bernd Schmidinger, Kammeranwaltstell-
vertreter Dr. Wolfgang Offer und Dr. Josef Danler. Ebenfalls wie-
der gewählt wurden Dr. Eckart Söllner und Dr. Hansjörg Zink als
Rechnungsprüfer.

Elisabeth Sandbichler
Pressereferat der Tiroler Rechtsanwaltskammer
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Aus dem juristischen Leben

Dr. Wilhelm Steidl
fünfundsiebzig
Ein Zuruf zu Lebzeiten

I

Am 7. 5. 2003 vollendete em. Rechtsanwalt Diplom-Dolmetsch
Dr. Wilhelm Steidl, Stadtrat der Landeshauptstadt Innsbruck aD,
Ritter der französischen Ehrenlegion, sein fünfundsiebzigstes Le-
bensjahr.

Anlass genug für den Tiroler Barreau, aber auch weit über ihn
hinaus, dem Freunde einen Zuruf zu Lebzeiten zu widmen, gehört
es doch zu den unsinnigen österreichischen Traditionen, das Gute,
das man einem Zeitgenossen zu Lebzeiten sagen könnte, solange
aufzusparen, bis er mit Sicherheit davon nichts mehr erfahren
kann. Die Angst, zu loben, zählt zu den Essentialen der Österrei-
chischen Seele.

Nicht also Nestroyscher Nachruhm, sondern grüßender Dank zu
Lebzeiten hier, zu einem Geburtstag, der, wie kaum ein anderer,
durch die Differenz zwischen kalendarischem Lebensalter und
eigentlicher Stimmung frappiert. Aber, was wäre schon gewöhn-
lich in diesem Leben.

II

Die Fakten zuerst: der am 7. 5. 1928 in Innsbruck geborene
Wilhelm Steidl, seit unvordenklichen Zeiten in der ganzen Stadt als
der Steidl Willi eine Institution, erlebt Anschluss, Krieg und Kriegs-
ende bereits bewusst mit.

Die Jahre um 1945 werden prägend für ihn; er wird auf eine Art
schnell erwachsen, die ihn das Jugendliche bis heute bewahren
lässt. Aus jenen Jahren stammt wohl die Erfahrung von der minde-
ren Bedeutung alles Formalen, von der mäßigen Gewichtigkeit der
Erlässe und von der Hauptbedeutung des materialen Gehaltes be-
stimmter Grundwerte.

Dieser Bedeutung wird Steidl sein ganzes Leben lang verpflichtet
bleiben. Aus jener frühen Zeit, auch des Aufbruches, rühren
Lebensfreundschaften her, die, weit über Tirol hinaus, gehalten
haben. So jene mit Professor Wolfgang von Pfaundler, oder jene
mit Fritz Molden. Nicht von ungefähr sind es die Widerständigen,
denen Steidl zugehört. Pfaundler und Molden sind Teil im Öster-
reichischen Widerstand, jener heute schon mystifizierten Marke
des „O5“, an die zu erinnern man nicht müde werden sollte. Der
Einsatz für Südtirol wird die Freunde, ein Jahrzehnt später verbin-
den.

III

Es gehört zu den seltsamen Fügungen des Schicksals, dass es auch
glückhafte Menschen gibt; Menschen, denen das Geschenk eines

glückhaften wie gelungenen Lebens zufällt. Zu ihnen gehört
Wilhelm Steidl, zu seinen Aspekten – neben der Fähigkeit zur
Freundschaft – das Glänzende in einem natürlichen Sinne.

Nach dem Abschluss seiner Studien legt Steidl die Konzipiatur
unter anderem bei Dr. Michael Stern in Wien zurück. Der
brillante Redner, dem der Gerichtssaal mehr Agora, denn Stätte
der Gelehrsamkeit zu sein schien, zieht, anfangs der Sechziger-
jahre im Grazer Südtiroler Prozess, die Aufmerksamkeit der
Beobachter auf sich. Dass in diesem für die Entwicklung des
Rechtsstaates wesentliche Tendenzen aufgezeigt und die Gren-
zen des positiven Rechtes erreicht worden sind, soll nur noch ein-
mal erwähnt werden. Hier finden wir die Wendung zu grundle-
genden rechtlichen Werten beispielhaft, von der eingangs die
Rede war.

Steidl, das macht ihm so schnell keiner nach, kann reden. Seine
sprachlichen Kenntnisse und Fertigkeiten, seine Freundschaften,
die weit über den Brenner und die Nordkette hinausgehen, umge-
ben ihn mit einer für Tirol nicht eben allzu häufigen, durchaus auch
gesellschaftlichen Geläufigkeit, die, vielen, auch jüngeren, nicht
nur Vorbild, sondern Aufheiterung und reine Freude ist.

Er hat den Sitz seiner Kanzlei über Jahrzehnte im Hause seiner
Kindheit, in der Innsbrucker Maria Theresien Straße, der Haupt-
straße, der Magistrale. Dort, zumal auf dem breiten Trottoir vor der
Kanzlei, war Steidls eigentlicher Umschlagplatz, sein Speakers
Corner, seine Agora. Die Bereitschaft, zu geben und zu nehmen,
aufzunehmen, für das Neue, zeichnet diese Gesprächskultur
Steidls aus, der jede Erfahrung, alles Gelesene, stets an der Wirk-
lichkeit zu messen verstand.

IV

Redekunst, Verstand, Aufbegehren, das Widerständige eben,
führte den erfolgreichen Advokaten im Herbst 1965 in den Inns-
brucker Gemeinderat. Sein allzu früh verstorbener Freund,
Dr. Klaus Posch und er gründeten den T(iroler) A(rbeits) B(und)
TAB; mit 31. 3. 1978 wurde Steidl, nach dem plötzlichen Tode
des Confrère, Innsbrucker Stadtrat.

Lang bevor es sonst wo üblich wurde, hat Steidl gegen die Verwer-
fungen des Rechtsstaates, gegen Verflechtung und Filz, vor allem
aber, officium nobile des Juristen schlechthin, für das Recht ge-
kämpft.

Er hat – mit einigen, wenigen anderen, nicht allen aus seiner
Fraktion überdies – das Bewusstsein des Rechtes als des Funda-
mentes der Verwaltung kämpferisch, ganz im Sinne Iherings,
gepflegt, fast zwanzig Jahr lang sich eingesetzt für das bonum
commune. Dabei übernahm er, zu den Aufgaben in seiner weit-
läufigen Praxis, auch die Leitung der Innsbrucker Stadtwerke und
bewies so, dass Juristen nicht zwangsläufig für solche Tätigkeiten
ungeeignet sein müssen. Die ihn fallen sehen wollten, sahen ihn
steigen.
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V

Der Chévalier de la légion d’honneur Wilhelm Steidl hat die Advo-
katur Jahrzehnte, bis in das vergangene Jahr ausgeübt und ge-
pflegt. Freilich, er kann nicht nur reden, sondern auch schreiben:
schreiben als Kolumnist einer tiroler Tageszeitung seit nun schon
vielen Jahren. Seine Beiträge sind allgemeiner (gesellschafts-)politi-
scher Natur; mögen sie manches Mal auch in die Nähe des als
Cato chiffrierenden Herausgebers dieser Zeitung kommen; sie un-
terscheiden sich doch durch eine Nuance; durch die Nuance der
Widerständigkeit.
Und, es tut einem leid, dass einer, der so erzählen kann, seine
Memoiren nicht aufschreibt. Wer unter der Kollegenschaft verfügt
über so weit reichende und weit verzweigte Erfahrung und Erinne-
rung. Es gibt nicht mehr allzu viele, die mit dem Oskar Werner im-
provisiert haben, und nicht mehr so viele, die wissen, was Öster-
reich 1945 bedeutet hat, was es den jungen, den überlebenden
Österreichern war. Wilhelm Steidl weiß das und wusste das im-
mer. Aus dieser Erfahrung heraus setzte er sich auch über Jahr-
zehnte für eine sinnvolle Neuordnung des Pensionswesens der

Rechtsanwälte ein; das Vermächtnis seiner Mahnungen in diesem
Bereich wird, wie ich befürchte, noch an dramatischer Aktualität
zunehmen. Aus eben dieser Erfahrung setzte er sich auch immer
dafür ein, die Kirche dort im Dorf zu lassen, wo sie aus Kleingeist
und Ranküne, ums Prinzip, geschliffen werden sollte.

Ein dem Recht verpflichteter, lebensvoller Mensch, nachdenklich
und spontan zugleich, hat ein Dreivierteljahrhundert zurückgelegt;
dabei ist er in einer Weise jung und spannkräftig geblieben, die
einen offenen Widerspruch zum Altern darstellt. Im Kreise der Sei-
nen, die wohl mehr als einmal um den sich Verausgabenden sich
ängstigen, ist er liebevoll geborgen und wohl manches Mal auch
mit sanfter, doch beständiger Hand zur Ruhe gehalten.

Wenn er einen freilich am Arm packt und, beinahe ohne stehen zu
bleiben, im Gang durch die Innsbrucker Innenstadt Straßen ihn
eben Befassendes mit Verve und Begeisterung ausspricht, weiß
man, was es heißt, einen ganzen Menschen vor sich zu haben.

Es mag altmodisch sein; aber anderes fällt mir nicht ein: eine
Zierde unseres Standes, der wir viel verdanken!

Dr. Michael Sallinger
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XXX. Skilex Kongress 2003
in Zakopane/Polen
Skilex, die internationale Vereinigung von Rechtsanwälten, Rich-
tern, Notaren und Staatsanwälten sowie deren jeweiligen Berufs-
anwärtern, hat den diesjährigen Kongress vom 9.–16. 3. 2003 in
Zakopane/Polen abgehalten. Thematisch befasste er sich insbe-
sondere mit grenzüberschreitenden Dienstleistungen im Skisport
(Schlagwort: Ausländische Skilehrer in Österreich) sowie mit Fra-
gen des Dopings und dessen Ahndung im Rahmen der internatio-
nalen Sportgerichtsbarkeit.

Der Kongress war fachlich interessant und sportlich erfolgreich.
Aus österreichischer Sicht gab es die „üblichen“ Gewinner (Rie-
benbauer, Vierthaler, De Nicolo, Gschöpf, . . .). In der Nationen-
wertung belegte Österreich den 3. Rang (hinter Polen und Deutsch-
land). Die Fachbeiträge werden in Kürze auf der Website
www.skilex.at abrufbar sein.

Vorschau: XXXI. Skilex Kon-
gress 2004 in Obergurgl
Der Skilex Kongress 2004 wird im Zeitraum vom 20.–27. 3. 2004
in Obergurgl stattfinden. Obergurgl am Ende des Ötztals ist abso-
lut schneesicher (Höhenlage ab 2000m) und verfügt über ein äu-
ßerst attraktives Skigebiet und eine herrliche Langlaufloipe. Wer
will, ist in 10 Minuten in Sölden und kann dort auf den Gletscher.

Nachdem immer der Wunsch geäußert wurde, dass der Kongress
zur Kontakterleichterung nach Möglichkeit geschlossen in einem
Hotel abgehalten wird und sich nicht auf zahlreiche andere Unter-
künfte zersplittert, ist es gelungen, ein schönes 4-Stern-Alpen-
Wellness Hotel komplett vorzureservieren (175 Betten), in dem
neben den üblichen Annehmlichkeiten eines Hotels dieser Kate-
gorie auch die entsprechenden Seminar- und Vortragsräume vor-
handen sind. Der gesamte Kongress kann somit in diesem Hotel
abgewickelt werden. Direkt vom Hotel gelangt man auf die Piste
bzw zum Skilift.

Im Idealfall, nämlich bei voller Auslastung, steht das gesamte Hotel
ausschließlich zu unserer Verfügung. Voraussetzung ist, dass recht-
zeitig gebucht wird, das heißt, bis spätestens Ende Jänner 2004.
Ich ersuche daher bereits jetzt, den Termin vorzumerken.

Thematisch wird sich der Kongress voraussichtlich insbesondere
mit folgenden Themen befassen:

Frustrierte Aufwendungen im Zusammenhang mit Skiunfällen (typi-
scherweise Skipass, Hotelkosten etc) im europäischen Überblick.

Haftung von Mitgliedern der Lawinenkommission (strafrechtlich/
zivilrechtlich).

Verfahren vor dem Internationalen Sportgerichtshof CAS in Lau-
sanne.

In Kürze wird die Website www.skilex.at aktiviert werden, dort
können dann auch nähere Details zum Kongress und den Kon-
gressvorbereitungen abgerufen werden. Auch die Kongressan-
meldung kann optional dann über Internet erfolgen.
Die detaillierten Kongressunterlagen werden im Herbst 2003
versendet bzw können dann bei mir angefordert werden.

RA Dr. Günther Riess
6020 Innsbruck

Vors von Skilex Österreich
Maria-Theresien-Straße 38

Tel: 0512-58 38 66
Fax: 0512-57 27 61

E-mail: klee-fuith-riess@solicitors.at

Seminarankündigung
Altmünster 2003
Die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Linz veran-
staltet vom 15. 9. bis 19. 9. 2003 im Alpenhotel am See, Alt-
münster/Traunsee, ein Seminar für absolvierte Juristen (Leitung:
o.Univ.-Prof. Dr. Peter Rummel im Zusammenwirken mit o.Univ.-
Prof. Dr. Attila Fenyves, em.Univ.-Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Franz
Bydlinski und o.Univ.-Prof. i.R. Dr. Helmut Koziol).
Die Vorträge werden folgende Themen aus dem Gebiet des Privat-
rechts und des zivilgerichtlichen Verfahrensrechts behandeln:
o.Univ.-Prof. Dr. Attila Fenyves, Anpassungsklauseln und Verbrau-
cherschutz
Sekt.-Chef Dr. Gerhard Hopf, Familienrechtsreform
Univ.-Prof. Dr. Andreas Konecny, Masse und Macht. – Rechts-
fragen der Kompetenzverteilung im Konkurs
o.Univ.-Prof. i.R. Dr. Helmut Koziol, Ersatz reiner Vermögens-
schäden
ao.Univ.-Prof. Dr. Helmut Ofner, Aktuelle Fragen des internatio-
nalen Ehegüterrechts
ao.Univ.-Prof. Dr. Christian Rabl, Die Konzentration der Gattungs-
schuld
o.Univ.-Prof. Dr. Peter Rummel, Schadenersatzansprüche bei Ver-
gaberechtsverstoß
o.Univ.-Prof. Dr. Andreas Schwartze, LL.M., Thema wird bekannt
gegeben
Zu einigen Vorträgen sind Koreferate geplant.
Die Kosten für Unterbringung und Verpflegung werden sich auf ca
E 240,– belaufen. Der Kursbeitrag wird voraussichtlich E 75,– be-
tragen.
Schriftliche Anmeldungen werden bis 30. 6. 2003 erbeten an Frau
Mag. Martina Schober, Institut für Zivilrecht, Johannes Kepler Uni-
versität Linz, 4040 Linz/Auhof. Da die Teilnehmerzahl beschränkt
ist, erfolgt bis Ende Juli noch eine gesonderte Mitteilung an die An-
gemeldeten über die Möglichkeit der Teilnahme.
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§ 26 a VwGG: Hemmung
oder Unterbrechung der
Beschwerdefrist?
Mit der Novelle BGBl I 2002/124 (Inkrafttreten 1. 10. 2002)
wurde für die sogenannten Massenverfahren die Bestimmung des
§ 26a VWGG neu eingeführt. Diese Bestimmung hat folgenden
Wortlaut:

§ 26a. (1) Ist beim Verwaltungsgerichtshof eine erhebliche An-
zahl von Verfahren über Beschwerden gegen Bescheide nach
Art. 131 Abs. 1 Z 1 B-VG anhängig, in denen gleichartige Rechts-
fragen zu lösen sind, oder besteht Grund zur Annahme, dass eine
erhebliche Anzahl solcher Beschwerden eingebracht werden wird,
so kann der Verwaltungsgerichtshof dies mit Beschluss ausspre-
chen. Ein solcher Beschluss hat zu enthalten:

1. die in diesem Verfahren anzuwendenden Rechtsvorschriften;

2. die auf Grund dieser Rechtsvorschriften zu lösenden Rechts-
fragen;

3. die Angabe, welche der Beschwerden der Verwaltungsgerichts-
hof behandeln wird.

Die Beschlüsse werden von dem nach der Geschäftsverteilung zu-
ständigen Senat gefasst.

(2) Beschlüsse gemäß Abs. 1 verpflichten, soweit sich die zu
lösenden Rechtsfragen auf Grund von Gesetzen gemäß Art. 50
Abs. 1 B-VG genehmigten Staatsverträgen oder Staatsverträgen
gemäß Art. 16 Abs. 1 B-VG, die gesetzesändernd oder gesetzes-
ergänzend sind, ergeben, den Bundeskanzler oder den zuständi-
gen Landeshauptmann, im Übrigen die zuständige oberste Be-
hörde des Bundes oder des Landes zu ihrer unverzüglichen Kund-
machung.

(3) Mit Ablauf des Tages der Kundmachung des Beschlusses ge-
mäß Abs. 1

1. dürfen in allen Rechtssachen, in denen eine zur Entscheidung in
oberster Instanz berufene Verwaltungsbehörde die im Beschluss
genannten Rechtsvorschriften anzuwenden und eine darin ge-
nannte Rechtsfrage zu beurteilen hat, nur solche Handlungen vor-
genommen oder Entscheidungen und Verfügungen getroffen wer-
den, die durch das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes nicht
beeinflusst werden können oder die die Frage nicht abschließend
regeln und keinen Aufschub gestatten;

2. beginnt für Rechtssachen nach Z 1 die Frist zur Erhebung einer
Beschwerde gemäß § 26 Abs. 1 Z 1 und Abs. 2 nicht zu laufen
und wird eine laufende Beschwerdefrist unterbrochen;

3. dürfen in allen beim Verwaltungsgerichtshof anhängigen Ver-
fahren gemäß Abs. 1, die im Beschluss gemäß Abs. 1 nicht ge-
nannt sind, nur solche Handlungen vorgenommen oder Entschei-
dungen und Verfügungen getroffen werden, die durch das Erkennt-

nis des Verwaltungsgerichtshofes nicht beeinflusst werden können
oder die die Frage nicht abschließend regeln und keinen Aufschub
gestatten.

(4) In seinem Erkenntnis fasst der Verwaltungsgerichtshof die Ant-
wort auf die zu lösenden Rechtsfragen in einem Rechtssatz zusam-
men, der nach Maßgabe des Abs. 2 unverzüglich kundzumachen
ist. Mit Ablauf des Tages der Kundmachung des Rechtssatzes en-
den die Wirkungen des Abs. 3 Z 1 und 3 und beginnt die gemäß
Abs. 3 Z 2 gehemmte oder unterbrochene Beschwerdefrist zu lau-
fen.

Insbesondere wegen der Verwendung sowohl des Begriffes Hem-
mung als auch Unterbrechung in Abs 4 (im Gegensatz zu Abs 3
Z 2) könnte unklar sein, ob in beiden in Abs 3 Z 2 genannten Fäl-
len nach der Kundmachung im Sinne des Abs 4 die volle Be-
schwerdefrist zur Verfügung steht (die Frist also neu zu laufen be-
ginnt).

Herr Kollege Mag. Markus L. Nußbaumer von der Kanzlei
Saxinger, Chalupsky, Weber & Partner (Linz) hat daher eine ent-
sprechende Anfrage an den Verfassungsdienst des Bundeskanzler-
amtes gerichtet und folgende Antwort (vom 3. 4. 2003, GZ
601.457/002-V/1/2003) erhalten:

Das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst beantwortet die oz An-
frage wie folgt:

§ 26a Abs. 3 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985, BGBl
Nr. 10, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl I Nr. 124/2002
(VwGG) knüpft an die Kundmachung eines Beschlusses gemäß
§ 26a Abs. 1 VwGG verschiedene Rechtswirkungen. Gemäß
§ 26a Abs. 3 Z 2 VwGG beginnt für die betroffenen Rechtssachen
die Frist zur Erhebung einer Beschwerde (gemäß § 26 Abs. 1 Z 1
und Abs. 2 VwGG) nicht zu laufen (erster Tatbestand) und wird
eine laufende Beschwerdefrist unterbrochen (zweiter Tatbestand).
Mit Ablauf des Tages der Kundmachung des Rechtssatzes beginnt
gemäß § 26a Abs .4, zweiter Satz, VwGG „die gemäß Abs. 3
Z 2 gehemmte oder unterbrochene Beschwerdefrist zu laufen.“

Bei der Unterbrechung einer Frist werden die vor dem Unterbre-
chungstatbestand liegenden Zeiträume nicht berücksichtigt (VwGH
24. 10. 1972, Zl. 1315/72; Walter/Mayer; Verwaltungsverfah-
rensrecht 7 [1999] Rz. 236). Angesichts des eindeutigen Geset-
zeswortlauts und mangels irgendwelcher Anhaltspunkte in den Ge-
setzesmaterialien (AB 1258 BlgNR 21. GP) für die gegenteilige
Annahme beginnt die „gemäß Abs. 3 Z 2 . . . unterbrochene Be-
schwerdefrist“ daher mit Ablauf des Tages der Kundmachung des
Rechtssatzes gemäß § 26 Abs. 4 VwGG neu zu laufen.

Soweit § 26a Abs. 4 VwGG hingegen an die „gemäß Abs. 3 Z 2
gehemmte . . . Beschwerdefrist“ anknüpft, nimmt er erkennbar auf
den ersten Tatbestand des § 26a Abs. 3 Z 2 Bezug, wonach die
Beschwerdefrist in bestimmten Rechtssachen nicht zu laufen begon-
nen hat, denn auch dies stellt einen Fall der Fristenhemmung dar
(vgl. § 33 Abs. 1 AVG und Walter/Mayer, Verwaltungsverfah-
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rensrecht 7 [1999] Rz. 236; § 126 ZPO und Fasching, ZPO-Kom-
mentar II 1 [1962] Anm. 1 zu § 126 ZPO). Mit Ablauf des Tages
der Kundmachung des Rechtssatzes gemäß § 26 Abs. 4 VwGG
beginnt die „gemäß Abs. 3 Z 2 gehemmte . . . Beschwerdefrist“
also erstmals zu laufen.

Der Verfassungsdienst kommt also eindeutig zur Auffassung, dass
in beiden Fällen des § 26a (3) 2 VwGG mit dem auf die Kundma-
chung nach Abs 4 leg cit folgenden Tag die Beschwerdefrist (neu)
zu laufen beginnt und daher in voller Länge zur Verfügung steht.
(Dem betroffenen Anwalt bleibt immer noch die schwierige Frage
der Fristwahrung zu lösen, da der VwGH mangels Kenntnis der be-
troffenen Verfahren außer der Kundmachung keine weitere Ver-
ständigungsmöglichkeit hat.)

Das Bundeskanzleramt – Verfassungsdienst hat über Anfrage von
Herrn Kollegen Nußbaumer ausdrücklich zur Veröffentlichung der
Anfrage-Beantwortung ermächtigt. Für die Mühe ist Herrn Kollegen
Nußbaumer seitens der Anwaltschaft herzlich zu danken.

RA Dr. Horst Auer

Erstmals Mitgliederverzeichnis
des Österreichischen
Rechtsanwaltsvereins
Der Österreichische Rechtsanwaltsverein, früher bekannt unter
dem Namen Wirtschaftliche Organisation der Rechtsanwälte Ös-
terreichs oder kurz WO, hat nunmehr erstmals ein gedrucktes um-
fassendes Mitgliederverzeichnis herausgebracht. Auf 214 Seiten
werden nicht nur die aktiven Anwälte in den einzelnen Bundeslän-
dern, sondern auch die Rechtsanwaltsanwärter und die emeritier-
ten Rechtsanwälte aufgeführt. Ein umfassendes Namensverzeichnis
erleichtert das schnelle Auffinden der einzelnen Anwälte.

Eine eigene Abteilung ist den Mitgliedern des Österreichischen
Rechtsanwaltsvereins in anderen europäischen Ländern gewidmet,
derzeit noch beschränkt auf Deutschland, Niederlande und Groß-
britannien.

Das Verzeichnis erschien in einer Auflage von 900 Stück und ist
bis auf wenige Restexemplare vergriffen. Derzeit hat der Österrei-
chische Rechtsanwaltsverein 813 Mitglieder, wobei auch Witwen
und Witwer nach Rechtsanwälten und Rechtsanwältinnen Mitglied
sein können.

Die Neuauflage ist für das Jahr 2004 geplant. Das Mitgliederver-
zeichnis ist, soweit der Vorrat noch reicht, bei der Geschäftsführe-
rin des Österreichischen Rechtsanwaltsvereines, Frau Mag. Su-
sanne Schöner, unter der Adresse Österreichischer Rechtsanwalts-
verein, Rotenturmstraße 13, 1011 Wien, zum Preis von E 14,40
incl Ust zzgl Porto zu beziehen.

Dr. Ivo Greiter, Rechtsanwalt in Innsbruck
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Standesrecht
7876

Art 83 BVG – gesetzlicher Richter
§ 73 Abs 2 AVG – Devolution

§ 8 RAPG – kein RM gegen RA-Prüfungszulassung
1. Das Recht auf ein Verfahren vor dem gesetz-
lichen Richter wird (auch) dann verletzt, wenn
die Verwaltungsbehörde eine ihr gesetzlich nicht
zukommende Zuständigkeit in Anspruch nimmt.
Da die OBDK zur Entscheidung über einen Devo-
lutionsantrag (betreffend einen Antrag auf Auf-
hebung eines Bescheides des OLG-Präsidenten
als Präses der RA-Prüfungskommission über die
Zulassung zur RA-Prüfung) nicht zuständig ist, ist
der Bf in seinem Recht auf ein Verfahren vor dem
gesetzlichen Richter verletzt.

2. Gegen den Bescheid des OLG-Präs. auf Zulas-
sung zur RA-Prüfung ist ein RM nicht zulässig
(Justizverwaltungssache).

3. Schon der OLG-Präs. hätte einen Antrag auf
Aufhebung seines früheren Bescheides über die
Zulassung des Bf zur RA-Prüfung (bzw auf Wie-
deraufnahme des Verfahrens) in Ermangelung
des objektiven Interesses an der Beseitigung
eines den Antragsteller beschwerenden Ver-
waltungsaktes bereits in 1. Instanz wegen Feh-
lens des Rechtsschutzbedürfnisses zurückweisen
müssen.

VfGH 1. 12. 2000, B 593/99, B 1032/99, OBDK 30. 10.
1998, Bkv 4/98, 25. 3. 1999, Bkv 9/97.

Aus den Entscheidungsgründen:

Vorbemerkungen: Der Bf war mit Bescheid des OLG-Präs. A (als
Präses der RA-Prüfungskommission) zur RA-Prüfung zugelassen.
Nachdem er die Prüfung nicht bestanden hatte, wurde er auf
seinen Antrag zur Wiederholungsprüfung beim OLG B zugelas-
sen; wieder bestand er nicht. Bei beiden Zulassungen war davon
ausgegangen worden, dass er die Gerichtspraxis von (genau)
9 Monaten absolviert hatte. Dann erfuhr er vom Präsidium des
OLG C, dass seine in dessen Sprengel absolvierte Gerichtspraxis
lediglich in der Gesamtdauer von 8 Monaten und 28 Tagen abge-
leistet worden sei. Daraufhin beantragte er ua die (hier nicht inte-
ressierende) Wiedereinsetzung in die Frist zur Erhebung je einer
Beschwerde gegen die beiden Zulassungsbescheide; zugleich er-

hob er Beschwerde gegen die Bescheide über seine Zulassung zur
Prüfung. Beim OLG-Präsidenten A beantragte er die Aufhebung
des Zulassungsbescheides; ehe hierüber entschieden wurde, ver-
langte der VwGH die Akten des OLG-Präs. A für das bei ihm an-
hängige Verfahren ab; nach Ablauf von 6 Monaten stellte der Ein-
schreiter einen Devolutionsantrag an die OBDK. Die OBDK wies
diesen Devolutionsantrag betreffend den Antrag auf Aufhebung
des Bescheides des OLG-Präs. A ab. Diese Entscheidung wurde
von der OBDK wie folgt begründet:

Gem Art II Abs 2 Z 31 EGVG ist auf das Verfahren der Organe
der Körperschaften öffentlichen Rechts, soweit es sich unter ande-
rem um „gesetzliche berufliche Vertretungen“ handelt, das Allge-
meine Verwaltungsverfahrensgesetz (AVG) grundsätzlich nicht an-
zuwenden. Dieser Ausschlussgrund trifft auf das Verfahren vor dem
Ausschuss einer RAK, mithin in Verwaltungssachen, die das Berufs-
und Standesrecht der RAe betrifft, zu (vgl Hauer/Leukauf, Hand-
buch des Verwaltungsverfahrens § 73 Abs 2 AVG ENr 1b). In
einem Verfahren betreffend Verfügungen der Organe einer RAK
kann demnach mangels Anwendbarkeit des AVG ein Devolutions-
antrag gem § 73 Abs 2 leg cit nicht gestellt werden, zumal ein
solcher Antrag nicht zu jenen Grundsätzen eines geordneten
rechtsstaatlichen Verfahrens zählt, die in der Verwaltung ganz all-
gemein Anwendung zu finden haben. Die Zulässigkeit einer Säum-
nisbeschwerde kann auch nicht aus der Bestimmung des § 5a
Abs 2 Z 3 RAO abgeleitet werden, weil die dort enthaltene Ver-
weisung auf das AVG nur das RM-Verfahren in jenen Angelegen-
heiten, in denen gegen Bescheide der Kammerorgane eine Beru-
fung an die OBDK vorgesehen ist, betrifft.

Vorliegend handelt es sich jedoch nicht um ein Verfahren vor Or-
ganen einer RAK, sondern um ein Verfahren nach dem RA-Prü-
fungsgesetz, dessen Vollzug in die Kompetenz des Präsidenten des
OLG als Präses der RA-Prüfungskommission fällt (§ 6 iVm § 3
RAPG). Der Präses der betreffenden RA-Prüfungskommission hat
zwar über die Zulassung eines Kandidaten zur RA-Prüfung im Ein-
vernehmen mit der RAK, in deren Liste der Kandidat eingetragen
ist oder zuletzt war, zu entscheiden; dies besagt jedoch nur, dass
vor der Entscheidung eine Äußerung der zuständigen RAK einzu-
holen ist, ohne dass diese dadurch eine Entscheidungskompetenz
erlangt (vgl Bkv 6/91 [hier handelt es sich um ein Fehlzitat. Richtig
wohl: OBDK 28. 6. 1996, Bkv 1/96]). Das Zulassungsverfahren
ist daher kein Verfahren vor einem Organ der autonomen RAK,
sondern ein staatliches Verfahren vor der bei dem jeweiligen OLG
eingerichteten RA-Prüfungskommission. Die Ausschlussbestimmung
des Art II Abs 2 Z 31 EGVG kommt demnach in einem Verfahren
wie dem vorliegenden nicht zum Tragen, sodass § 73 Abs 2 AVG
in diesem Verfahren grundsätzlich anwendbar ist.

Sie vertrat die Rechtsauffassung, dass sie im vorliegenden Fall die
„sachlich in Betracht kommende Oberbehörde gegenüber dem
Präs. des OLG A als Präses der Prüfungskommission iS § 73 AVG
sei“. Dazu sprach der VfGH aus:
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Die bel Beh war zur Entscheidung über den Devolutionsantrag
nicht zuständig.

Der VfGH geht davon aus, dass es sich beim Verfahren über die
Zulassung zur RA-Prüfung vor dem Präsidenten des zuständigen
OLG um eine Angelegenheit der Justizverwaltung iSd Art 87 Abs 2
B-VG handelt. Unter Justizverwaltung versteht Art 87 Abs 2 B-VG
eine durch Richter ausgeübte, ihrem Inhalt nach aber nicht der
Rechtsprechung zuzählende Tätigkeit, bei deren Besorgung diese –
je nachdem, ob ein Einzelrichter oder ein Richterkollegium tätig
wird – entweder weisungsgebunden sind oder richterliche Unab-
hängigkeit genießen. Voraussetzung für diese Qualifikation ist
überdies, dass die fragliche Tätigkeit zur richterlichen Funktion
irgendeinen Bezug hat; sei es, dass sie dem Funktionieren der Ge-
richtsbarkeit dienen, durch gerichtliche Entscheidungen bedingte
Vorkehrungen anderer Organe erleichtern soll oder auf eine an-
dere Art mit richterlicher Tätigkeit im Zusammenhang steht. Ob
eine konkrete Aufgabe danach zur Justizverwaltung zu zählen ist,
mag in Einzelfällen schwierig zu beantworten sein und es wird in
einem solchen Fall auch auf die einfachgesetzliche Rechtslage im
Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens des B-VG Bedacht zu nehmen sein
(VfSlg 7376/1974).

Dass die Justizverwaltung im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens des B-
VG auch die Angelegenheiten der RAe und Notare umfasste und
diese Angelegenheiten nach der Geschäftsordnung für die Ge-
richte erster und zweiter Instanz von 1897 (Verordnung des Justiz-
ministers vom 5. 5. 1897, RGBl 112) zu den „Präsidialsachen (Jus-
tizverwaltungssachen)“ zählte, wurde bereits im Erk des VfGH vom
26. 1. 1979, VfSlg 8478/1979, dargelegt, sodass es für die
Qualifikation des bescheidmäßigen Abspruchs über die Zulassung
zur RA-Prüfung durch den Präsidenten des OLG als Justizverwal-
tungssache genügt, auf dieses Erk zu verweisen (s dazu auch Puck,
Zur Anwendbarkeit des AVG und zum Instanzenzug im Verfahren
vor den Notariatskammern, NZ 1978, 187ff [197]; vgl auch
OGH 6. 5. 1919 R I 58, ZBl [37] 1919/Nr 185, OGH 19. 5.
1988, 7 Ob 551/88).

An diesem Ergebnis vermag auch der Umstand nichts zu ändern,
dass nach § 6 RAPG 1985 der Präsident des OLG als Präses der
Prüfungskommission im Einvernehmen mit der RAK, in deren Liste
der Prüfungswerber eingetragen ist oder zuletzt war, über die Zu-
lassung zur Prüfung entscheidet.

Die Justizverwaltungsbehörden sind nicht zu jenen Behörden zu
zählen, die das AVG anzuwenden haben, weil Angelegenheiten
der Justizverwaltung in Art II EGVG nicht angeführt sind (vgl etwa
VwGH 18. 3. 1988, 87/17/0302, VwGH 8. 11. 1989, 89/01/
0280; weitere Nachweise zur stRsp des VwGH finden sich in
Hauer/Leukauf, Handbuch des österreichischen Verwaltungsver-
fahrens5, 45 [zu Art II EGVG], 693 [zu § 73 AVG]; vgl auch Puck
aaO, 191, 197). Im RAPG findet sich auch keine Bestimmung, die
die Anwendung der Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetze

auf das Verfahren zur Zulassung zur RA-Prüfung vor dem Präses
der Prüfungskommission verfügt. Es ist sohin § 73 AVG nicht anzu-
wenden. Zwar hat eine Behörde in jedem Fall die fundamentalen
Grundsätze eines fairen Verfahrens zu beachten (vgl VfSlg
10.163/1984), dazu gehören jedoch nicht die besonderen Vor-
schriften des § 73 Abs 2 AVG zum Übergang der Entscheidungs-
pflicht (vgl VfSlg 2967/1956, 3420/1958, 4447/1963, 5081/
1965, 10.374/1985, 13.420/1993, 13.527/1993; VwSlg
2420 A/1952, 8942 A/1975, 12.611 A/1988, VwGH 18. 3.
1988, 87/17/0302, VwGH 8. 11. 1989, 89/01/0280, VwGH
25. 8. 1994, 94/19/0243 usw; Puck, aaO 198), zumal es keine
wie immer gearteten Hinweise dafür gibt, dass es sich hier um eine
planwidrige – durch Analogie zu schließende – Gesetzeslücke
handeln könnte. Der VfGH hegt gegen diese Rechtslage aus der
Sicht der Beschwerdefälle keine verfassungsrechtlichen Bedenken,
und zwar auch nicht unter dem Aspekt des Gleichheitssatzes (vgl
VfSDlg 13.420/1993, 13.527/1993 jeweils mit weiteren Hin-
weisen auf die Rsp; ebenso Puck, aaO 201).

Der Bf zielte mit seinem auf Übergang der Entscheidungspflicht an
die OBDK gerichteten Antrag auf ein behördliches Handeln ab, für
das institutionell keine Grundlage besteht. Der Antrag konnte
daher keinen Zuständigkeitsübergang bewirken. Die bel Beh war
sohin schon aus diesem Grund zur Erlassung des angefochtenen
Bescheides nicht zuständig. Der Bf wurde daher durch den ange-
fochtenen Bescheid iSd stRsp des VfGH im verfassungsgesetzlich
gewährleisteten Recht auf ein Verfahren vor dem gesetzlichen Rich-
ter verletzt (vgl VfSlg 8891/1980, 12.221/1989, 14.885/
1997).

Die OBDK hatte auch über eine Berufung des Einschreiters gegen
den Bescheid des OLG-Präs. B zu entscheiden, mit dem der Antrag
auf Wiederaufnahme des Verfahrens über die Zulassung zur RA-
(Wiederholungs-)Prüfung abgewiesen wurde. Sie erklärte die Beru-
fung für zulässig (und wies sie mangels Beschwer ab). Dazu
sprach der VfGH aus:

Bei Bescheiden, mit denen Anträge auf Wiederaufnahme des Ver-
fahrens abgewiesen werden, sowie bei Bescheiden, mit denen An-
träge auf Aufhebung von Bescheiden nach § 68 AVG zurückge-
wiesen werden, handelt es sich um verfahrensrechtliche Bescheide
(vgl Walter/Mayer, Verwaltungsverfahrensrecht7, Rz 398, 513,
657; zur Qualifikation eines Bescheides, mit dem der Antrag auf
Wiederaufnahme iSd § 70 Abs 3 AVG „abgelehnt“ wird als ver-
fahrensrechtlicher Bescheid, vgl auch die Rsp des VwGH VwSlg
913 A/1949, VwGH 27. 9. 1994, 94/07/0035 mwN). Für den
Instanzenzug bei verfahrensrechtlichen Bescheiden gilt der Grund-
satz, dass sie im Allgemeinen denselben Vorschriften unterliegen,
die für den Instanzenzug der den Gegenstand des Verfahrens bil-
denden Angelegenheit maßgeblich sind (vgl Walter/Mayer, Ver-
waltungsverfahrensrecht7, Rz 602 und 513 mwH und die Rsp,
Walter/Thienel, Die österr Verwaltungsverfahrensgesetze I [1998]
1151).
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Der Bescheid des Präsidenten des OLG C als Präses der Prüfungs-
kommission vom 22. 9. 1997 unterliegt demnach hinsichtlich des
Instanzenzuges den Vorschriften, die für den Instanzenzug im Zu-
lassungsverfahren zu RA-Prüfungen vorgesehen sind.

Gegen einen Bescheid, mit dem ein RAA vom Präses der RA-Prü-
fungskommission zur RA-Prüfung zugelassen wird, ist jedoch kein
RM zulässig. Dies ergibt sich aus dem Zusammenhalt der Bestim-
mungen des §§ 8 und 6 RAPG 1985, wonach ein RM an die
OBDK explizit nur für den Fall der Nichtzulassung zur RA-Prüfung
vorgesehen ist (so auch § 4 Abs 3 RAO in der Fassung vor In-Kraft-
Treten des RAPG 1985, wo ebenfalls nur für den Fall der Nicht-
zulassung zur RA-Prüfung ein Rekurs an den OGH vorgesehen
war).

Da gegen die Entscheidung der Zulassung zur RA-Prüfung kein
Rechtszug offen steht, ist iSd unter Punkt II.2.2.2. Gesagten auch
gegen die Abweisung des Wiederaufnahmeantrages und gegen
die Zurückweisung des Antrages auf Aufhebung des Bescheides
kein RM zulässig. Der angefochtene Bescheid wurde daher von
einer unzuständigen Behörde erlassen, wodurch der Bf im ver-
fassungsgesetzlich gewährleisteten Recht auf ein Verfahren vor
dem gesetzlichen Richter verletzt wurde.

Am Ende sah sich der VfGH anlässlich dieser Beschwerden noch
zu folgender Erwägung veranlasst:

Der Bf wurde mit Bescheiden des Präses der jeweiligen RA-Prü-
fungskommission vom 9. 8. 1996 zur RA-Prüfung und vom 20. 1.
1997 zur RA-Wiederholungsprüfung zugelassen. Damit traf die
Behörde genau jene verbindliche Entscheidung, die der Bf mit
seinen Anträgen auf Zulassung zu diesen Prüfungen erreichen
wollte. Wenn der Bf in der Folge mit den Anträgen auf Aufhebung
der Bescheide bzw auf Wiederaufnahme des Verfahrens im Ergeb-
nis diese Zulassungsbescheide bekämpft, wäre ihm – in Ermange-
lung des objektiven Interesses an der Beseitigung eines ihn
beschwerenden Verwaltungsaktes – bereits in erster Instanz das
Fehlen des Rechtsschutzbedürfnisses entgegenzuhalten gewesen,
was zu einer Zurückweisung dieser Anträge führen hätte müssen.

Anmerkung:

Der Antragsteller, der bei zweimaliger Zulassung zur RA-Prüfung
nicht durchkam, wollte es ein 3. Mal versuchen, um die (im RA-Ge-
setz RAPG nicht vorgesehene) Zulassung zu einer zweiten Wieder-
holungsprüfung zu erreichen. Dazu musste vorerst die Zulassung
zur 1. Wiederholungsprüfung beseitigt werden, der Aufhänger
waren die 2 fehlenden Tage für die erforderliche 9-monatige Ge-
richtspraxis. Die OBDK hat zwar einen dem § 73 Abs 2 AVG ent-
sprechenden Devolutionsantrag abgelehnt und außerdem die Be-
rufung bzw Wiederaufnahme betreffend den Zulassungsbescheid
zur RA-Prüfung mangels Beschwer abgewiesen. Im ersten Fall
wurde die Abweisung auch damit begründet, dass die Gerichts-
praxisdauer von (nur) 8 Monaten und 28 Tagen schon beim
OLG B aktenkundig so berechnet worden und daher keine neu her-

vorgekommene Tatsache (§ 69 Abs 1 lit b AVG) war. Die Devolu-
tion wurde aber nicht (grundsätzlich) abgelehnt (s oben).
Der VfGH hat überzeugend begründet, dass in Justizverwaltungs-
sachen ein RM nur dann zulässig ist, wenn dies im Gesetz aus-
drücklich vorgesehen ist. Da es gem § 8 RAPG nur gegen die
Nicht-Zulassung, aber nicht gegen die Zulassung zur RA-Prüfung
eine Berufung an die OBDK gibt, hat die OBDK eine ihr nicht zu-
kommende Zuständigkeit ausgeübt, daher: Verletzung des Rechtes
auf den gesetzlichen Richter.
Auch die OLG-Präsidenten als jeweilige Präses der RA-Prüfungs-
kommissionen A und B wurden aufmerksam gemacht, dass sie
schon in 1. Instanz die Anträge zurückweisen hätten müssen (kein
Rechtsschutzbedürfnis).
Nicht unerwähnt soll bleiben, dass dem Bf für seine beiden Be-
schwerden Prozesskosten von damals ATS 41.000,– zu ersetzen
seien. Preisfrage: von wem? Sei meinen: offenbar von der zustän-
digen RAK (ähnlich wie in Bkv-Sachen betreffend Praxisanrech-
nung u dgl oder in Bkd-Sachen zB wegen Verletzung eines verfas-
sungsgesetzlich verbrieften Rechtes wie Meinungsfreiheit), weil die
OBDK die Standesbehörde 2. Instanz sei? Nein, falsch: Die erstin-
stanzlichen Bescheide waren alle vom OLG-Präsidenten erlassen
worden; 2. Antwort: Kostenersatz vom Bund (OLG-Präs.)? Nein,
auch nicht: Die Kosten waren vom Bund (Bundesminister für Justiz)
zu ersetzen.
Nessun’ dorma (Turandot, 3. Akt)? Nein, stimmt nicht, richtig:
keiner lache!

Strigl

Kostenrecht
7877

§§ 370ff EO; TP 2 RATG – Kostenersatz für Antrag
auf Anmerkung der Rechtfertigung

der Pfandrechtsvormerkung
Die betrP muss (in der Exekution zur Sicherstel-
lung) zur Herbeiführung der vollen Wirkungen
der zwangsweisen Pfandrechtsbegründung aus-
drücklich die Anmerkung der Rechtfertigung be-
antragen, weil das Gericht diese Eintragung
nicht amtswegig vornehmen kann. Die Vormer-
kung des Pfandrechts und die Anmerkung der
Vollstreckbarkeit als zur zweckentsprechenden
Rechtsdurchsetzung notwendige Schritte des Ex-
verfahrens ergeben zusammen die Wirkungen
der als Ex zur Befriedigung angesehenen Einver-
leibung des Pfandrechts für die vollstreckbar ge-
wordene Forderung. Der diesbezügliche Antrag
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ist daher zur zweckentsprechenden Rechtsver-
wirklichung notwendig und nach TP 2 RATG zu
honorieren.

LG f ZRS Graz 25. 2. 2003, 4 R 66/03k

Aus der Begründung:

Das HG Wien bewilligte zur Sicherstellung der Forderung der
betrP die bücherliche Vormerkung des Pfandrechtes auf der Liegen-
schaft der verpflP. Zufolge der Vollzugsanordnung des BG f ZRS
Graz als Ex- und GBgericht wurde dieses Pfandrecht vorgemerkt.
Die betrP stellte den Antrag, die Rechtfertigung bei der Pfand-
rechtsvormerkung bei der bezeichneten Liegenschaft zu Gunsten
der vollstreckbaren (Rest-)Forderung anzumerken und verzeichnete
Kosten nach TP 2 RATG.
Das Erstgericht bewilligte die Anmerkung der Rechtfertigung,
sprach jedoch für den Antrag keine Kosten zu.
Auch wenn dem Erstgericht insofern beizupflichten ist, dass im All-
gemeinen nach hA (Nachw zB bei Schimek, Exekution zur Sicher-
stellung, 206; Zechner, Sicherungsexekution und einstweilige Ver-
fügung, § 370, Rz 2 [S 7]) die Ex zur Sicherstellung nach Eintritt
der Vollstreckbarkeit der zugrundeliegenden Forderung von selbst
in eine Befriedigungsex übergeht, ohne dass es eines diesbezüg-
lichen richterlichen Ausspruches bedürfe und so gesehen für einen
überflüssigen Umwandlungsantrag (der sonst nichts enthält) dem
Gl keine Kosten zustünden (Heller/Berger/Stix 2674; Schimek
aaO 206; Sailer in Burgstaller/Deixler-Hübner, EO-Kommentar
§ 375, Rz 18), ist die Rechtslage bei der Pfandrechtsvormerkung
anders:
Ausgehend von der jüngeren exrechtlichen Judikatur des OGH
(3 Ob 145/89 = RPflSlg E 1990/85 unter Berufung ua auf SZ
56/99; Heller/Berger/Stix 2650), die den Einklang zwischen den
grundbücherlichen Vorschriften (wonach die Vormerkung [§ 38
lit b GBG] die Erwerbung des dinglichen [Pfand-] Rechtes nur unter
der Bedingung ihrer Rechtfertigung begründet und nur in dem Um-
fang, in dem die Rechtfertigung erfolgt, die nach Eintritt der Voll-
streckbarkeit im GB einzutragen ist [§ 40, § 46 GBG]) und dem
Exrecht herstellt, muss die betrP (in der Ex zur Sicherstellung) zur
Herbeiführung der vollen Wirkungen der zwangsweisen Pfand-
rechtsbegründung ausdrücklich die Anmerkung der Rechtfertigung
beantragen, weil das Gericht diese Eintragung nicht amtswegig
vornehmen kann (diese Rsp ersichtlich billigend Zechner aaO,
§ 370, Rz 2 [S 8]). Damit bei einem im Wege der Sicherstel-
lungsex vorgemerkten Pfandrecht diese vorhin erwähnten vollen
Wirkungen der zwangsweisen Pfandrechtsbegründung eintreten
können, findet kein Rechtfertigungsverfahren vor dem GBgericht
statt. Der betrGl braucht nur beim Exgericht den Antrag auf Anmer-
kung der Rechtfertigung stellen. Die Vormerkung des Pfandrechtes
und die Anmerkung der Vollstreckbarkeit als zur zweckentspre-
chenden Rechtsdurchsetzung notwendige Schritte des Exverfah-

rens ergeben zusammen die Wirkungen der als Ex zur Befriedi-
gung angesehenen Einverleibung des Pfandrechtes für die voll-
streckbar gewordene Forderung.

Soweit der SZ 48/116 allenfalls anderes entnommen werden
könnte (Umwandlung allein durch den Eintritt der Vollstreckbarkeit
der Titelschuld), ist diese Ansicht nun wohl überholt.

Die Wirkungen der bücherlichen Vormerkung der Rechtfertigung
des Pfandrechtes aufgrund einer Ex zur Sicherstellung richten sich
im Übrigen nicht nach GBrecht, sondern ungeachtet des Art XIII
Z 5 EGEO nach den §§ 370ff EO (SZ 56/99).

Es ist somit dem Standpunkt der Rekwerberin beizupflichten, dass
der dem angefochtenen B zugrundeliegende Antrag zur zweckent-
sprechenden Rechtsverwirklichung notwendig ist (war) und daher
zu honorieren ist. Ihr stehen daher die (zutreffend – zB 4 R 262/
93; 4 R 21/97f LG f ZRS Graz) nach TP 2 RATG (zuzüglich 60%
Einheitssatz und 20% USt) verzeichneten Kosten zu.

Anmerkung:

Nach ganz hA geht die Ex zur Sicherstellung nach Eintritt der Voll-
streckbarkeit des Titels ohne besonderen Antrag nahtlos in die Be-
friedigungsex über. Zutreffend sind daher für einen (überflüssigen)
Umwandlungsantrag keine Kosten zuzusprechen. Anders liegt die
Sache aber bei der Pfandrechtsvormerkung. Hier gibt es keinen
„automatischen“ Übergang in die Befriedigungsex, weil die
zwangsweise Pfandrechtsbegründung nie zur Befriedigung des Gl
führt. Erst mit der Anmerkung der Rechtfertigung des vorgemerkten
Pfandrechts treten die vollen Wirkungen einer zwangsweisen
Pfandrechtsbegründung ein. Wenn der betrGl daher (etwa weil
über die Liegenschaft, auf der sein [Sicherungs]Pfandrecht vorge-
merkt ist, ein Versteigerungsverfahren anhängig ist) die Rechtferti-
gung der Pfandrechtsvormerkung beantragt, so dient das der
zweckentsprechenden Rechtsverfolgung.

Rainer Herzig
(am Verf beteiligt)

7878

§ 8 Abs 1 AHR (Art 132 B-VG) –
Säumnisbeschwerde

Die Säumnisbeschwerde weist aufgrund der
Verfahrensstruktur mehr Ähnlichkeit zum Devo-
lutions- oder zum Fristsetzungsantrag auf und ist
daher auch nur nach dem einfachen Ansatz der
TP 3C RATG zu honorieren.

§ 1 Abs 3 AHG – Haftung für UVS
Solidarhaftung von Bund und Land für Schäden,
die der UVS in Vollziehung von Bundesrecht ver-
ursacht.
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§ 1 Abs 1 AHG – Vertretungskostenschaden
Für das Entstehen eines Amtshaftungsanspru-
ches für Vertretungskosten genügt die hypothe-
tische Möglichkeit einer Honorarforderung.

OLG Wien, 14. 2. 2003, 14 R 240/02w (LGZRS Wien 30 Cg
2/02p)

Sachverhalt:

Der Kl führte drei Säumnisbeschwerden gegen den UVS Wien, die
vom VwGH nach Bescheidnachholung durch den UVS kosten-
pflichtig eingestellt wurden.

Im Amtshaftungsverfahren begehrte er von Bund und Land Wien
Ersatz für die durch den VwGH-Pauschalkostenzuspruch nicht ab-
gedeckten Beschwerdekosten auf Basis 2x TP 3C RATG (§ 8 Abs 1
AHR) bei BMG E 8.720,– (§ 5 Z 37b AHR).

Das LGZRS Wien erkannte beide Rechtsträger für schuldig, Kosten
auf Basis TP 3C RATG (einfach) bei BMG E 8.720,–, abzüglich
Pauschkosten, zu ersetzen.

DAS OLG Wien verwarf die Berufungsargumente des Kl (2x TP 3C
RATG), des Bundes (keine Haftung mangels Einflussnahmsmöglich-
keit auf Einrichtung, Ausstattung und Handeln des UVS) und des
Landes Wien (höchstens TP 3B RATG; keine Vertretungskosten-
schuld des mittellosen Kl).

Aus den Gründen:

1. Der Kl strebt mit seiner Berufung eine Honorierung der drei
Säumnisbeschwerden mit dem doppelten Betrag des in TP 3C
RATG genannten Gebührenansatzes an und führt dazu den Wort-
laut des § 8 Abs 1 AHR ins Treffen. Seine ausführliche Argumenta-
tion lässt sich dahingehend zusammenfassen, dass kein Grund be-
stehe, Säumnisbeschwerden anders als andere VwGH-Beschwer-
den zu behandeln . . . (und) . . . dass die AHR . . . „kodifiziertes
Sachverständigengutachten“ über die angemessene Honorierung
anwaltlicher Leistungen . . . seien.

Aus dem letzteren Argument ist schon deshalb nichts zu gewin-
nen, weil das „kodifizierte Sachverständigengutachten“ die An-
sicht der RAK zur Angemessenheit der Entlohnung der Höhe
nach wiedergibt, nicht aber eine die Gerichte bei der Beurtei-
lung der Angemessenheit bindende Rechtsnorm ist. Darüber
hinaus stellt es sich in erster Linie als Frage der Interpretation der
AHR dar, ob mit dem Begriff der „VwGH-Beschwerden“ alle
Beschwerden ohne Differenzierung gemeint sind, oder ob teleo-
logische Erwägungen die Reduktion auf Bescheid- und Maß-
nahmenbeschwerden und andere ihnen gleiche Anrufungen
der Höchstgerichte geboten erscheinen lassen, was danach zu
beurteilen sein wird, ob die Erfordernisse einer Säumnis-
beschwerde signifikant von jenen anderer Verwaltungsgerichte
abweichen. . . .

Damit, dass Form- und Inhaltserfordernisse bei einer Säumnisbe-
schwerde „im Grunde“ dieselben wie bei jeder anderen VwGH-
Beschwerde seien, vermag der Kl nicht zu überzeugen. Dass eine
Säumnisbeschwerde zur Aussicht auf Erfolg die Erschöpfung des
Instanzenzugs und die Verletzung der Entscheidungspflicht konkret
ausführen muss, trifft schon zu, bleibt aber hinter den Erforder-
nissen etwa einer aussichtsreichen Bescheidbeschwerde deutlich
zurück. Tatsächlich sind die Angaben der Gründe, auf die sich die
Behauptung der Rechtswidrigkeit des bekämpften Verwaltungsak-
tes stützt, von entscheidender Bedeutung, geht es doch hier um die
Austragung meritorischer Rechtsfragen vor einem Höchstgericht.
Dagegen kommt der Darstellung der Verletzung der Entscheidungs-
pflicht bei einer Säumnisbeschwerde . . . kein höherer Argumenta-
tions- und Begründungsaufwand zu als einer vergleichbaren Ak-
tion bei Säumnis einer im Instanzenzug untergeordneten Behörde,
sodass eine Ähnlichkeit mit dem Devolutionsantrag vorliegt.
Darüber hinaus mag ein Vergleich mit dem Fristsetzungsantrag im
Sinn des § 91 GOG dienlich sein. Auch dieser kann . . . nicht
ernsthaft einer Ausführung einer Nichtigkeitsbeschwerde oder
einer Revision gleichgesetzt werden.
Was der Kl auf mehreren Seiten an Inhaltserfordernissen, die für
eine erfolgreiche Säumnisbeschwerde tunlich sind, darlegt, könnte
noch viel ausführlicher für die Erfordernisse einer Bescheid- oder
Maßnahmenbeschwerde ausgeführt werden. Dass einer Säumnis-
beschwerde gleichwohl aufgrund der Verfahrensstruktur mehr Ähn-
lichkeit zu einem Devolutions- oder einem Fristsetzungsantrag zu-
kommt als zu einer sonstigen VwGH-Beschwerde, lässt sich da-
durch nicht wegdiskutieren. Dem ErstG ist daher beizupflichten,
dass insoweit eine angemessene Honorierung nur nach dem einfa-
chen Satz der TP 3C RATG vorzunehmen ist.
2. Da . . . das ErstG . . . nicht feststellen konnte, dass die (erg:
nicht) fristgerechte Erledigung ausschließlich auf zu geringe Perso-
nalausstattung (durch die Zweitbekl als organisatorischen Rechts-
träger) und nicht auf ein (dem erstbekl Bund als funktionellem
Rechtsträger zuzuordnendes) individuelles Verschulden der ent-
scheidenden Organe zurückzuführen ist . . . hat es im Verfahren
auch tatsächlich keinen Anhaltspunkt gegeben, warum es . . .
(nicht) möglich gewesen sein sollte, das Verfahren rascher und
zweckmäßiger zu führen.
Aber auch die reine Rechtsrüge versagt, versucht sie doch eine
Mindermeinung von Thienel in Pernthaler, UVS und Verwaltungs-
gerichtsbarkeit (1993) als mit Erkenntnissen des VwGH überein-
stimmend darzustellen. . . . Dass im Beschwerdeverfahren Kosten-
ersatz (gem VwGG) vom jeweiligen Land bzw an das jeweilige
Land zu leisten ist, sagt noch nichts darüber aus, wer verfahrensex-
tern, nämlich im Wege der Amtshaftung, für Schäden einzustehen
hat, die auf ein Fehlverhalten der Organe des UVS zurückzuführen
sind . . .
Dass der Bund nicht darauf Einfluss nehmen könne, dass im Rah-
men der Geschäftsverteilung des UVS vorgesorgt werde, kann die
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Erstbekl ebenfalls nicht entlasten, hat doch auch der organisatori-
sche Rechtsträger keine Weisungsbefugnis, mit der die Geschäfts-
verteilung beeinflusst werden könne. Dass der UVS aber nicht ein-
mal funktionell für den Bund tätig werde, ist schlechthin unverständ-
lich, hat er doch in den hier inkriminierten Anlassfällen ausschließ-
lich Bundesrecht vollzogen. Der Einschätzung des Erstgerichts, die
Neufassung des § 1 Abs 3 AHG durch die WGN 1989 habe ge-
rade derartige Fälle zur Anordnung einer Solidarhaftung im Auge
gehabt, ist daher beizutreten.

3. Entgegen der Ansicht des zweitbekl Land Wien genügt „die hy-
pothetische Möglichkeit, dass der Vertr eine Honorarforderung ge-
genüber dem Kl stellen könnte“, für die Annahme des Eintritts eines
Schadens durchaus. Es ist im Zivilrecht völlig anerkannt, dass ein
Schaden auch im Entstehen einer Forderung liegen kann (MGA-
AGBG35, E 31 zu § 1293: Anwachsen der Passiven durch eine
Honorarforderung des eigenen Rechtsbeistandes), ist doch im Sinn
des § 1293 ABGB jeder Nachteil, welcher jemandem an Vermö-
gen, Rechten oder seiner Person zugefügt wurde, als Schaden zu
verstehen, also jede Vermögensveränderung „nach unten“, der
kein entsprechendes Äquivalent gegenübersteht.

Auch das Zitat von Schragel, AHG2, Rz 163, . . . dass Beschwer-
den an den VwGH, die dort zu keiner sachlichen Erledigung . . .
führen, niemals ersatzfähig sind, übersieht, dass im vorliegenden
Fall die Säumnisbeschwerde nur (und vor allem erst) durch die Ent-
scheidung des UVS gegenstandslos wurde. Einen solchen Fall der
prozessualen Überholung . . . kann man nicht als einen Fall verste-
hen, in dem die Beschwerde an den VwGH erfolglos geblieben ist.

Auch das weitere Argument, dass eine adäquate Verursachung
nicht vorliege, weil die Beschwerden vor dem UVS letztlich erfolg-
los geblieben sind, . . . greift deshalb zu kurz, weil . . . bereits in
der Verletzung der Entscheidungspflicht eine bekämpfenswerte Be-
schwer . . . liegt . . . . Ist zur Herstellung des gesetzmäßigen Zu-
standes, nämlich einer – wenn auch dem Kl nachteiligen – inhalt-
lichen Erledigung seiner Beschwerde, ein weiterer Aufwand not-
wendig, spricht nichts gegen den Ersatz dieses Aufwands im ange-
messenen Umfang.

Soweit die Berufung sich schließlich gegen eine Honorierung auch
nur mit dem einfachen Betrag der TP 3C RATG wendet, ist sie auf
die bereits zur Berufung des Kl dargestellten Erwägungen zu ver-
weisen. Das Berufungsgericht sieht sich nicht veranlasst, aufgrund
dieses Arguments ein Urteil um EUR 19,06 zu korrigieren.“

Anmerkung:

1. Die Bemessungsgrundlage (§ 5 Z 37b AHR) stand in diesem
Verfahren nicht zur Diskussion; sie entsprach der zum Devolutions-
antrag bereits vorhandenen Rsp (zB LGZRS Wien, 26. 2. 1998,
32 Cg 35/96v).

2. Im Gegensatz zur Devolutionsantrags-Rspr, wo es erst einer Zu-
ordnung des Devolutionsantrages als weder im RATG noch in den
AHR ausdrücklich einer TP zugeordneter Eingabe „nach dem Staf-

felungszweck der Tarifposten“ bedurfte (uzw letztlich zu TP 2
RATG – OLG Wien, 14 R 216/98g), bestand ein solcher Analo-
giebedarf hier in Wahrheit nicht: Säumnisbeschwerden könnten
auch als vom Wortlaut des § 8 Abs 1 AHR erfasst angesehen
werden; der „geringeren“ Bedeutung der Sache (Erwirkung eines
Vollzugsaktes anstatt inhaltlicher Kritik daran) wird ohnehin bereits
durch die geringere Bemessung Rechnung getragen; wie umfang-
reich und detailliert eine Beschwerde zu gestalten ist, ist allein eine
Frage des Anlassfalles und nicht des Beschwerdetypus.
Erkennt man die AHR als „kodifiziertes Gutachten über die ange-
messene Honorierung anwaltlicher Leistungen“ an (so zB OGH
14. 1. 2000, 1 Ob 315/99a), so sollte sich die teleologische In-
terpretation an sich dort verbieten, wo bereits der Wortlaut keine
Zweifel offen lässt!
3. Die schon vom ErstG angenommene Solidarhaftung des funktio-
nellen mit dem organisatorischen Rechtsträger verdient volle Zu-
stimmung. § 1 Abs 3 AHG erklärt klar beide Rechtsträger für haf-
tend. Wer von beiden allenfalls sein Scherflein zur Schadensentste-
hung beigetragen hat, mag für Rückersatzfragen zwischen den
Rechtsträgern relevant sein, nicht aber für den Geschädigten (vgl
auch VfGH 24. 6. 1993, G 191/92). Es ist nicht ersichtlich, inwie-
weit der funktionelle Rechtsträger (Bund) jemals auf das Entschei-
dungsverhalten des UVS Einfluss nehmen können sollte – was aber
auch der organisatorische Rechtsträger (Land) einwenden könnte,
wenn er weder Organisationspflichten (Art 129b B-VG) verletzte
noch zB eine habituell untüchtige Person zum UVS-Mitglied be-
stellte. § 1 Abs 3 AHG verlangt daher lediglich die Organeigen-
schaft und ein Organverschulden, nicht aber auch noch ein Rechts-
trägerverschulden.
Um Missverständnisse zu vermeiden: Kann ein UVS-Mitglied allein
infolge habitueller Untüchtigkeit oder aus Ressourcenmangel nicht
rechtskonform entscheiden, so liegt das amtshaftungsrelevante Ver-
schulden bei jenem Landesorgan, das für seine Bestellung bzw für
die Ressourcenbeistellung verantwortlich war (nur diesfalls würde
eine Haftung auch des Bundes ausscheiden); in Fällen materiell-
rechtlicher Fehlentscheidungen des UVS trifft aber – Unvertretbar-
keit vorausgesetzt – die Amtshaftung jedenfalls beide Rechtsträger,
ebenso bei dem UVS anlastbarer Säumnis.
4. Das Land hatte gegen den Anspruch eingewandt, dass der –
mittellose – Kl sich ohnehin die tarifmäßigen Vertretungskosten
nicht habe leisten können, weshalb ihm auch gar kein Schaden er-
wachsen sein könne.
Auf eine tatsächliche Fälligstellung der eingeklagten Vertretungs-
kosten (Rechnungslegung durch den Vertr) bzw auf deren Zahlung
durch den Kl kommt es aber gar nicht an:

Die Frist zur Geltendmachung von Amtshaftungsansprüchen be-
ginnt bereits mit der positiven Schadenskenntnis, auch wenn die
Schadenshöhe noch nicht beziffert werden kann, noch nicht alle
Schadensfolgen bekannt bzw diese auch noch nicht zur Gänze
eingetreten sind. Besteht ein Ersatzanspruch in einer Werklohnfor-
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derung eines Unternehmers gegenüber dem Geschädigten, so gilt
der Schaden schon mit Abschluss des Werkvertrages als entstan-
den und nicht erst mit Fälligkeit der Werklohnforderung, die als
Zahlungsverbindlichkeit ja bereits im Zeitpunkt des Vertragsab-
schlusses entstanden ist (zB OGH vom 6. 3. 1991, 1 Ob 42/90).
Der Geschädigte kann nicht nur seinen tatsächlichen Schadensbe-
hebungsaufwand verlangen, sondern alternativ dazu auch das zur
Schadensbehebung erforderliche Deckungskapital, dessen Höhe
gegebenenfalls durch entsprechende Gutachten zu ermitteln ist (zB
OGH vom 9. 11. 2000, 2 Ob 256/00m = ecolex 2001/97;
13. 11. 2001, 4 Ob 98/01t).
Vom Beginn bzw Ablauf der amtshaftungsrechtlichen Verjährungs-
fristen völlig lösgelöst beurteilt sich hingegen die Fälligkeit des
Rechtsanwaltshonorares, das insbesondere dann, wenn eine grö-
ßere Zahl von Einzelleistungen erbracht werden, die miteinander
in sachlichem Zusammenhang stehen, frühestens mit der Übermitt-
lung der Honorarnote fällig wird (vgl zB RdW 1994, 311), wobei
auch Teil- bzw Akontorechnungen zulässig sind (ausführlich mN
Korab und Reidinger in AnwBl 1999, 212ff); dies hat aber mit der
bereits durch die Mandatserteilung begründeten Verbindlichkeit
des Klienten zur Honorarzahlung nichts zu tun. Allein diese ist im
Amtshaftungsverfahren von Relevanz.
Solange aber nicht Unentgeltlichkeit oder ein Pauschalhonorar ver-
einbart wurde (wofür den Schädiger die Behauptungs- und Beweis-
last trifft!), schuldet der Mandant dem Rechtsanwalt für dessen Leis-
tungen ein angemessenes Entgelt im Sinne des § 1152 ABGB (vgl
Graf, Anwaltshaftung, 71; Apathy in Schwimann, ABGB2, V, Rz 2
zu § 1004 mwN.), für dessen Ermittlung die (insoweit als „kodifi-
ziertes Gutachten“ über die angemessene Entlohnung von Vertre-
tungsleistungen angesehenen) AHR iVm den Bestimmungen des
RATG heranzuziehen sind (vgl zB E 65f zu § 1152 ABGB in
Dittrich/Tades, ABGB35).
Nur wenn der bekl Rechtsträger die Vereinbarung von Unentgelt-
lichkeit oder eine die AHR unterschreitende Honorarvereinbarung
beweisen kann oder aber die vom Kl noch nicht beglichene Hono-
rarverbindlichkeit bereits verjährt ist, wäre dem Einwand des nicht
erwachsenen Schadens nachzugehen.
(Dessen ungeachtet hat die klagsweise Geltendmachung des Ver-
tretungskostenschadens aber innert der Verjährungsfristen nach
§ 6 AHG zu erfolgen, was insbesondere bei längerdauernden Ver-
fahren – mehrere Instanzenzüge bzw Rechtsgänge- oft zu Irrtümern
führt, weil die AHG-Verjährung nichts mit der Verjährung des Ho-
noraranspruches zu tun hat, sondern sich je nach Schadensereig-
nis gesondert beurteilt: So tritt die Verjährung des Ersatzanspru-
ches für VwGH-Beschwerdekosten gegen einen rechtswidrigen
UVS-Bescheid mitunter viel früher ein als die Verjährung des Kos-
tenersatzanspruches für das erst im zweiten, dritten . . . Rechts-
gang positiv entschiedene UVS-Verfahren!!!)

Dr. Wolfgang Rainer
(am Verfahren beteiligt)

Grundbuchsrecht
7879

§§ 178, 179 AußStrG, § 131ff GGB
Für die Ausstellung einer Amtsurkunde zur
Löschung im Grundbuch stellt die Rechtskraft der
Einantwortungsurkunde keinesfalls ein Hinder-
nis dar.

LG St. Pölten, 11. 12. 2002, 10 R 99/02i

Das Erstgericht wies den Antrag auf Aufstellung einer Amtsurkunde
zur Löschung im Grundbuch, mit der aufgrund eines Übergabs-
vertrages eingetragene Dienstbarkeiten und Reallasten gelöscht
werden sollten, mit der Begründung ab, dass aufgrund der Präklu-
sivwirkung der rechtskräftigen Einantwortungsurkunde für das Ab-
handlungsgericht keine Möglichkeit mehr bestehe, sich mit der
konkreten Nachlasssache zu befassen. Das Rekursgericht gab dem
dagegen erhobenen Rekurs Folge.

Aus der Begründung:

Die Amtsurkunde zur Löschung im Grundbuch stellt lediglich eine
Beurkundung des Umstandes dar, dass nach der Aktenlage einver-
leibte grundbücherliche Rechte gegenstandslos geworden sind. Es
handelt sich nicht im eigentlichen Sinn um eine gerichtliche Ent-
scheidung, sondern um eine amtliche Bestätigung. Diese kann
grundsätzlich jederzeit erfolgen. Für die Ausstellung einer derar-
tigen amtlichen Bestätigung stellt die Rechtskraft der Einantwor-
tungsurkunde keinesfalls ein Hindernis dar. Wie der Oberste Ge-
richtshof in seiner Entscheidung 1 Ob 611/93 ausführte, überdau-
ert die individuelle Zuständigkeit des Verlassenschaftsgerichtes ge-
mäß § 105 JN die rechtkräftige Einantwortung des Nachlasses, so-
weit danach noch Maßnahmen zu besorgen sind, die noch zur Ab-
handlungspflege zu rechnen sind. Dazu zählt die vom Vermächt-
nisnehmer begehrte Aufstellung einer Amtsbestätigung gem § 178
AußStrG ebenso wie die Durchführung der Substitutionsabhand-
lung (§ 26 AußStrG), die Nachtragsabhandlung (§ 179 Abs 1
AußStrG) und die amtswegige Verbücherung der Ergebnisse der
Verlassenschaftsabhandlung gem § 29 Liegenschaftsteilungsge-
setz. Auch wenn die Amtsurkunde für die Löschung gegenstands-
loser Eintragungen im Grundbuch (§§ 131ff GBGB 1955), nicht
ausdrücklich im Außerstreitgesetz geregelt ist, bestehen keine
Gründe diese anders zu behandeln, als die Ausstellung einer Amts-
urkunde nach § 178 AußStrG.

Anmerkung:
Das Rekursgericht hat ein immer wieder auftretendes Problem einer
jahrelang geübten Praxis entsprechend gelöst und damit einem
vereinzelt gebliebenen Versuch eines Erstgerichtes, diese Praxis zu
durchbrechen, eine Absage erteilt.
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Wiederholt stellt sich das Problem, dass durch Rechte eines Ver-
storbenen belastete Grundeigentümer erst nach Abschluss des Ver-
lassenschaftsverfahrens die Löschung dieser Rechte bewirken
wollen, da der Grundbuchstand diesbezüglich im Verfahren nicht
geprüft bzw berichtigt wird.

Durch diese Entscheidung ist klargestellt, dass der durch Ausge-
dingsrechte des Erblassers Belastete nicht gezwungen ist, nach
dem Ableben des Erblassers drei Jahre zuzuwarten, um die ent-
sprechenden Grundbuchsanträge stellen zu können, sondern dass
er diese Anträge schon vor Ablauf der 3-Jahres-Frist des § 1480
ABGB stellen kann.

Dr. Franz Müller

Steuerrecht
7880

Art XII Z 3 EGUStG 1972, § 67 VVG
Der Rückersatzanspruch nach Art XII Z 3 EGUStG
1972 auf Rückerstattung der in den Kosten
enthaltenen Umsatzsteuer an den zum vorsteu-
erabzugberechtigten Kostengläubiger entsteht,
sobald der Kostengläubiger die theoretische
Möglichkeit hat, aufgrund der ihm von seinem
Anwalt gelegten Honorarnote den Vorsteuerab-
zug vorzunehmen.

Dieser Rückersatzanspruch geht gemäß § 67
VVG ex lege auf die Rechtsschutzversicherung
über, welche die Kosten bezahlte.

LG Eisenstadt 12. 2. 2003, 13 R 25/03d

Sachverhalt:

Die Klägerin zog ihre Klage gegen die hier beklagte Partei zu 2
C 1655/00v des Bezirksgerichtes Oberpullendorf unter An-
spruchsverzicht zurück. Nach Bezahlung eines Betrages von
E 2.264,66 durch die Rechtsschutzversicherung der Klägerin,
wurde die Klägerin mit Beschluss des LG Eisenstadt zu 13 R 121/
02w verpflichtet, der beklagten Partei weitere E 655,27 an rest-
lichen Verfahrenskosten und die mit E 133,63 bestimmten Rechts-
mittelkosten zu ersetzen. Die Rechtsschutzversicherung überwies
diese Beträge an den Beklagtenvertreter im Verfahren des BG
Oberpullendorf zu 2 C 1655/00v.

Im gegenständlichen Verfahren begehrte die Klägerin zunächst
E 498,38 sowie 4% Zinsen und brachte im Wesentlichen vor, es
handle sich um den Ersatz der mit gesonderter Klage geltend zu
machenden Umsatzsteuer, die die Klägerin der beklagten Partei im
Verfahren 2 C 1655/00v erstattet hätte.

Die beklagte Partei bestritt, beantragte die Abweisung des Klage-
begehrens und brachte vor, dass die Verfahrenskosten samt USt
von der Rechtsschutzversicherung der Klägerin überwiesen
worden seien. Der eingeklagte Kapitalbetrag sei von der Beklag-
ten, die zuvor nicht zur Zahlung aufgefordert worden wäre, zwei
Tage nach Erhalt des Zahlungsbefehls an die Rechtsschutzversiche-
rung überwiesen worden.

Die beklagte Partei beantragte Kostenzuspruch nach § 45 ZPO,
da der eingeklagte Betrag sofort anerkannt und bezahlt worden
sei und sie keinen Anlass zur Klagsführung gegeben habe.

Mit dem angefochtenen Urteil wies das Erstgericht das Klagebe-
gehren ab.

Die Rechtsschutzversicherung der klagenden Partei teilte dem Kla-
gevertreter mit, dass die Ansprüche der Klägerin auf die Versiche-
rung übergegangen seien. Weiters teilte der Beklagtenvertreter
mit, dass zwischenzeitlich von ihm an die beklagte Partei Rech-
nung gelegt wurde. Die beklagte Partei zahlte den eingeklagten
Kapitalbetrag an die Rechtsschutzversicherung, wobei sie davor
nicht zur Zahlung aufgefordert wurde. Erst in der Tagsatzung zur
Streitverhandlung erfuhr die beklagte Partei von der Abtretung an
die Klägerin.

Das Erstgericht ging davon aus, dass Art XII Z 3 EGUStG 1972
einen besonderen Rückersatzanspruch in der Höhe des Umsatz-
steuerbetrages insoweit einräume, als der Ersatzberechtigte diesen
Betrag als Vorsteuer abziehen könne, wobei der Gesetzgeber von
der abstrakten Möglichkeit des Rückersatzanspruches ausgehe.
Dieser hier grundsätzlich zu Recht bestehende Anspruch sei jedoch
nach § 67 VVG durch die Leistungserbringung auf die Rechts-
schutzversicherung übergegangen. Die beklagte Partei habe sich
zu Recht auf § 45 ZPO gestützt, da die beklagte Partei vor Klags-
einbringung weder von der Zession verständigt worden noch zur
Zahlung aufgefordert worden sei. Die Überweisung erfolgte nach
§ 1395 ABGB mit schuldbefreiender Wirkung.

Gegen dieses Urteil richtet sich die Berufung der klagenden Partei.

Das Landesgericht gab der Berufung nicht Folge.

Aus den Entscheidungsgründen:

Der Rückersatzanspruch nach Art XII Z 3 EGUStG 1972 eröffnet
die Möglichkeit der Rückforderung von unter anderem im Zuge ei-
nes Zivilprozesses aufgrund § 41 ZPO an die obsiegende Partei
zu leistenden Umsatzsteuerbeträgen. Sobald für den Ersatzberech-
tigten die (theoretische) Möglichkeit entsteht, den USt-Betrag als
Vorsteuer geltend zu machen, entsteht zugleich ein entsprechender
Rückersatzanspruch des Kostenschuldners. Nachdem die Kosten
hier von der Rechtsschutzversicherung der Klägerin gezahlt
wurden, ist gemäß § 67 VVG der Anspruch eines Versicherungs-
nehmers auf Schadenersatz gegen einen Dritten auf die Versiche-
rung im Ausmaß des ersetzten Schadens übergegangen. Im Sinne
der stRsp fallen unter § 67 VVG auch Rücktritts-, Ausgleichs- und
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Bereicherungsansprüche. Der Rückersatzanspruch nach Art XII Z 3
EGUStG fällt als Bereicherungsanspruch sui generis unter § 67
VVG. Die Bestimmung des § 67 VVG soll nämlich eine Bereiche-
rung des Versicherungsnehmers verhindern. Die Klägerin wäre
aber bereichert, würde man ihr einen „Rückersatz“ der von ihr
nicht bezahlten USt zubilligen. Der Rechtsübergang nach § 67
VVG tritt aufgrund des Gesetzes ein, es handelt sich um eine Legal-
zession (Schauer aaO, mwN). Wird daneben auf rechtsgeschäft-
licher Ebene ein Forderungsübergang vereinbart, kann dies die
Wirkung der Legalzession nicht im Umkehrschluss ausschließen.
Die rechtsgeschäftliche Vereinbarung ist wohl nicht notwendig,
sichert aber die Versicherung aufgrund des engen Wortlautes des
§ 67 VVG ab und kann wohl kaum dahin ausgelegt werden, dass
§ 67 VVG den Rückersatzanspruch nach Art XII Z 3 EGUStG nicht
umfasst.

Jedenfalls sichert die vertragliche Zession der Versicherung den
Anspruch auf Rückersatz der USt. Auch die Klägerin geht in ihrem
eigenen Vorbringen von einem Forderungsübergang an die Versi-
cherung aus. Eine solche Abtretung setzt voraus, dass die Versiche-
rung über die abgetretene Forderung verfügungsberechtigt ist.
Auch die Klagseinschränkung auf Nebengebühren nach Zahlung
an die Versicherung kann iVm § 1395 ABGB nur dahin gedeutet
werden, dass sich die Klägerin im Verfahren lediglich als Inkasso-
zessionarin betrachtet.

Dem dazu widersprüchlichen Vorbringen der Berufungswerberin,
wonach hier die ARB lediglich eine „private Risikoübernahme“
und keine Abtretung an die Versicherung vorsehen, kann nicht ge-
folgt werden. Daraus ist klar ersichtlich, dass sich die Versicherung
als Berechtigter betrachtet, was erst die Abtretung an die Klägerin
nötig machte.

All dies zeigt, dass der Rückersatzanspruch nach Art XII Z 3
EGUStG durch die Zahlung der Verfahrenskosten auf die Rechts-
schutzversicherung übergegangen ist. Die Inkasso – Abtretung der
Forderung auf Rückersatz der Mehrwertsteuer an die Klägerin
durch die Rechtsschutzversicherung nimmt der beklagten Partei
grundsätzlich wohl den Einwand der mangelnden Aktivlegitima-
tion, ändert aber nichts daran, dass hier § 1395 ABGB anzuwen-
den ist. Demnach kann der Schuldner mit schuldbefreiender Wir-
kung an den Zedenten zahlen, wenn ihm die Abtretung an den
Zessionar nicht bekannt ist. Nachdem in der gegenständlichen
Mahnklage ein Forderungsübergang nicht behauptet wurde, war
die beklagte Partei berechtigt, die Umsatzsteuer direkt an die
Rechtsschutzversicherung zu entrichten. Da auch die Klage hin-
sichtlich der Zinsen ins Leere geht steht der Klägerin ein Kostener-
satzanspruch weder für die Klage noch für das folgende Verfahren
zu. In keinem Zeitpunkt bestand die Klagsforderung zu Recht. Vor
Zahlung der Kapitalforderung kommt der beklagten Partei § 1395
ABGB zugute. Nimmt sie dieses Benefizium wie im vorliegenden
Fall in Anspruch, besteht aber kein Kostenersatzanspruch der Klä-
gerin für die Klage mangels Hinweis auf die Zession.

Eines Rückgriffs auf § 45 ZPO bedarf es im vorliegenden Fall nicht,
zumal die Anwendung dieser Bestimmung auch ausgeschlossen
ist, weil die Zahlung nicht an den Kläger sondern an einen Dritten
erfolgte und dadurch eine Anerkennung des konkreten Klagebe-
gehrens nicht erfolgt ist.

Mitgeteilt von RA Dr. Werner Schwarz
(am Verfahren beteiligt)

Gebühren- und Steuerrecht
Pflichtbeiträge zum Tiroler Tourismusverband

vs negative Vereinsfreiheit gemäß EMRK

7881

Art 11 EMRK
Der gesetzlich eingerichtete Tiroler Tourismusver-
band ist angesichts der starken Stellung des Am-
tes der LReg vis a vis dem Verband und seinen
Mitgliedern, des Fehlens sowohl einer internen
Streitschlichtungseinrichtung als auch der Zu-
ständigkeit der ordentlichen Gerichte und der
Beitragserhebung in Art und Weise regionaler
Steuern keine „Vereinigung“ außerhalb staatli-
cher Strukturen im Schutzbereich des Art 11
EMRK.

EGMR 4. 7. 2002, 43311/98, Erwin Köll/Österreich

Sachverhalt:

The applicant is a lawyer practising in Innsbruck (Austria). On
25 September 1996 he filed a request with the Tyrol Regional Go-
vernment Office (Amt der Landesregierung) requesting a declara-
tion that he was not a member of the local Tourism Federation (Tou-
rismusverband). According to the Regional Tourism Act (Tourismus-
gesetz), the applicant had been considered to be a compulsory
member of the Innsbruck Tourism Federation and had therefore
been obliged to pay an annual contribution to that Federation. The
applicant submitted in his request that, as a practising lawyer, he
had no direct or indirect interests in Tyrol tourism.

On 25 June 1997 the applicant filed a complaint with the Con-
stitutional Court claiming that the compulsory membership of
the Tourism Federation violated his right not to be member of an
association, as guaranteed by Article 11 of the Convention. On
27 November 1997 the Constitutional Court refused to deal with
the complaint for lack of prospects of success and transferred the
case to the Administrative Court. On 9 February 1998 the Admi-
nistrative Court requested the applicant to supplement his com-
plaint. On 26 May 1998 the Administrative Court discontinued the
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proceedings as the applicant had failed to comply with the court’s
request. Instead he filed an application introduced with the Euro-
pean Commission of Human Rights on 24 July 1998 and registe-
red on 4 September 1998.

Spruch:

Rejection in accordance with Article 35 § 4 because of incompati-
bility of the application ratione materiae with the provisions of the
Convention.

Aus den Gründen:

The Court recalls that Article 11 must be considered to protect also
the negative freedom of association, i.e. the right not to join and
not to be a member of an association, although the scope of this
protection remains to be defined. A form of compulsion striking at
the very substance of a right guaranteed by Article 11 may in itself
amount to an interference with that right. Moreover, according to
the Court’s case-law, a public law institution founded by the legis-
lature is not an association within the meaning of Article 11 of the
Convention

In the present case the tourism federations under the Regional Tour-
ism Act owe their existence to the will of the legislature. Moreover
such federations differ from associations under private law as re-
gards their structure, the competences of the administrative autho-
rities in supervising their activities, the manner in which disputes
between the federation and its members are resolved and the man-
ner in which compulsory contributions are levied. In particular, in
view of the strong position the Office of the Regional Government –
an administrative authority – hold vis-à-vis the federations and its
members, the absence of any internal dispute resolving body or
the competence of the ordinary courts in this respect, and the col-
lection of contributions in the manner of regional taxes, the Court
finds that the tourism federations at issue “remain integrated within
the structures of the State” and “enjoy prerogatives outside the or-
bit of ordinary law” (Chassagnou and Others, 25088/94,
28331/95, 28443/95 § 101).

Anmerkung:

1. Die Pflichtbeiträge zu den Tiroler Tourismusverbänden, treffend
auch Tourismus- oder Fremdenverkehrsabgaben genannt, stehen
bei den Abgabepflichtigen in besonderem Maße in Ungnade, ha-
ben diese doch gerade in letzter Zeit wieder auf verschiedene
Weise versucht, sie vor nationalen und internationalen Gerichten
zu Fall zu bringen. Noch gut in Erinnerung wird den meisten dabei
das Verfahren Erna Pelzl ua, Rs C-338/97 sein, im Zuge dessen
der EuGH auf Vorlagefrage des VwGH prüfen musste, ob das Ti-
roler TourismusG 1991 eine allgemeine umsatzsteuerähnliche Ab-
gabe iSd Art 33 der Sechsten Richtlinie darstellt. Arnold (SWK
1997, S 631) hielt dies damals ua angesichts der Erfassung von
„rund 700 Berufsgruppen“ für denkbar, Achatz (SWK 1997,

S 516ff) und schließlich am 8. 6. 1999 auch der EuGH verneinten
aber die Tatbildmäßigkeit. Neben dieser grundsätzlichen Anfech-
tung vor dem EuGH gab es auch wiederholte Einzelbedenken ge-
gen landesgesetzlichen Tourismusabgaben, die vor die nationalen
Gerichte getragen wurden – so etwa mehrmals hinsichtlich der
Frage, ob der Betroffene tatsächlich Nutzen aus dem Fremdenver-
kehr ziehen müsse (die Voraussetzungen dazu sind in den einzel-
nen LG unterschiedlich geregelt ist; vgl zB zum bgld G VwGH
25. 2. 1994, 92/17/0130).

2. Mit dem vorliegenden Verfahren vor dem EGMR hat der Be-
schwerdeführer nun eine zeitweilige politische Argumentation zur
Verteidigung der Tourismusabgaben gegenüber dem Gemein-
schaftsrecht zu seinen Gunsten umzudrehen versucht. Diese be-
zweifelte, ob für die Fremdenverkehrsabgaben die 6. Mehrwert-
steuer-Richtlinie überhaupt zur Anwendung kommen könne, da
diese „Vereinen“ zuflössen und die Beiträge daher „innerstaatlich
nicht als Abgaben“ gelten würden (BMF Klima, 21. 8. 1996, par-
lamentarische Anfragebeantwortung 887/AB – vgl dagegen aber
schon die Nachweise aus der VfGH-Rsp zum Abgabencharakter
bei Arnold, SWK 1997, S 516 FN 3). Wären die Tourismusver-
bände tatsächlich bloße „Vereine“, käme – so die insofern folge-
richtige Konsequenz – auch der Schutz des Art 11 EMRK zum Tra-
gen, der nicht nur die Freiheit der Vereinsbildung und die Freiheit
der Vereinstätigkeit, sondern auch die negative Vereinsfreiheit,
also das Recht, einer Vereinigung gerade nicht beizutreten, um-
fasst.

3. Dass das TirTourismusG 1991 aber keinesfalls einer einfachen
Vereinsmitgliedschaft den Boden bereitet, sondern stark öffentlich-
rechtlich organisiert ist, das hat der EGMR völlig zu Recht klar he-
rausgearbeitet: So richtet Art 1 TirTourismusG nicht nur die Touris-
musverbände gesetzlich ein, sondern normiert auch, dass diese
„Körperschaften des öffentlichen Rechtes“ sind. Aus dem Touris-
mus Nutzen ziehende Unternehmer sind nach § 2 ex lege zwangs-
weise Mitglieder, wobei das Amt der LReg auf Antrag des Unter-
nehmers, des Verbandsobmanns oder von Amts wegen über die
Frage der Pflichtmitgliedschaft entscheidet (§ 2 Abs 3). Die Pflicht-
beiträge werden gemäß § 30 Abs 1 leg cit auf Basis des Umsatzes
berechnet und vom Amt der LReg auf Basis des Umsatzsteuerbe-
scheides erstellt, den die Finanzverwaltung zur Verfügung stellt
(§§ 36f). Als verfahrensrechtliches Korsett ist grundsätzlich die
LAO heranzuziehen (§ 38 Abs 1), für Berufungen ist ein eigener
Berufungskörper eingerichtet, der von der LReg aus den Landesbe-
diensteten und den Kammern beschickt wird. Überdies hat die
LReg ein weitgehendes Aufsichtsrecht gemäß §§ 39 bis 42 über
die laufende Tätigkeit des Verbandes und kann im Zuge dessen
auch rechtswidrige Entscheidungen aufheben (§ 39 Abs 4).

4. Der autonom auszulegende EMRK-Begriff der „Vereinigung“ ist
damit nicht erfüllt gewesen. Das vorliegende Urteil erinnert im Üb-
rigen auch an die Entscheidung der EKMR vom 10. 7. 1991, ÖJZ
1991, 791 zu Einverleibungsgebühren im Zuge der zwangswei-
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sen Mitgliedschaft in der Handelskammer, wo die Handelskammer
ebenfalls als Körperschaft des öffentlichen Rechts außerhalb des
Anwendungsbereichs des Art 11 EMRK stehend beurteilt wurde.
Auch diese Beschwerde wurde damals schon nach Art 27 Abs 2
EMRK, der dem heutigen Art 35 Abs 3 iVm Abs 4 vergleichbar ist,
wegen offensichtlicher Unbegründetheit zurückgewiesen.

5. Daher ist es auch wenig überraschend gewesen, dass für den
VfGH kein Zweifel an der Unanwendbarkeit des Art 11 MRK be-
stand, weshalb er die Beschwerde wegen mangelnder Erfolgsaus-
sichten abgelehnt und an den VwGH abgetreten hat. Für eine
solche Abtretung bedarf es aber nach Art 144 Abs 3 B-VG eines
Antrages der Partei. Interessantes verfahrensrechtliches Detail
dazu ist nun, dass der Bf das Verfahren vor dem VwGH in der
Folge bewusst nicht weiter betrieb und eine Anfrage des VwGH
unbeantwortet ließ, sodass dieser sein Verfahren einstellte. Dies
könnte man nun vor dem Hintergrund von Art 35 (früher 26) EMRK
problematisieren, der die innerstaatliche Rechtswegerschöpfung
verlangt. Allerdings müssen nach der Rsp des EGMR von vornhe-
rein aussichtslose Rechtsbehelfe nicht beschritten werden, womit
der Bf sein Vorgehen auch gerechtfertigt hat. Wenn er nun aller-
dings die VwGH-Beschwerde – wohl angesichts der verfassungs-
rechtlichen Verbriefung der EMRK in Österreich – als solchen inef-
fektiven Rechtsbehelf, mit dem er kein Gehör hinsichtlich seiner
Art 11 EMRK-Bedenken erlangen könne, angesehen hat, ist es ver-
wunderlich, dass er überhaupt die Abtretung an den VwGH bean-
tragte, statt sofort den EGMR anzurufen. Dies erscheint inkonse-
quent und angesichts der Sechsmonatsfrist in Art 35 Abs 1 EMRK
auch hinsichtlich des Fristenlaufs „gefährlich“. Blendet man die
VwGH-Beschwerde nämlich aus, so wird die VfGH-Entscheidung
zum Auslöser des Fristenlaufs (Entscheidungsdatum: 27. 11.
1997), sodass die Einbringung der EGMR-Klage am 24. 7. 1998
möglicherweise bereits verspätet war (wir kennen aber das Zustell-
datum der VfGH-Entscheidung nicht!). Der EGMR ließ die Frage

der Rechtswegerschöpfung in casu aber ausdrücklich dahin ge-
stellt, das Verfahren war ratione materiae einfacher zu erledigen.

Franz Philipp Sutter

Ausgewählte
Prüfungsbeschlüsse – VfGH

28. 2. 2003 –13. 3. 2003

Bezügegesetz
Prüfung des § 10 Abs 1 des Bezügegesetzes betreffend den
Schutz der dienst- und besoldungsrechtlichen Stellung lediglich be-
stimmter als Beamte außer Dienst gestellter Funktionäre (hier: Ab-
berufung eines außer Dienst gestellten ehemaligen Sektionsleiters
und nunmehrigen Stadtrates) [G 45/03]

28. 2. 2003, B 1202/02
(gem Art 140 Abs 1 B-VG von Amts wegen)

Abfallwirtschaftsgesetz
Prüfung von Teilen des § 45a Abfallwirtschaftsgesetz betreffend
die Ermächtigung des Landeshauptmannes zur Verlängerung der
gesetzlichen Anpassungsfrist für einzelne Mülldeponien durch Ver-
ordnung und nicht durch Bescheid [G 41, 42/03]

5. 3. 2003, B 1676/01 ua
(gem Art 140 Abs 1 B-VG von Amts wegen)

Asylgesetz
Prüfung des § 4 Abs 3 Asylgesetz 1997 idF der Asylgesetz-No-
velle 2001 betreffend die Beurteilung der Drittstaatssicherheit auch
anhand nicht näher definierter Rechtsakte der EU [G 49, 50/03]

13. 3. 2003, B 1736/02 ua
(gem Art 140 Abs 1 B-VG von Amts wegen)

Jetzt einsteigen, surfen, klicken und bestellen!
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fugnisrecht

14. Keplinger, Rudolf und Hans
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23. Koprivnikar, Bettina: Neuerun-
gen in der Wiener Stadtverfassung
(WStV) – Die Novelle LGBl 2001/26

Für Sie gelesen
■ Kommentar zu den Zivilprozessge-

setzen in vier Bänden, 2. Band,
1. Teilband – EGZPO, §§ 1–73 ZPO;
2. Auflage. Von Hans W. Fasching /
Andreas Konecny (Hrsg), Verlag Manz,
Wien 2002, Ln, XIV, 976 Seiten,
E 198,00.

Im Jahr 2000 erschien der erste Band der
Neuauflage. Er hatte das EGJN, die JN
und das EuGVÜ/LGVÜ enthalten. Durch
die Zivilverfahrens-Novelle 2002 kam es
zu Verzögerungen bei der Drucklegung
des 2. Bandes. Dieser wurde nun in zwei
Teilbände geteilt. Neu erschienen ist der
erste Teilband, der die Kommentierung
des EGZPO und der §§ 1–73 ZPO ent-
hält. Der zweite Teilband des 2. Bandes
und der 3. Band sollen beide noch im Jahr
2003 erscheinen.

Das Werk erfüllt die Anforderungen, die
man sich von einem Großkommentar er-
wartet und bildet eine würdige Fortsetzung
der 1. Auflage. Fasching selbst stellt der
Kommentierung eine umfassende Einlei-
tung zu den Prozessgrundsätzen und Pro-
zesshandlungen voran, die wertvolle Aus-
legungshilfen bei der Interpretation einzel-
ner Bestimmungen bieten.

Ein eigenes Stichwortverzeichnis enthält
der Teilband leider nicht. Es darf wohl da-
mit gerechnet werden, dass dieses im
zweiten Teilband enthalten sein wird.

Egon Sattler

■ Scheidung kompakt. Von Astrid Deixler-
Hübner. Verlag Lexis Nexis ARD Orac,
Wien 2001. 128 Seiten, br, E 21,–.

Das vorliegende Werk stellt in kompakter
und leicht verständlicher Weise das öster-
reichische Eherecht dar. Zunächst werden
die Voraussetzungen für eine gültige Ehe-
schließung, welche nichts anderes als ein
vor dem Standesamt geschlossener Ver-
trag ist, behandelt. Neben zwei Zeugen
wird hier auch die Ehemündigkeit der
Brautleute, welche grundsätzlich mit dem

vollendeten 18. Lebensjahr erreicht wird,
genannt.
In der Folge lernt der Leser, welche ge-
genseitigen Rechte und Pflichten die Ehe-
partner treffen. Diese Rechte und Pflichten
sind va in den §§ 90 und 91 ABGB gere-
gelt und umfassen neben der Treuepflicht
auch die Beistandspflicht sowie die Pflicht
zur anständigen Begegnung. Auch besteht
eine – abdingbare – Verpflichtung, ge-
meinsam zu wohnen. Seit der Namens-
rechtsnovelle BGBl 1995/25 besteht
keine Verpflichtung zum Führen eines
gemeinsamen Familiennamens mehr. Die
Autorin erklärt, welche Namens-Varianten
seither zulässig sind und gibt hierfür an-
schauliche Beispiele.
Die Gestaltung der ehelichen Lebensge-
meinschaft unterliegt der ehelichen Dis-
position. Hier kennt man so genannte
„Hausfrauenehen“, Ehen zwischen berufs-
tätigen Partnern, aber auch den Fall, dass
ein Ehegatte im Erwerb des anderen
Ehegatten mitwirkt. Die Autorin beleuchtet
die rechtlichen Konsequenzen, wobei vor
allem das Unterhaltsrecht auf besonderes
Interesse stoßen wird. Neben der Unter-
scheidung zwischen Geldunterhalt und
Naturalunterhalt berücksichtigt die Autorin
auch die unterschiedlichen Aspekte von
Unterhalt, Wirtschaftsgeld und Taschen-
geld. Beispiele zur Berechnung der Höhe
des Unterhaltsanspruches tragen zur Pra-
xisnähe des Buches bei.
Auf besonderes Interesse wird neben dem
Unterhaltsrecht auch das eheliche Vermö-
gensrecht stoßen. Als gesetzlicher Güter-
stand wird hier die Gütertrennung in
§§ 1233, 1237 ABGB genannt. Diese
sieht die grundsätzliche Trennung der Ver-
mögen beider Ehegatten vor. An Stelle
dieses gesetzlichen Güterstandes können
die Ehegatten aber auch mittels Ehepakt
eine Gütergemeinschaft vereinbaren. Wel-
che Ehepakte es gibt und welchen Form-
pflichten Verträge zwischen Ehegatten
überhaupt unterliegen, wird im III. Kapitel
erklärt.
Ein weiteres Kapitel widmet sich der Ehe-
wohnung. Hier wird besondere Aufmerk-
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samkeit dem Wohnungsschutz gewidmet.
Der Leser lernt aber auch, wie er sich vor
Gewalt in der Familie schützen kann,
indem er etwa die Ausweisung des ge-
waltbereiten Partners aus der Wohnung
beantragt. Ein Muster eines Ausweisungs-
antrages findet sich hier ebenso abge-
druckt wie ein Musterantrag für eine Unter-
haltsverfügung.

In einem weiteren Kapitel wird in über-
sichtlicher Weise das Erbrecht der Ehegat-
ten dargestellt. Nachdem die Autorin in
der Folge auf Rechtsnatur und Rechtsfol-
gen des Verlöbnisses eingegangen ist,
widmet sie einen umfassenden Teil des
Werkes den außerehelichen Lebensge-
meinschaften.

Ehe- und familienrechtliche Fragen werden
meist dann relevant, wenn es Probleme in
der Ehe gibt und eine Scheidung droht.
Der zweite Teil des Werkes befasst sich
mit dem Scheidungsrecht, welches mit dem
EheRÄG 1999 neu geregelt wurde. Hier
werden zunächst die Voraussetzungen für
eine einvernehmliche Scheidung, welche
die einfachste, billigste und schnellste Va-
riante darstellt, aufgezählt und der Verfah-
rensablauf erklärt. Ergänzend finden sich
eine Checklist und Musteranträge für die
Scheidung im Einvernehmen abgedruckt.

Im Anschluss an die einvernehmliche
Scheidung wird die Scheidung aus Ver-
schulden behandelt. Hier legt die Autorin
zunächst die einzelnen Eheverfehlungen
dar und weist darauf hin, dass eine
Scheidungsklage innerhalb einer Frist von
6 Monaten ab Kenntnis des Scheidungs-
grundes einzubringen ist. Der Leser findet
in dem Buch das Muster einer solchen
Scheidungsklage und erfährt, wie ein
Scheidungsverfahren abläuft und mit wel-
chen Kosten zu rechnen ist. Wie bereits
bei aufrechter Ehe wird auch für den Fall
der Scheidung das Kapitel über den Unter-
halt und über die Vermögensaufteilung auf
größtes Interesse stoßen. Aber auch die
weiteren Scheidungsfolgen, wie etwa die
Auswirkungen auf die Führung des ehe-
lichen Namens, auf die Ansprüche aus
Kranken- und Pensionsversicherung und

nicht zuletzt die Rechtsfolgen für die Kin-
der sollten nicht überlesen werden.

Sind eheliche Kinder vorhanden, werden
insbesondere Fragen der Obsorge, des
Besuchsrechtes und des Kindesunterhaltes
zu klären sein. Die Autorin gibt einen
Überblick über die diesbezügliche Rechts-
lage und stellt einen Musterantrag auf Be-
trauung mit der Obsorge zur Verfügung.

Am Ende des Buches findet sich eine Über-
sicht über Servicestellen, welche unentgelt-
liche Rechtsauskunft gewähren. Daneben
findet der Leser ua auch Adressen und Te-
lefonnummern von Beratungs- und Zuflucht-
stätten im Falle häuslicher Gewalt.

Das Buch ist übersichtlich gegliedert und
mit seinen Zusammenfassungen jeweils am
Ende eines Kapitels sowie mit den zahl-
reichen Mustern äußerst praxisnah und an-
wenderfreundlich. Obwohl es sich vorwie-
gend an Nicht-Juristen wendet, wird es
auch dem rechtlich vorgebildeten Leser,
der nicht ständig mit eherechtlichen Fra-
gen befasst ist, als Lektüre und Nach-
schlagwerk empfohlen.

Vera Noss

■ Die Entwicklung des österreichischen
Aktienrechts – Geschichte und Materia-
lien. Von Susanne Kalss / Christina Bur-
ger / Georg Eckert. Linde Verlag, Wien
2003. 1012 Seiten, geb, E 119,–.

Ausgehend vom Centros Urteils des EuGH
(EuGH, U v 9. 3. 1999, RS C-212/97
Centros, Slg 1999; I-1459) ist in der Ent-
wicklung des europäischen Gesellschafts-
rechtes eine entscheidende Wende einge-
treten. Diese Leitentscheidung war der
Grund, dass Prof. Susanne Kalss sich be-
mühte, die START Förderung für die Erfor-
schung des europäischen Gesellschafts-
rechtes zu erhalten. Sie erhielt diese Förde-
rung, und das oben genannte Werk ist das
erste Ergebnis dieser umfangreichen För-
derung.

Die Entwicklung des österreichischen Ak-
tienrechts von den Anfängen bis heute
zeigt einerseits auf, dass die heute bekann-
ten Probleme und Diskussionen wie die

Rechnungslegung schon im allgemeinen
Handelsgesetzbuch von 1861 (AHGB) re-
levant waren (Seite 96ff). Zur Auffindung
von neuen Lösungen, zur Frage von Wer-
tungen, sowie bei der historischen Aus-
legung vom AktG ist ein Blick in die Ge-
schichte oft eine entscheidende Hilfe.

Das Werk gliedert sich in die Einleitung, in
eine ausführliche Darstellung der Entwick-
lung des Aktienrechts (40–392), in ein
47-seitiges Literaturverzeichnis, in ein Ent-
scheidungsverzeichnis, in ein Statutenver-
zeichnis, in ein kurzes Personenverzeich-
nis sowie in ein Paragrafenverzeichnis.
Das Paragrafenverzeichnis ist die Darstel-
lung der verschiedenen Fassungen der je-
weiligen Paragrafen angefangen von der
Stammfassung 1937 bis heute.

Bei Durchsicht des Entscheidungsverzeich-
nisses fällt auf, dass die Entscheidungen
des OGH teilweise unsortiert sind. Die äu-
ßerst geringe Anzahl lässt daraus schlie-
ßen, dass dies nicht eine vollständige
Sammlung dieser sind; ich verweise auf
Grünwald/Schummer, Entwicklung des
Gesellschaftsrechts 1990–1994, wo ein
vollständiges Literatur- und Judikaturver-
zeichnis zu finden ist. Es ist natürlich bei
Verfassung eines solchen Werkes schwie-
rig eine entsprechende Auswahl der The-
men und der damit verbundenen Literatur
und Judikatur zu treffen. Eine nähere Aus-
einandersetzung mit der Frage der aktien-
rechtlichen Treuepflicht vermisst der Rezen-
sent (dazu auch Schärf, Die aktienrechtli-
che Treuepflicht, GesRZ 1999, 170).

Im Kapitel „Zweiteilung des Aktienrechtes“
(367ff) setzen sich die Autoren mit der
Haftung der Abschlussprüfer für Fehlleis-
tungen auseinander. Ein Verweis auf die
Auseinandersetzung in der Lehre mit der
Entscheidung des OGH betreffend der
Haftung der Abschlussprüfer für die Rieger
Bank (OGH, 27. 11. 2001, 5 Ob 262/
01t = ÖBA 2002, 820 = EvBl 2002/91
ecolex 2002/41; Gruber, Dritthaftung des
Abschlussprüfers – die Rechtsprechung in
Deutschland und Österreich, ÖJZ 2002,
879) wäre einer umfassenderen Auseinan-
dersetzung würdig gewesen.
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Dieses Werk ist ein gelungener Entwurf
der jede aktienrechtliche Bibliothek vervoll-
ständigt.

Wolf-Georg Schärf

■ Besondere Beschäftigungsformen aus
arbeits-, steuer- und sozialversiche-
rungsrechtlicher Sicht. Von Wirtschafts-
treuhandkanzlei Steirer-Mika & Comp
(Hrsg). Weka-Verlag, Wien, Dezember
2002, 650 Seiten, LoBla, E 166,80.

Wieder hat sich der Weka-Verlag dem in
der Praxis so wichtigen Thema der beson-
deren Beschäftigungsformen gewidmet,
diesmal in weiser Voraussicht, dass unse-
rem Gesetzgeber ständig Neues einfällt,
insbesondere im steuer- und sozialrecht-
lichen Bereich, als Loseblattausgabe.

Neben praktischen Vertrags- und Formu-
larmustern befasst sich das Werk mit den
Gruppen der geringfügig Beschäftigten,
der freien Dienstnehmer, den Teilzeitbe-
schäftigten und den neuen Selbständigen,
was bisher schon bekannte Themen an-
langt. Hinzu kommen aber ganz wesent-
liche neue Schwergewichte:

Die Teilzeitkarenz mit dem als „Exkurs“ be-
zeichneten höchst wichtigen Kapitel der
Anspruchsvoraussetzungen für das Kinder-
betreuungsgeld, dessen Verhältnis zur Teil-
zeitkarenz und der Einkommensermittlung
im Rahmen der Zuverdienstgrenze; die Al-
tersteilzeitbeschäftigung bei Inanspruch-
nahme des Altersteilzeitgeldes samt Be-
rechnung des Lohnausgleiches;

die Teilzeitbeschäftigung;

die Telearbeit;

ausländische Arbeitskräfte.

Besondere Bedeutung kommt der Betrach-
tung der jeweiligen Beschäftigungsart in
steuerlichen und sozialversicherungsrecht-
lichen Fragen zu, aber auch Definition und
Abgrenzung kommen nicht zu kurz.

Man darf mit Spannung auf die Geschwin-
digkeit der Aktualisierung dieser Loseblatt-
ausgabe bei neuen gesetzgeberischen Ein-
fällen harren.

Ruth E. Hütthaler-Brandauer

■ Das österreichische Vereinsrecht. Von
Claus Brändle / Manfred Schnetzer.
Verlag Linde, Wien 2002, 388 Seiten,
kart, E 48,–.

Von den Rechtsanwälten Dr. Claus Brändle
und Mag. Dr. Manfred Schnetzer ist nun
auch unter Bedachtnahme auf die Ände-
rungen des Vereinsrechtes eine 3. Auflage
ihres Werkes

„Das österreichische Vereinsrecht“ im
Linde Verlag erschienen. Als Besonderheit
enthält dieses Werk den vollständigen Text
der Vereinsrichtlinien des Bundesministeri-
ums für Finanzen vom 20. 12. 2001, wie
überhaupt die abgabenrechtliche Seite
des Vereinsrechtes sehr eingehend behan-
delt wird. Auch sonst ist die Kommentie-
rung auch für Juristen sinnvoll, beispiels-
halber bei den Abgrenzungen zu anderen
Rechtsformen als den Vereinen (zB EWIV)
und beim Exkurs über das Haftungsrecht
nicht nur von Vereinsorganen, sondern
auch von Vereinen gegenüber Dritten.

Kurt Dellisch

■ Ausweisungsschutz und Verfassung.
Von Stephan Beichel. Mensch und
Buch Verlag, Berlin 2001. 247 Seiten,
E 26,17.

Wenn ein so brillanter Kopf wie der Stutt-
garter Staatsanwalt Dr. Stephan Beichel
eine Studie zur Ausweisung vorlegt, dann
ahnt man, dass diese Studie nicht nur aus
fremdenrechtlicher, sondern auch aus
strafrechtlicher Sicht spannend wird, und
diese Erwartung wird von der Realität
übertroffen. Der deutsche Rechtsbegriff der
„Ausweisung“ entspricht dem österrei-
chischen Aufenthaltsverbot, die Auswei-
sung wird wie in Österreich von der
Behörde verfügt. Das Buch gliedert sich
neben der Einleitung und dem Schlussre-
sümee in zwei umfangreiche und einen
kürzeren Teil, in denen die einfachrecht-
lichen, die verfassungsrechtlich-strafrechts-
dogmatischen und die Europäischen
Aspekte streng systematisch behandelt
werden.

Auch wenn das Fremdenrecht Deutsch-
lands anders strukturiert ist und andere
Grundrechtsvorgaben hat als das österrei-
chische, begegnet man in der umfangrei-
chen und detaillierten Studie von Beichel
fast allen Entscheidungsparadigmen, die
sich auch im österreichischen Fremden-
recht stets wiederkehrend stellen. Eine
auch nur annähernd vergleichbar tiefgrün-
dige Studie zum österreichischen Fremden-
recht existiert nicht, sodass der Zugriff auf
das Werk von Beichel für jeden Praktiker
eigentlich unverzichtbar ist. Zwar bildet
die Studie der schwerblütigen deutschen
Rechtsdogmatik für den österreichischen
Juristen eine schwere Kost, man profitiert
allerdings auch grundsätzlich, wenn man
nicht in alle Verästelungen der Dogmatik
eindringen will.

Beichel stellt alles in Frage, was auch die
meisten österreichischen Juristen an Vorur-
teilen bei der Anwendung des Fremden-
rechts mit sich herumschleppen, in der
selbstsicheren Gewissheit, damit durchzu-
kommen, ohne als oberflächliche Stümper
entlarvt zu werden. Beichel formuliert es
prägnant so: „Paart sich solches Alltags-
wissen, das freilich einer Überprüfung an-
hand wissenschaftlicher Maßstäbe nicht
standhalten kann, mit einem gastrecht-
lichen Vorverständnis, dann regen sich
rechtsstaatlich begründete Zweifel nicht.“
Das erreicht Beichels Dissertation fraglos.
Beim billig denkenden Juristen werden sich
die Zweifel nach der Lektüre des Buches
nicht mehr beruhigen lassen, und werden
die Rechtsanwälte beginnen müssen, Bei-
chels Zweifel auch bei den Gerichtshöfen
vehement einzumahnen. Allerdings hat zu-
mindest der Verfassungsgerichtshof nach
dem Aufsatz von Korinek mit seiner Judika-
tur zum Rassendiskriminierungs-BVG das
gastrechtliche Vorverständnis des Frem-
denrechts zumindest partiell überwunden.

Beichel weist dem Begriff der Staatsbürger-
schaft anhand exakter Argumentation nur
geringe Unterscheidungskraft zu und hält
jede Ausweisung eines in Deutschland ge-
borenen Ausländers für einen grundrechts-
widrigen Ausschluss aus seiner bestehen-
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den Gruppe. Damit kommt er zum Er-
gebnis, dass Ausweisungen gegen Lang-
aufenthalter stets gleichheitswidrig sein
müssen. Er weist allerdings darauf hin,
dass im § 38 FrG dieses Problem in Öster-
reich gelöst sei.
Beichel weist überzeugend nach, dass
jede Ausweisung ein Unwerturteil gegen
den Betroffenen beinhaltet, analog einem
Unwerturteil einer strafrechtlichen Verurtei-
lung. Er beweist, dass die Ausweisung re-
gelmäßig eine Strafe darstellt, womit im Er-
gebnis eine Ausweisung nach strafrecht-
licher Verurteilung auch gegen das Verbot
der Doppelbestrafung verstößt.
Beichel meint, dass es keinen Grund zur
Verhängung von Ausweisungen geben
könnte, wenn die gerichtlichen Strafen ihre
Präventivfunktion erfüllen würden. Man
kann es wohl auch umgekehrt sehen. So
lange der Staat seine Straffunktion ausübt,
darf nicht wegen des selben Sachverhalts
noch zusätzlich eine aufenthaltsbeen-
dende Maßnahmen verfügt werden, denn
auch Beichel stellt natürlich nicht in Frage,
dass es eine Strafrechtspraxis braucht und
dass das Strafrecht zumindest partiell Wir-
kungen entfaltet.
Beichel trifft auch beachtliche strafrechts-
theoretische Aussagen und führt zu grund-
sätzlichen Überlegungen zur Kriminal-
strafe, die hier allerdings nicht näher dar-
gestellt werden können.
Der europarechtliche Teil ist kurz, aber
allein aus wenigen Hinweisen ergibt sich
ein auffälliges Spannungsverhältnis zwi-
schen dem deutschen Ausländerrecht und
den Vorgaben der Europäischen Ge-
meinschaft. Wohl deshalb hat die Euro-
päische Kommission etwa vor einem Jahr
beschlossen, Deutschland wegen vielfäl-
tiger Verstöße gegen das Freizügigkeits-
recht der Union beim Europäischen Ge-
richtshof zu klagen.
Kaum einer der von der Kommission erho-
benen Vorwürfe würde nicht in gleicher
Weise für Österreich zutreffen. Beichels
Studie ist daher aktuell und auf Österreich
voll übertragbar. Sein Buch gehört daher
zur Pflichtlektüre für jedermann, der sich

mit den theoretischen Grundlagen des
Fremdenrechts auseinander setzen will.
Ein Buch, das den Blick vertieft, ein Buch,
das nachdenklich macht, ein Buch, das
zum Kampf gegen Zöpfe aufruft, und de-
ren einige gibt es auch noch in Österreich.

Wilfried Ludwig Weh

■ Rechtliche und energiepolitische
Aspekte der Energieliberalisierung. Von
Burkhard Hofer / Felix Sawerthal.
Band 86 der Schriftenreihe der Nieder-
österreichischen Juristischen Gesell-
schaft. Verlag LexisNexis ARD Orac,
Wien 2002. 35 Seiten, E 10,–.

Die österreichische Energiewirtschaft hat
sich gegen die Liberalisierung des Elektri-
zitätsmarktes überwiegend gewehrt, so
auch die niederösterreichische EVN. Die

Niederösterreichische Juristische Gesell-
schaft gab dem ehemaligen Leiter der
Rechtsabteilung der EVN (und nunmeh-
rigen Leiter des Generalsekretariats der
EVN) und dem aktuellen Leiter der Rechts-
abteilung der EVN in einer Veranstaltung
am 4. 4. 2001 Gelegenheit ihre Bedenken
gegen die Energieliberalisierung zu artiku-
lieren. Der 86. Band der Schriftenreihe der
Niederösterreichischen Juristischen Gesell-
schaft druckt diese beiden Referate ab.
Hofer begründet seine Ablehnung der
Marktliberalisierung in Österreich im We-
sentlichen mit dem ungleichen Tempo der
Liberalisierung innerhalb der Europäi-
schen Gemeinschaft und übt dabei insbe-
sondere scharfe Kritik an der französi-
schen Energiepolitik. Frankreich würde
seine Energiepolitik weniger am Geist der
EG-Verträge oder einer gemeinsamen

Indexzahlen 2003: März April

Berechnet von Statistik Austria

Index der Verbraucherpreise 2000 (� 2000 = 100) 105,8 105,7*)

Großhandelsindex (� 2000 = 100) 103,5 102,4*)

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 96 (� 1996 = 100) 111,3 111,2*)

Index der Verbraucherpreise 86 (� 1986 = 100) 145,6 145,4*)

Index der Verbraucherpreise 76 (� 1976 = 100) 226,3 226,1*)

Index der Verbraucherpreise 66 (� 1966 = 100) 397,2 396,8*)

Verbraucherpreisindex I (� 1958 = 100) 506,0 505,6*)

Verbraucherpreisindex II (� 1958 = 100) 507,6 507,1*)

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) 4446,4 4442,1*)

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) 3832,1 3828,5*)

Großhandelsindex (� 1996 = 100) 106,6 105,5*)

Großhandelsindex (� 1986 = 100) 111,2 110,0*)

Großhandelsindex (� 1976 = 100) 148,0 146,4*)

Großhandelsindex (� 1964 = 100) 246,4 243,8*)

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt 2404,2 2378,6*)
Zahlenangaben ohne Gewähr

*) vorläufige Werte
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europäischen Vision orientieren, sondern
an den handfesten Interessen der französi-
schen Staatsunternehmen EdF und GdF.
Nachdem zunächst die Verabschiedung
der ElektrizitätsbinnenmarktRL durch fran-
zösische Partikularinteressen über Jahre
hindurch blockiert worden sei, sei Frank-
reich auch der rechtzeitigen Umsetzung
der ElektrizitätsbinnenmarktRL – angeblich
aufgrund der Überlastung des französi-
schen Parlaments – nicht rechtzeitig nach-
gekommen. Dieser Schutz des französi-
schen Heimmarktes führe angesichts der
gleichzeitig verfolgten aggressiven Markt-
positionierung der EdF/GdF in anderen
EU-Mitgliedsstaaten zu einem Ungleichge-
wicht in Europa.
Diese Überlegungen sind selbstverständ-
lich richtig. Allerdings ist daraus nicht die
Konsequenz zu ziehen, dass sich auch Ös-
terreich gegen die Liberalisierung wehren
sollte. Vielmehr wird auf EU-Ebene gegen
die doppelbödige Energiepolitik Frank-
reichs vorzugehen sein.
Leider sind die Ausführungen der Referen-
ten vom 4. 4. 2001 angesichts der rasch
fortschreitenden Rechtsentwicklung im Ener-
giebereich zum Teil bereits überholt. So
wird etwa eine der Fragen, mit der sich
Sawerthal in seinem Beitrag beschäftigt (be-
grenzte oder unbegrenzte Abnahmepflicht
von Ökoenergie) inzwischen durch das
Bundes-Ökostromgesetz neu geregelt. Neu-
erliche Aktualität hat freilich das Plädoyer
von Hofer für eine Kooperation der Ver-
bundgesellschaft mit den österreichischen
Landesgesellschaften. Angesichts des Um-
standes, dass die niederösterreichische
EVN weiterhin im überwiegenden Eigentum
des Landes Niederösterreich steht, verwun-
dert dieser Standpunkt freilich nicht.
Jedenfalls bildet der Band dieser Schriften-
reihe eine Bereicherung jeder energie-
rechtlichen Bibliothek.

Reinhard Schanda

■ Wörterbuch der Rechts- und Wirt-
schaftssprache. Teil II: Deutsch – Eng-
lisch. 4., neu bearb Aufl 2002. Von Al-
fred Romain†/B. Sharon Byrd/Carola
Thielecke. Verlag Manz, 2002.
988 Seiten, geb, E 78,40.

Ein Deutsch – Englisch Rechtswörterbuch
braucht insbesondere, wer in der engli-
schen Fachsprache Schriftsätze, Vertrags-
texte oder Fachbeiträge verfassen muss.
Wie der Rezensent nun aber aus eigener
Erfahrung mit dem Feilen an englischen
Fachpublikationen weiß, findet der öster-
reichische Jurist bislang kaum ein Lexikon
am Markt vor, das ihm dabei den idealen
Mix an Fachvokabeln, deren notwendiger
Einbettung in Phrasenvorschläge sowie
zusätzlicher im Berufsleben besonders
gebräuchlicher nichtjuristischer Begriffe
bietet. Wer das Glück eines Zugangs zu
einer größeren Bibliothek hat, wird daher
in der Regel mit mehreren einschlägigen
Fachwörterbüchern (uU noch ergänzt
durch ein gutes Konversationslexikon und
ein US Lexikon wie das Black’s Law Dictio-
nary) vergleichend arbeiten müssen.

Daran ändert – so viel muss vorwegge-
nommen werden – leider auch der Romain
nichts, kann doch auch er nicht den Erwar-
tungen vollends gerecht werden. Das zeigt
schon ein mE sehr illustrativer Test für juris-
tische Deutsch-Englisch Lexika, nämlich die
Suche nach dem im deutschen Rechtsposi-
tivismus wichtigen Wort „Tatbestands-
merkmal“. Hier findet man – wohl auch
aufgrund der anderen Rechtskultur des
angloamerikanischen Raums – selten gute
Übersetzungen in Fachwörterbüchern.
Dies trifft auch auf den Romain zu, der als
Übersetzung „element of an offense, con-
stituent fact“ nennt. Mit „facts“ sind aber
primär die Sachverhaltselemente eines Fal-
les angesprochen, wohingegen die abs-
trakten Tatbestände einer Norm besser mit

„tests“ oder „conditions“ übersetzt wer-
den. Für Juristen, die mit dem strikten Ge-
bot der Trennung von Sein und Sollen auf-
gewachsen sind, ein wesentlicher Unter-
schied, den man eben auch deutlich ma-
chen können möchte!
Auch an einer anderen Front hat das vor-
liegende Wörterbuch Defizite, nämlich bei
zentralen europarechtlichen Begriffen: So
kennt es zwar die Dassonville-Formel und
erklärt diese auch (was wohl über die Auf-
gabe eines Wörterbuches hinausgeht), hat
aber „Anwendungsvorrang“ gar nicht in
seinem Repertoire. Andererseits findet
man auch wieder Vorschläge für schwie-
rige Begriffe, die man andernorts vergeb-
lich suchen würde – wie „materiell-
rechtlich“, „derogieren“, „Verlustvortrag“,
„Doppelbesteuerungsabkommen“ oder
„Vertrauensschutz“. Bei anderen Begriffen
wiederum fragt man sich, was sie in
einem Rechts- und Wirtschaftswörterbuch
suchen – zB „Lumpensammler“, „Gebie-
ter“, „Blindenführhund“ oder „Brauerei“.
Dieser Platz könnte besser genützt wer-
den.
Für mein Empfinden werden auch zu we-
nig Phrasen mit den einzelnen Begriffen
mitgeliefert, anhand derer man ein Gespür
für den Einsatz der jeweiligen Termini in
der Fachsprache entwickeln kann. Wer-
den Phrasen angeboten, dann sind diese
noch dazu unübersichtlich in Fettdruck
zwischen Wortzusammensetzungen zu
suchen statt dass sie gebündelt oben bei
dem Hauptbegriff stehen, wie man das
etwa von Langenscheidt gewohnt ist.
Das vorliegende Wörterbuch hat daher
mE nach wie vor erhebliche störende Defi-
zite, an denen in einer Neuauflage zu
arbeiten sein wird, dennoch habe ich es
bislang angesichts der ebenfalls unvoll-
ständigen Konkurrenzprodukte immer wie-
der gerne zur Hand genommen.

Franz Philipp Sutter
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Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung, auch kurz-
fristig, in Zivil- und Strafsachen, auch Verfahrenshilfe und Rechts-
mittel. Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger Lände 6,
1030 Wien.
Telefon (01) 713 78 33 und 712 32 28, auch außerhalb der
Bürozeiten, Telefax 713 78 33-74 oder Mobiltelefon (0676)
603 25 33 und (0664) 430 33 73, e-mail: scheimpflug@aon.at

■

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg (100 Meter
vom Landes- und Bezirksgerichtsgebäude Salzburg entfernt), über-
nimmt Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen.
Telefon (0662) 84 31 64, Telefax (0662) 84 44 43, e-mail:
gassner.estl@salzburg.co.at

■

RA Dr. Michael Drexler, 1090 Wien, Hörlgasse 4/5, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 317 42 88, Telefax 317 42 88-20.

■

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasiumstraße 68/6,
Telefon (01) 369 59 34, Telefax (01) 369 59 34-4, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

■

Substitutionen in Salzburg und Umgebung, vor Gerichten, Ämtern
und Behörden, macht für Sie Dr. Christian Greinz, RA, 5020 Salz-
burg, Fürstenallee 50, Telefon (0662) 82 57 53, Telefax (0662)
82 57 05, Mobiltelefon (0664) 410 10 25, Privatanschluss
(0662) 84 08 15, durchgehend erreichbar.

■

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 535 60 92, Telefax (01) 535 53 88.

RA Dr. Christian Leskoschek, 1010 Wien, Spiegelgasse 19/17,
Telefon (01) 512 66 82, Telefax (01) 513 94 50-20, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.

■

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund Haffner-Gasse 3,
übernimmt Substitutionen aller Art in der Stadt Salzburg.
Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Erich Hochauer, 1010 Wien, Fütterergasse 1.
Telefon (01) 532 19 99, Telefax (01) 535 53 88.

■

RA Dr. Wolf-Georg Schärf, 1010 Wien, Tiefer Graben 21/3,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien sowie
vor den Bezirksgerichten Mödling und Purkersdorf sowie Interven-
tionen bei Exekutionen ab einem Streitwert von S 100.000,–.
Telefon (01) 533 39 51, Telefax (01) 533 39 51-50.

■

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung, insbesondere vor
den BG Liesing und Hietzing, übernimmt – auch kurzfristig –
RA Mag. Irene Haase, An der Au 9, 1230 Wien.
Telefon/Telefax (01) 888 24 71, (0676) 528 3114, durchgehend
erreichbar.

■

Übernehme Substitutionen aller Art, auch kurzfristig, in Wien
und Umgebung: Dr. Wolfgang Langeder, Harkortstraße 9/19,
1020 Wien.
Telefon und Telefax (01) 726 71 44 sowie (0676) 326 86 18.

■

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekutionssachen) in
Wien und Umgebung (in Wien auch kurzfristig) übernehmen
die Rechtsanwälte Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther
Reiffenstuhl, Hofenedergasse 3/2, 1020 Wien.
Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Georg E. Thalhammer, 1010 Wien, Lugeck 7.
Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 512 86 05.

■

Verfahrenshilfe in Strafsachen. RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Rie-
mergasse 10, 1010 Wien, Telefon und Telefax (01) 512 22 90,
(0664) 302 53 56, übernimmt Substitutionen, auch Verfahrens-
hilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.



RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen (auch Verfahrenshilfe) in
Wien und Umgebung und steht auch für die Verfassung von Rechts-
mitteln zur Verfügung. Jederzeit, auch außerhalb der Bürozeiten,
erreichbar.

Telefon (01) 712 55 20 und (0664) 144 79 00, Telefax (01)
713 07 54, e-mail: iro@aon.at

■

RA Dr. Thomas Würzl, 1010 Wien, Sonnenfelsgasse 3, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 84 39, e-mail: office.
wuerzl@chello.at

■

RA Mag. Johann Meisthuber, Vogelweiderstraße 55, 5020 Salz-
burg, übernimmt – auch kurzfristig – Substitutionen aller Art in
Salzburg und Umgebung.

Telefon (0662) 84 38 52, Telefax (0662) 84 04 94, e-mail:
RA-MEISTHUBER@AON.AT

■

RA Dr. Rudolf Rammel, 2700 Wr. Neustadt, Purgleitnergasse 15,
übernimmt Substitutionen aller Art (auch Interventionen bei Voll-
zügen) vor allen Gerichten in Wien und Wr. Neustadt sowie vor
den Bezirksgerichten Mödling, Baden, Pottenstein, Ebreichsdorf,
Neunkirchen und Gloggnitz.

Telefon (02622) 834 94, Telefax (02622) 834 94-4.

■

RA Dr. Claudia Patleych, 1060 Wien, Mariahilfer Straße 45/5/
36, übernimmt – auch kurzfristig – Substitutionen aller Art in Wien
und Umgebung, auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Ausarbei-
tung von Rechtsmitteln.

Telefon (01) 585 33 00, Telefax (01) 585 33 05, Mobil (0664)
345 94 66, e-mail: claudia.patleych@aon.at

■

Substitutionen aller Art übernimmt RA Mag. Judith Eisenberg-
Mirecki, 1030 Wien, Reisnerstraße 25, Telefon (01) 714 82 44,
Mobil I (0699) 1063 19 00, Mobil II (0699) 1162 54 64; durch-
gehend erreichbar.

■

Wien – RA Mag. Rudolf Schweighofer, 1010 Wien, Kärntner
Straße 12, übernimmt Substitutionen aller Art in Wien und Umge-
bung.

Telefon (01) 512 66 55-21, Telefax (01) 512 66 55-10; Mobil
(durchgehend erreichbar) 0664/420 12 80.

RA Dr. Marcella Zauner-Grois, 1130 Wien, Am Platz 5, über-
nimmt Substitutionen – auch Verfahrenshilfe in Strafsachen – in
Wien und Umgebung, insb BG Hietzing, Meidling, Fünfhaus,
Liesing, Mödling und Purkersdorf.

Telefon (01) 876 54 21, Telefax (01) 877 59 11.

■

Oberösterreich – Substitutionen. RA Mag. Hartmut Gräf, Schable-
derweg 96, 4043 Linz, übernimmt Substitutionen in Zivil- und
Strafsachen (auch Verfahrenshilfe).

Telefon/Telefax (0732) 71 44 32-22, Mobil (0676) 436 52 85,
e-mail: ra.graef@utanet.at

■

St. Pölten – RA Mag. Michael Steininger, 3100 St. Pölten, Schieß-
stattring 35, übernimmt Substitutionen in St. Pölten und Umge-
bung.

Telefon (02742) 737 20, Telefax (02742) 737 20-33.

■

RA Mag. Clemens Binder-Krieglstein hat in 1010 Wien, Bösen-
dorferstraße 5/8 mit einem Regiepartner eine Kanzlei mit bester
Infrastruktur eröffnet. Damit Sie das schöne Wetter genießen kön-
nen, übernehme ich gerne Substitutionen.

Telefon (01) 505 77 00, Homepage: www.cbk.at

■

Deutschland: Rechtsanwaltskanzlei Buder & Herberstein stehen
österreichischen Kollegen für Mandatsübernahmen zur Verfügung.

A-1080 Wien, Lerchenfelder Straße 94, Telefon (01) 402 45 31,
Telefax (01) 402 45 31-33, e-mail: buder.herberstein@vip.rdb.at;
D-40235 Düsseldorf, Burgmüllerstraße 8, Telefon (0049 211)
691 14 93.

■

Deutschland: Zwangsvollstreckung, Titelumschreibung, Substitu-
tion, Rechtsanwalt aus München übernimmt sämtliche anwaltli-
chen Aufgaben in Deutschland. Zuverlässige und schnelle Bear-
beitung garantiert! Rechtsanwalt István Cocron, Friedrichstr. 31,
80801 München, Telefon (0049-89) 38 83 70-0, Telefax (0049-
89) 38 83 70-10.

■

Italien: RA Dr. Ulrike Christine Walter, Hahngasse 25,
1090 Wien, und Via A. Diaz 3, 34170 Görz, Italien, steht öster-
reichischen Kollegen für Mandatsübernahmen und staatenüber-
greifenden Substitutionen aller Art zur Verfügung.

Telefon (01) 319 25 25, Telefax (01) 319 65 91, e-mail:
u.c.walter@aon.at
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Chambers of Jean Ritchie QC, 4 Paper Buildings, Temple, London
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■
Junger Rechtsanwalt (Nat. CH/E) mit 5-jähriger Berufserfahrung,
zugelassen in der Schweiz, mit Schwerpunktsgebiet im Vertrags-,
Handels- sowie im allg. Zivilrecht, mit vielseitigen Sprachkenntnis-
sen (F/E/Sp/I) und Erfahrungen im Bereich der Geschäftsführung
sucht adäquate Anstellung als Rechtsanwalt in einer Wiener
Anwaltskanzlei.
Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100673.

■
Best ausgebildete Juristin, Doktorat sowie Gerichtsjahr absolviert,
Englisch perfekt, derzeit Bezirksrätin, besondere Erfahrung in Aus-
länderverfahren, sucht dringend Konzipiententätigkeit oder jede
Art von juristischer Arbeit, auch Provinz möglich.
Telefon (01) 523 70 08 oder (02236) 716 17. Dr. Ingrid Anghai,
2367 Biedermannsdorf, Enziang. 8.

■
Kanzlei in Wels sucht jungen Kollegen / Kollegin zwecks Über-
nahme zu günstigen Bedingungen!
Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100665.

■
Wir, eine in Wien ansässige Rechtsanwaltskanzlei, kaufen Kanz-
leien, auch mit Sitz außerhalb von Wien.
Angebote bitte an den Verlag unter Chiffre: Kauf, A-100670.

Wir vermieten in unbefristeter Hauptmiete Büroflächen zwischen
117 und 770 m2 in einem wunderschönen, top sanierten Jugendstil-
haus, unmittelbar neben dem neuen Standort des Bezirks- und Han-
delsgerichts Innere Stadt, beste Verkehrsinfrastruktur, ausreichend
Parkgaragenplätze, Preise zwischen E 8,50 und E 12,00/m2,
Lage und Ausstattung, jgs-immobilien (01) 577 33 34.

■
Wollzeile (Nähe Riemergasse), neu ausgebautes Dachgeschoss,
130 m2 Wohnfläche, 25 m2 Terrasse, Luxusausstattung, Erstbezug,
Gesamtmiete (inkl BK, Lift-BK und USt) E 2.400,–, Kaution 3 Brutto-
Monatsmieten

Kooperation: Biete jungem Kollegen repräsentative Kanzleiräum-
lichkeiten in Toplage zur Untermiete. Die Räumlichkeiten sind neu
adaptiert, in gehobener Ausstattung mit Netzwerk-Infrastruktur.
Kooperation und spätere engere Zusammenarbeit sind erwünscht.
RA Mag. Gerold Beneder, 1010 Wien, Franz-Josefs-Kai 27,
Telefon (01) 532 78 99; www.beneder.net

Weinberger & Biletti Immobilienmanagement, Telefon (01)
405 81 22

■
Wollzeile (Nähe Riemergasse), repräsentatives, neu adaptiertes
Altstadt-Büro, 177 m2, Gesamtmiete (inkl BK, Lift-BK und USt)
E 2.660,–, Kaution 3 Brutto-Monatsmieten
Weinberger & Biletti Immobilienmanagement, Telefon (01)
405 81 22

Gmunden – Zentrum: Toplage für Kanzlei/Ordination/Atelier/
Wohnung: 233 m2, teilbar; ab 1. 8. 2003; günstige Miete + BK.
Kauf möglich. Provisionsfrei.
Telefon (0664) 383 99 04

■
Gold- und Uhrenfirma kauft laufend Ware aus Konkurs, Erbschaft
etc, HELVETIA-INTERNATIONAL, 1020 Wien, Taborstraße 36,
Kontakt über Telefax (01) 216 56 08.

■
Antiquitätenankauf!
Wir suchen für unsere gehobene Klientel folgende Antiquitäten:
Ölgemälde, Aquarelle, Holzskulpturen, Bronzen, Marmor- und
Steinfiguren, Spiegel, Luster, Silbergegenstände, Uhren, Schmuck,
Porzellan, Keramiken, Gläser, außergewöhnliche Einzelstücke.
Auch ganze Verlassenschaften und Nachlässe. Kunsthandel Sitzen-
frei, Magdalenenstr. 32, 1060 Wien. Mobil 0664/175 02 64
oder 0664/358 19 69.

■
Selbstbemessung der Grunderwerbsteuer innerhalb 48 Stunden.
Nach Übermittlung der Vertragsurkunde per Telefax und Einlan-
gen der Eintragungsgebühr und Grunderwerbsteuer auf meinem
Kanzleikonto. RA Dr. Otto Schubert, 1070 Wien, Lerchenfelder-
straße 15. E 200,– exkl Ust.
Telefon (01) 523 41 36, Telefax (01) 523 41 36-23.

■
RA Dr. Rainer Maria Schilhan verkauft privat Jaguar S-Type Execu-
tive, V6, Bj 09/2000, 18.000 km, dunkelgrün metallic, Auto-
matik, Bestzustand, Vollausstattung, Schiebedach, 8-fach bereift,
garagengepflegt, Nichtraucherwagen, VB EUR 29.000,–.
Telefon (01) 533 17 48-0 und Mobil 0676/930 14 12.

Moderne Büros in Innenstadtlage zu vermieten! 1010 Wien,
Toplage, Raumkonfiguration individuell möglich. 3 Stockwerke
zu je 500–644 m2, Gesamtfläche bis zu 1.787 m2, ab sofort
zu vermieten, Seminar- und Konferenzzentrum verfügbar;
Netto-Miete/m2: ab E 12,50 + BK.
Kontaktaufnahme unter Telefon (01) 533 47 95-34,
helmut.rumpf@dbj.at




